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Einleitung

Mit	 BGBl	 I	 2008/1	 wurde	 das	 Bundesverfassungsge-
setz,	mit	dem	das	Bundes-Verfassungsgesetz	und	das	
Bundeshaushaltsgesetz	 geändert	 werden,	 kundge-
macht	 (im	 Folgenden:	 B-VGNH2).	 Mit	 diesem	 BVG		
wurden	 neue	 verfassungsgesetzliche	 Regelungen	 für	
den	Bundeshaushalt	–	die	Art	51	–	51d	-	erlassen	sowie	
der	zeitliche	Geltungsbereich	der	im	Verfassungsrang	
stehenden	Flexibilisierungsklausel	gem	§	17a	und	17b	
BHG	beschränkt.3	Damit	wurde	eine	längere	Phase	der	
Bemühungen	um	eine	Reform	der	rund	20	Jahre	alten	
bestehenden	 verfassungsrechtlichen	 Regelungen4	 für	
den	Bundeshaushalt	vorläufig	abgeschlossen.	Die	ein-
fachgesetzlichen	 Regelungen	 –	 das	 Bundeshaushalts-
gesetz	–	wurden	in	einigen	wenigen	wichtigen	Teilen	
ebenfalls	geändert,	 insbesondere	an	die	B-VGNH	an-
gepasst	(BGBl	I	2008/20).
	 Die	Bestimmungen	über	den	zeitlichen	Geltungs-
bereich	 (Art	 151	Abs	 37	 B-VG)	 lassen	 einen	 zweistu-
figen	Verlauf	der	Reform	erkennen:	

I. Phase 1: 

Ab	 1.1.	 2009	 wird	 die	 mittelfristige	 Orientierung	
des	Bundeshaushaltes	erheblich	verstärkt:	Das	vier-
jährige	Bundesfinanzrahmengesetz	 (BFRG)	 löst	 das	
Budgetprogramm	ab.	Damit	wird	der	jährliche	Haus-
haltszyklus	 um	 eine	 rollende	mittelfristige	 Budget-
planung	 erweitert,	 und	 die	Haushaltsplanung	 und	
–diskussion	 wird	 zweistufig	 ausgebaut	 (Frühjahr:	
BFRG,	 Herbst:	 Bundesfinanzgesetz/BFG).	 Gleich-
zeitig	wird	das	einfachgesetzliche	Rücklagenregime	 
(§	 53	 BHG)	 grundsätzlich	 neu	 geregelt,	 und	 damit	
den	für	die	Ausgabengebarung	zuständigen	Bundes-
ministerien	mehr	Flexibilität	beim	Haushaltsvollzug	
eröffnet.
	 Darüber	 hinaus	 wird	 die	 haushaltspolitische	
Staatszielbestimmung	gem	Art	13	Abs	2	und	3	B-VG	
um	zwei	weitere	Elemente	ergänzt	(„nachhaltig	ge-
ordnete	Haushalte“,	„Gleichstellung	von	Frauen	und	
Männern“);	diese	gilt	für	Bund,	Länder	und	Gemein-
den.

1. Einleitung1

II. Phase 2: 

Ab	 1.1.2013	 werden	 die	 gesetzlichen	 Grundlagen	
der	 Haushaltsführung	 –	 das	 BHG,	 das	 BFRG	 und	
das	BFG	–	um	Elemente	der	Wirkungsorientierung	
(„performance	 budgeting“)	 erweitert.	Die	 B-VGNH	
legt	 hiefür	 einige	 Grundsätze	 und	 ein	 detailliertes	
Determinierungsprogramm	 für	 die	 unterverfas-
sungsgesetzlichen	Regelungen	 fest.	Darüber	hinaus	
ermöglicht	 die	 B-VGNH	 den	 Einsatz	 alternativer	
Methoden	 für	Budgetierung	und	Rechnungslegung	
(etwa	 „accrual	 budgeting	 and	 accounting“).	 Beide	
Aspekte	 bedürfen	 einer	 eingehenden	Regelung	 auf	
unterverfassungsgesetzlicher	Basis;	eine	umfassende	
Neugestaltung	 der	materiell-rechtlichen	Haushalts-
regelungen,	also	des	Bundeshaushaltsgesetzes	samt	
Nebengesetzen	 und	 Durchführungsvorschriften,	
steht	in	Vorbereitung.

Bereits	 mit	 Ablauf	 des	 4.	 Jänner	 2008,	 also	 mit	 der	
Kundmachung	der	B-VGNH,	 trat	 eine	weitere	Neue-
rung	in	Geltung,	nämlich

III. die Neugestaltung des Gesetzgebungsverfahrens: 

Hiernach	wird	das	Gesetzgebungsverfahren	gem	Art	
42	Abs	 5	B-VG,	welcher	den	Bundesrat	 (BR)	 von	der	
Mitwirkung	 an	der	 Bundesgesetzgebung	 ausschließt,	
auf	 das	 BHG	 ausgedehnt,	 also	 auf	 Angelegenheiten	
welche	 bisher	 nach	 dem	 Verfahren	 der	 einfachen	
Bundesgesetzgebung	 (Art	 42	 Abs	 1	 bis	 4	 B-VG)	 zu	 
regeln	waren.
	 Diese	 neu	 gefasste	 Grundlegung	 der	 Rechtsvor-
schriften	 für	 die	 Haushaltsführung,	 insb	 die	 zuletzt	
genannte	Änderung	des	Rechtserzeugungsverfahrens,	
lässt	 es	zweckmäßig	erscheinen,	den	materiellen	und	
normativen	Zusammenhang	der	vorgesehenen	Haus-
haltsrechtsinstrumente	 zu	 analysieren.	 Von	 Interesse	
ist	dabei	 insb	die	 Frage	der	Abgrenzung	der	Gesetz-
gebungs-	 und	 sonstigen	 Rechtsetzungkompetenzen,	
der	Bezug	des	Haushaltsrechtes	zum	materiellen	Recht	
und	die	davon	allenfalls	abzuleitende	Strukturierung	
der	Haushaltsrechtsinstrumente	im	Rahmen	eines	Stu-
fenbaues.5

1	Der	Verfasser	dankt	Heinz Mayer, Clemens Jabloner	und	Privdoz. Dr. Karl Stöger	für	wertvolle	und	ausführliche	Diskussion	und	Anregungen;	alle	verbliebenen	
Mängel	sind	allein	dem	Verfasser	zuzurechnen.	
2	Zitierungen	des	B-VG	beziehen	sich,	wenn	nichts	anderes	angegeben	ist,	auf	das	B-VG	idF	der	B	VGNH.
3	Zur	Haushaltsrechtsreform	2008	vgl	insb	Steger/Pichler,	Das	neue	Haushaltsrecht	des	Bundes	(2008)	sowie	Lödl,	Die	Reform	des	Bundeshaushaltsrechts,	JRP	2008	
(erscheint	demnächst).
4	BGBl	1986/212	(idF	BGBl	I	2003/100,	Kundmachungsreformgesetz).
5	Vgl	hiezu	insb	Walter,	Der	Stufenbau	nach	der	derogatorischenKraft	im	österreichen	Recht,	ÖJZ	1965,	169;	Hengstschläger,	Das	Budgetrecht	des	Bundes	(1977)	239	ff	 
(insb	 265f);	 Thienel,	 Gibt	 es	 einen	 Stufenbau	 der	 Bundesgesetze	 nach	 ihrer	 Erzeugungsform?,	 ÖJZ	 1983,	 477	 (482);	 Hengstschläger,	 Art	 51	 B-VG,	 in:  
Korinek/Holoubek	(Hrsg),	Bundesverfassungsrecht	(1999)	Rz	41;	Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	54ff.
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Einleitung

	 Die	folgenden,	auf	Basis	eines	kritischen	Rechtspo-
sitivismus	 angestellten	Überlegungen6	 verstehen	 sich	
lediglich	als	Diskussionsbeitrag;	eine	vollständige	Klä-
rung	der	aufgeworfenen	Fragen	ist	hier	weder	möglich	
noch	beabsichtigt.	Zunächst	werden	die	theoretischen	
Grundlagen	 kurz	 dargestellt;	 sodann	werden	 iW	 die	
Rechtslage	zwischen	1.1.2009	und	31.12.2012	sowie	die	
Rechtslage	ab	1.1.2013	getrennt	behandelt	 (jene	unter	
Einbeziehung	der	verfassungs-	und	unterverfassungs-
gesetzlichen	 Ebene,	 diese	 beschränkt	 auf	 die	 Rege-
lungen	des	B-VG).

6	Diese	Ausführungen	zielen	auf	die	Darstellung	des	Haushaltsrechtes,	eine	Beurteilung	im	Hinblick	auf	die	praktisch-(budget)politische	Relevanz	der	aufge-
zeigten	Strukturaspekte	des	Haushaltsrechts	bei	dessen	tatsächlicher	Erzeugung	bzw	Anwendung	ist	nicht	beabsichtigt.
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Theoretische Grundlagen 

Die	 Reine	 Rechtslehre	 bietet	 im	 Wesentlichen	 zwei	
Wege	 zur	 Erfassung	 der	 Strukturen	 von	 Rechtsord-
nungen	 an7:	 einen	 kurzen,	 an	 den	 abstrakten	Norm-
funktionen	 ansetzenden	 Katalog	 von	 idealtypischen	
(staatlichen	Rechts-)Normen	und	die	Lehre	vom	Stu-
fenbau,	dh	der	Über-	und	Unterordnung	von	Normen	
in	einem	System	von	Stufungen.	
Es	werden	zwei	Haupttypen	von	Normen	gebildet:
•	 Verhaltensnormen:	 Diese	 haben	Anleitungsfunktion.	
Sie	regeln	das	Verhalten	von	Personen	als	Verbots-	
oder	Gebotsnormen	und	knüpfen	an	deren	Nichtbe-
folgung	Sanktionen.8  

•	 Ermächtigungsnormen:	 diese	 treten	 in	 zweierlei	 
Gestalt	in	Erscheinung:
-	Vollzugsnormen:	 Diese	 stellen	 die	 Regeln	 für	 die	
Durchführung	 der	 Verhaltensnormen	 bereit.	 Der	
personale	 Geltungsbereich	 der	 Vollzugsnormen	
umfasst	 sohin	die	zum	Vollzug	berufenen	Staats-
organe.	
-	Erzeugungsnormen:	 Mit	 diesen	 werden	 Personen	
(oder	Personengruppen),	die	als	Staatsorgane	fun-
gieren,	 ermächtigt,	 Rechtsnormen,	 insb	 generelle	
Verhaltens-	 und	 Vollzugsnormen,	 zu	 erzeugen.	
Diese	so	erzeugten	Normen	können	aber	ihrerseits	
-	in	gestufter	Abfolge	–	auch	zur	Rechtserzeugung	
ermächtigen.

Auch	unmittelbare	Vollzugsakte	der	Verwaltung	ohne	
Rechtscharakter	–	also	Akte,	welche	in	Anwendung	von	
Rechtsnormen	gesetzt	werden,	ohne	selbst	neue	Nor-

men	zu	begründen	-	können	sich	auf	Ermächtigungs-
normen	gründen	–	etwa	physische	Vollstreckungsakte	
gem	dem	Vollstreckungsrecht	 (zB	 der	Abbruch	 eines	
konsenslosen	Bauwerkes)	oder	die	Leistung	von	Zah-
lungen.9  
	 Allen	Normen	müssen	Erzeugungsnormen	vorge-
ordnet	 sein	 („Delegationszusammenhang“).	 Hieraus	
ergibt	 sich	 eine	 Dualität	 von	 Rechtserzeugung	 und	
Rechtsanwendung:	Die	 Setzung	 jedes	 Rechtsaktes	 ist	
die	 Anwendung	 einer	 dazu	 ermächtigenden	 Norm	
und	zugleich	die	Schaffung	neuen	Rechts.
	 Zur		Beschreibung	des	Verhältnisses	von	Normen	
haben	Merkl	und	Kelsen	im	Rahmen	der	Reinen	Rechts-
lehre	weiters	die	Theorie	des	Stufenbaues	der	Rechts-
ordnung	entwickelt.	
-	 Stufenbau	nach	der	rechtlichen	Bedingtheit:
	 All	jene	Normen,	die	sich	auf	die	Erzeugung	ande-
rer	Normen	 beziehen,	 können	 als	 die	 diese	Norm	
„rechtlich	 bedingenden“	 Normen	 aufgefasst	 wer-
den.	 Die	 Erzeugung	 dieser	 bedingenden	 Normen	
muss	 ihrerseits	durch	andere	Normen	rechtlich	er-
möglicht	 werden.	 Aus	 dieser	 Normenmenge	 lässt	
sich	somit	gegebenenfalls	ein	System	herausschälen,	
welches	einen	„Stufenbau	nach	der	 rechtlichen	Be-
dingtheit“	ergibt.

-	 Stufenbau	nach	der	derogatorischen	Kraft:
In	 diesem	 Falle	werden	Normen	 danach	 beurteilt,	
ob	 und	 gegebenenfalls	 in	 welcher	 Weise	 sie	 die	
„Aufhebung	 der	 Geltung“	 (Derogation)	 einer	 be-
stehenden	Rechtsnorm	bewirken	können.10/11 Gege-

2. Theoretische Grundlagen – einige kurze Bemerkungen

7	vgl	nur	Kelsen,	Reine	Rechtslehre2	(1960)	57	f;	Walter,	Der	Aufbau	der	Rechtsordnung2	(1974)	23	ff;	Walter,	Bundesverfassungsrecht.System	(1972)	1	ff;	Walter/
Mayer/Kucsko-Stadlmayer	Bundesverfassungsrecht10	(2007)	Rz	1	ff.
8	Hiezu	zählen	nicht	nur	Straf(rechts)bestimmungen,	sondern	ggf	auch	„Zivilsanktionen“;	vgl	hiezu		Kelsen,	Reine	Rechtslehre2	(1960)	261,	auch	115.	Auch	diese	 
Zivilsanktionen	münden	letztlich	in	einen	staatlichen	unmittelbaren	Zwangsakt	–	die	Exekution;	so	schon	Kelsen,	Hauptprobleme	der	Staatsrechtslehre	(1923/1984)	
304	f	und	ders,	Allgemeine	Theorie	der	Normen	(1979)	117	(„Zivilexekutionen“).
9	„In	einem	weitesten	Sinne	kann	jedes	menschliche	Verhalten,	das	in	einer	normativen	Ordnung	als	.....	Folge	bestimmt	ist,	als	durch	diese	Ordnung	ermächtigt	
und	in	diesem	Sinne	als	positiv	geregelt	gelten	„	so	Kelsen,	Reine	Rechtslehre2	(1960)	16;	ferner	Kelsen,	Hauptprobleme	der	Staatsrechtslehre	(1984/1923)	526	f;	zu	
den	Ermächtigungsnormen,	die	sich	nicht	auf	Zwangsakte	beziehen,	vgl	weiters	grundlegend	Thienel,	Der	zeitliche	Geltungsbereich	von	Normen	im	Lichte	der	
Legistik,	in	FS	Walter	1991,	724	f.
10	Vgl	hiezu	bspw		Kelsen,	Allgemeine	Theorie	der	Normen	(1979)	84	ff;	Kelsen,	Reine	Rechtslehre2	(1960)	209	(271	ua);	Merkl,	Die	Lehre	von	der	Rechtskraft	(1923)	
242	ff	;	Walter,	Der	Stufenbau	nach	der	derogatorischenKraft	im	österreichen	Recht,	ÖJZ	1965,	169;		Walter,	Derogation	oder	Invalidation,	in:	Ermacora/Klecatsky/
Marcic	(Hrsg)	Hundert	Jahre	Verfassungsgerichtsbarkeit,	Fünfzig	Jahre	Verfassungsgerichtshof	in	Österreich	(1968);	Walter,	Können	Verordnungen	Gesetzen	de-
rogieren,	ÖJZ	1961,	2;	Thienel,	Derogation.	Eine	Untersuchung	auf	Grundlage	der	Reinen	Rechtslehre,	in:	Walter	(Hrsg),	Untersuchungen	zur	Reinen	Rechtslehre	
II	(1988)	mzwN;	Stoitzner,	Die	Lehre	vom	Stufenbau	der	Rechtsordnung,	in	Paulson/Walter	(Hrsg),	Untersuchungen	zur	Reinen	Rechtlehre	(1986)	51;	Antoniolli/
Koja,		Allgemeines	Verwaltungsrecht3	202	ff	;	Schäffer	ZfV	1976,	5.
11	Der	Begriff	„Außergeltungsetzung“	baut	auf	der	Tatsache	auf,	dass	es	„unausweichliche	Aufgabe	des	positiven	Rechts“	ist,	„das	Ob	und	Wie	der	Außerkraft-
setzung	von	Rechtsnormen	zu	normieren,	...	Soweit	das	positive	Recht	die	angedeute	Normierung	unterläßt,	ist	eine	Rechtsnorm	unabänderlich.	Abänderbar	ist	
sie	nur,	soweit	eine	positivrechtliche	Derogationsnorm	die	Abänderbarkeit	vorgesehen	hat.	Abgeändert	ist	sie	nur,	sofern	die	positivrechtlichen	Bedingungen	der	
Abänderung	erfüllt	sind.“	(vgl	Merkl,	Die	Lehre	von	der	Rechtskraft	(1923)	242).
In	diesem	Sinne	gehen	die	vorliegenden	Überlegungen	grundsätzlich	von	folgendem	Verständnis	des	Derogationsverhältnisses	aus:
-	 Derogation	ist	die	Aufhebung	der	Geltung	einer	Rechtsnorm;	diese	Aufhebung	kann	nur	erfolgen,	wenn	und	soweit	dies	positivrechtlich	in	einer	Derogations-
norm	–	auf	der	Ebene	der	bedingenden	Rechtsnormen	-	vorgesehen	ist.	

-	 Geltungsverlust	kann	von	der	Rechtsordnung	beliebig	arrangiert	werden.	Soferne	die	Derogationsbedingung	in	der	Erlassung	einer	Norm	bestimmten	Inhaltes	
besteht,	kann	diese	als	derogatorische	Norm	bezeichnet	werden.	Deren	Geltung	ist	Bedingung	des	Geltungsverlustes	der	ursprünglichen	Norm.

-	 Der	 unterschiedliche	 derogatorische	 Rang	 verschiedener	 Rechtssatzformen	 einer	 konkreten	 Rechtsordnung	 ergibt	 sich	 nicht	 allein	 daraus,	 dass	 die	 
Erlassung	einer	Norm	bestimmter	Form	 (etwa	„Verfassungsgesetz“)	Bedingung	 für	die	Derogation	einer	bestehenden	Norm	 ist.	Der	derogatorische	Rang	
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benenfalls	 kann	 eine	 Aufeinanderfolge	 von	 Dero-
gationsverhältnissen	 einen	 Stufenbau	 bilden.	 Eine	
Derogation	 kann	 nur	 erfolgen,	 wenn	 und	 soweit	
dies	positivrechtlich	vorgesehen	 ist.	Materielle	De-
rogationen	setzen	voraus,	dass	zwei	Normen	–	meist	
eine	frühere	und	eine	spätere	–	einander	widerspre-
chende	sachliche	(und	im	Übrigen	iW	gleiche)	Gel-
tungsbereiche	aufweisen.

Die	 Stufenbaulehre12	 stellt	 zu	 diesen	 theoretischen	
Überlegungen	 nachdrücklich	 fest,	 dass	 ein	 „Stufen-
bau“	-	zumindest	jener	nach	der	derogatorischen	Kraft	
-	nicht	eine	dem	Recht	notwendiger	Weise	und	a	prio-
ri	zukommende	Eigenschaft	ist,	sondern	nur	an	Hand	
einer	 konkreten	 Rechtsordnung	 aufgezeigt	 werden	
kann.	-	Ebendies	soll	hier	in	Bezug	auf	die	Haushalts-
rechtsordnung	des	Bundes	versucht	werden.

kann	 vielmehr	 nur	 aus	 den	 in	 einer	 bestimmten	 Rechtsordnung	 konkret	 normierten	 sonstigen	 Rechtsfolgen	 erschlossen	 werden,	 welche	 an	 den	 Ein-
tritt	 dieser	 Derogationsbedingung	 geknüpft	 sind;	 dies	 kann	 nur	 auf	 Grund	 des	 Inhaltes	 der	 Erzeugungs-	 und	 Derogationsnormen	 beurteilt	 werden.	 
Diese	Zusammenfassung	folgt	Thienel,	Derogation.	Eine	Untersuchung	auf	Grundlage	der	Reinen	Rechtslehre,	in:	Walter	(Hrsg),	Untersuchungen	zur	Reinen	
Rechtslehre	II	(1988)	11.

Darüber	hinaus	wird	für	die	folgenden	Ausführungen	der	Begriff	der	Derogation	noch	erweitert:	Dieser	soll	-	neben	dem	durch	das	Ingeltungtreten	einer	Norm	
unmittelbar	bewirkte	Außergeltungtreten	einer	anderen	Norm	–	auch	„beschränkte	Derogationswirkungen“	umfassen.	Hiemit	sind	insb	Normkonflikte	gemeint,	
deren	Lösung	darin	besteht,	dass	durch	das	Ingeltungtreten	einer	Norm	eine	andere	Norm	aufgehoben	werden	kann	(Invalidation);	diese	Begriffsbildung	ori-
entiert	sich	an	Stoitzner,	Die	Lehre	vom	Stufenbau	der	Rechtsordnung,	in	Paulson/Walter	(Hrsg),	Untersuchunger	zu	Reinen	Rechtlehre	(1986)	67	und	69,	welche	
diesbezüglich	auf	Walter,	Der	Aufbau	der	Rechtsordnung²	(1974)	58	sowie	Walter,	Derogation	oder	Invalidation,	in:	Ermacora/Klecatsky/Marcic	(Hrsg)	Hundert	
Jahre	Verfassungsgerichtsbarkeit,	Fünfzig	Jahre	Verfassungsgerichtshof	in	Österreich,	209,	verweist.
12	Als	wichtigste	Vertreter	und	deren	Werke	seien	genannt:	Merkl,	Prolegomena	einer	Theorie	des	rechtlichen	Stufenbaues,	FS	Kelsen	(1931)	(abgedruckt	in	Kle-
catsky/Marcic/Schambeck	[Hrsg],	Die	Wiener	Rechtstheoretische	Schule	II	[1968]	1311	ff	;	Walter,	Der	Aufbau	der	Rechtsordnung2	(1974),	Thienel,	Gibt	es	einen	
Stufenbau	der	Bundesgesetze	nach	ihrer	Erzeugungsform?	ÖJZ	1983,	477;	Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer,	Bundesverfassungsrecht10	(2007)	Rz	9;	Öhlinger,	Der	
Stufenbau	der	Rechtsordnung	(1975);	Jabloner,	Stufung	und	Entstufung	des	Rechts,	ZÖR	2005,	252;	 	Mayer,	Die	Theorie	des	rechtlichen	Stufenbaues,	in	Walter 
(Hrsg),	Schwerpunkte	der	Reinen	Rechtslehre	(1994),	37;	Stoitzner,	Die	Lehre	vom	Stufenbau	der	Rechtsordnung,	in	Paulson/Walter	(Hrsg),	Untersuchungen	zu	
Reinen	Rechtlehre	(1986)	51.
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3.1. Allgemeines

Das	Haushaltsrecht	wird	 im	Allgemeinen	als	die	Zu-
sammenfassung	der	Rechtsvorschriften	gesehen,	welche
-	 die	Vorbereitung,	Erstellung,	Beschlussfassung,	Voll-
ziehung	und	die	Kontrolle	des	Budgets	–	das	ist	die	
periodenbezogene	 Zusammenstellung	 von	 Mittel- 
aufbringung	 und	 -verwendung,	wobei	 für	 letztere	
spezifische	Ermächtigungen	erteilt	werden,	sowie

-	 die	 Gebarung	 mit	 öffentlichem	 Vermögen	 und	 
öffentlichen	Schulden	

betreffen.	Ein	Charakteristikum	des	Haushaltsrechtes	
ist	 es,	 dass	 es	 nahezu	 ausnahmslos	 an	 Staatsorgane	
(oberste	 und	 weisungsgebundene	 Organe)	 gerichtet	
ist;	dh	der	personale	Geltungsbereich	umfasst	iW	nur	
Staatsorgane13,	also	Personen,	die	in	einer	besonderen	
rechtlichen	Beziehung	zum	Staat	stehen.

3.2.  Zusammenspiel und Abgren- 
 zung von materiellem und Haus- 
 haltsrecht (I): Das materielle  
 Recht als Gegenstand haushalts- 
 rechtlicher Regelungen

3.2.1. Allgemeines

Die	materielle	Gesetzgebung	 ist	 zuständig	 zur	Rege-
lung	der	konkreten	Aufgaben	des	Bundes,	und	zwar	
auch	hinsichtlich	der	zu	ihrer	Erfüllung	erforderlichen	
Leistung	von	Ausgaben.	Es	handelt	sich	um	ein	zusam-

mengesetztes	 Zwangsnormen-Gefüge,	 aus	 welchem	
sich	 die	 Ziele	 und	 Zwecke,	 Voraussetzungen,	 Bedin-
gungen	 und	Rechtsfolgen,	 Rechtssatzformen,	Verfah-
ren	und	letztlich	Sanktionen	iZm	der	Erbringung	der	
vermögenswerten	 Leistungen,	 insb	 Zahlungen,	 des	
Bundes	an	Dritte	ableiten.	
	 Die	Rechtserzeugung	erfolgt	meist	 in	der	Rechts-
satzform	 des	 einfachen	 BG	 (Art	 42	 Abs	 1	 -	 4	 B-VG	
auf	 der	 Grundlage	 der	 vielfältigen	 verfassungsrecht-
lichen	 Bundeskompetenzen	 (insb	 gem	Art	 10	 B-VG).	
Durch	diese	materielle	Gesetzgebung	werden	Dritten	
teils	 Rechtsansprüche	 auf	 finanzielle	 Leistungen	 des	
Bundes	eröffnet,	über	welche	die	Organe	der	Bundes-
verwaltung	 im	 Rahmen	 hoheitsrechtlicher	 Verfahren	
zu	 entscheiden	 haben;	 teils	 werden	 Bundesorgane	
ermächtigt14,	Verpflichtungen	des	Bundes	über	finan-
zielle	Leistungen	an	Dritte	im	Wege	von	Privatrechts-
geschäften	 –	 iW	 Verträge	 über	 Beschaffungen	 und	
Förderungen	–	zu	begründen.	Eine	der	Hoheitsverwal-
tung	entsprechende	Determinierung	(Art	18	B-VG)	des	
privat-rechtlichen	 Verwaltungshandelns	 ist	 nach	 der	
hL15	nicht	geboten;	es	bestehen	jedoch	grundrechtliche	
Rahmenbedingungen16.	Das	Haushaltsrecht	per	 se	 ist	
als	ein	Versuch	anzusehen,	eine	spezifische	gesetzliche	
Bindung	auch	der	in	der	Privatwirtschaftsverwaltung	
tätigen	Staatsorgane	zu	bewirken17.	Für	beide	Formen	
der	die	Mittelverwendung	determinierenden	materiell-
rechtlichen	Rechtsformen	bestehen	spezifische	Rechts-
schutzmöglichkeiten18.
	 An	 diese	 materielle	 Rechtslage,	 insb	 die	 Gesetz-
gebungs(kompetenz),	 knüpfen	 das	 B-VG19	 und	 das	
BHG20	 mehrfach	 indirekt	 oder	 direkt	 an.	 Soweit	 das	
materielle	Recht	Akte	der	Haushaltsführung	bedingt,	
werden	 auch	diese	materiellen	Rechtsvorschriften	 zu	
rechtlichen	 Grundlagen	 der	 Haushaltsführung,	 insb	
der	Ausgaben-	und	Einnahmengebarung.	

3. Entsprechungen im Haushaltrecht?

13	Ausnahmen	sind	etwa	die	Berichtspflichten	von	Kapitalgesellschaften	iRd	Finanz-	und	Beteiligungscontrollings	gem	§	15b	BHG	sowie	die	Regelung	des	§	37	Abs	
2	BHG	(keine	Begründung	oder	Aufhebung	von	Rechtsansprüchen	oder	Verbindlichkeiten	durch	BFG);	auch	letztere	berührt	Rechtspositionen	Dritter.
14	Die	Ermächtigung	der	Staatsorgane	zur	rechtsgeschäftlichen	Rechtserzeugung	besteht	zum	einen	in	den	allgemeinen,	dh	für	alle	Rechtssubjekte	geltenden,	
Rechtsgrundlagen	für	die	Begründung	von	Rechtsgeschäften,	zum	anderen	in	spezifischen	Ermächtigungen,	insb	dem	Art	17	B-VG.
15	vgl	nur	–	grundlegend	-	Rill,	Art	18	B-VG	Rz	10,	in	Rill/Schäffer	(Hrsg),	Bundesverfassungsrecht	Kommentar	(2001)	mwN;	aber	nach	wie	vor	aA	Walter/Mayer/
Kucsko-Stadlmayer,	Bundesverfassungsrecht10	Rz	570	ff.
16	vgl	etwa	Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer,	Bundesverfassungsrecht10	Rz	560	-573;	Jestaedt,	Das	mag	in	der	Theorie	richtig	sein…(2006),	25f	FN	75;	Korinek/Holoubek, 
Grundlagen	staatlicher	Privatwirtschaftsverwaltung	(1993)	117	ff.
17	vgl	Wenger,	Ansätze	zur	inhaltlichen	Determinierung	nicht	hoheitlicher	Verwaltungshandlungen	im	neuen	Bundeshaushaltsrecht,	ÖHW	1986,	1.
18	Neben	den	Instanzenzügen	im	hoheitlichen	Verfahren	bestehen	auch	im	Hinblick	auf	Privatrechtsgeschäfte	Rechtsschutzinstrumente,	zB		jene	gem	dem	BVergG	
2006	sowie	generell	die	Zivilgerichtsbarkeit.
19	Am	Beispiel	der	Bestimmungen	gem	der	Rechtslage	ab	1.1.2013:	„zu genehmigende Mittelverwendung“	(Art	51	Abs	2	B	VG);	„Gefahr in Verzug“	(Art	51	Abs	7	Z	1	
B-VG;	iVm „unvorhergesehener Bedarf“,	(iS	RV	875	BlgNR	16.	GP	3);	„Wirkungsorientierung“	(Art	51	Abs	8	B-VG);	„fällige Verpflichtungen“	(Art	51b	Abs	1	und	2	B-VG);	
„gesetzliche Verpflichtungen“	und	„sonstige Verpflichtungen“	(Art	51c	Abs	2	Z	1	und	3	B-VG).	Das	Vorliegen	all	der	hier	genannten	Tatbestände	kann	von	den	jeweils	
zuständigen	Staatsorganen	nur	auf	Basis	der	geltenden	Rechtsordnung,	insb	der	materiellen	Gesetze	beurteilt	werden.
Die	bis	Ende	2008	geltende	Verfassungslage	sieht	in	Art	51	Abs	3	B-VG	(idF	BGBl	I	2003/100)	vor,	dass	das	BFG	„als	Anlagen	den	Voranschlag	der	Einnahmen	und	
Ausgaben	des	Bundes	…	zu	enthalten“	hat.	Die	Beurteilung,	welche	der	Ausgaben	und	Einnahmen	solche	des	Bundes	sind,	kann	schlechterdings	nur	auf	Grund	
der	den	Zahlungsansprüchen	des	Bundes	gegenüber	Dritten	oder	Dritter	gegenüber	dem	Bund	zugrunde	liegenden	einschlägigen	Rechtsvorschriften	erfolgen.
20	Als	Beispiele	seien	genannt:
-	 §	2	normiert	allgemein	als	Ziel:	„Die	Haushaltsführung	hat	der	Erfüllung der Aufgaben	des	Bundes	...	zu	dienen“.
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Das	 B-VG	 trifft	 zwei	 wesentliche	 Klarstellungen	 mit	
Bezug	auf	die	Abgrenzung	von	materiellem	Recht	und	
Haushaltsrecht	nämlich	hinsichtlich
a)	der	Erzeugung	des	„allgemeinen	Haushaltsrechtes“,	
also	des	BHG,	und

b)	der	 Abgrenzung	 hinsichtlich	 der	 Erzeugung	 und	
Vernichtung	von	Rechtsansprüchen.

ad a)	 Unter	 dem	 Regime	 des	 B-VG	 vor	 Geltung	 der	 
B-VGNH	war	die	einfache	Bundesgesetzgebung	(Art	42	 
Abs	1-4	B-VG)	zuständig	für	die	Erlassung	der	materi-
ellen	Gesetze	und	des	BHG21.	Das	BHG,	also	die	für	die	
Haushaltsführung	 vorzusehenden	 allgemeinen	 Rege-
lungen,	ist	nach	einheitlichen	Grundsätzen	zu	erlassen;	
dh	das	BHG	und	sonstige	einfache	Gesetze	durften	Re-
gelungen	über	die	Haushaltsführung	enthalten;	sie	mus-
sten	hiebei	dem	Einheitlichkeits-Gebot	entsprechen.	Das	
am	B-VG	anknüpfende	und	systematisch	wohl	durch-
dachte	BHG	entfaltet	damit	quasi	eine	„Gravitations-
wirkung“.	Neue	Haushaltsregelungen	–	auch	wenn	sie	
außerhalb	der	BHG,	insb	als	leges	fugitivae	in	Materien- 
gesetzen,	 erlassen	 wurden	 –	 mussten	 dahin	 gehend	
beurteilt	werden,	ob	sie	mit	den	im	BHG	erkennbaren	
Grundsätzen	kompatibel	sind.22	Die	einfache	Gesetzge-
bung	war	freilich	nicht	gehindert,	Grundsätze	zu	besei-
tigen,	zu	ändern	oder	neue	hinzu	zu	fügen.	
	 Die	 einfache	Bundesgesetzgebung	war	 ferner	 zu-
ständig	 für	 die	 Erlassung	 von	 speziellen	 Ermächti-
gungen	zum	Eingehen	von	Vorbelastungen	(gem	§	45	
Abs	4	und	5	BHG).

Mit	der	ab	2008	geltenden	Kompetenzänderung	ergibt	
sich	eine	neue	Rechtslage	(s	hiezu	Pkt	5.2.3.).

ad b)	Die	vom	B-VG	(und	ihm	folgend	vom	BHG)	vor-
genommene	Abgrenzung	des	materiellen	Rechts	vom	
Haushaltsrechtes	ist	insb	hinsichtlich	der	Existenz	von	
rechtlich	verfügten	finanziellen	Ansprüchen	relevant:
	 Artikel	51c	Abs	1	B-VG23	statuiert,	dass	„Mittelver-
wendungen, die im Bundesfinanzgesetz nicht vorgesehen 
sind oder die die vom Nationalrat genehmigten Mittelver-
wendungen überschreiten, … im Rahmen der Haushalts-
führung nur auf Grund bundesfinanzgesetzlicher Ermäch-
tigung geleistet werden“ dürfen24. 
	 Das	 B-VG	 erlaubt	 somit	 den	 Bundesorganen	 die	 
Leistung	von	Ausgaben	(bzw	die	Vornahme	von	Mittel- 
verwendungen)	 nur	 unter	 der	 Voraussetzung	 einer	
bundesfinanzgesetzlichen	 Ermächtigung;	 insoweit	
eine	 solche	nicht	vorliegt,	 ist	den	Bundesorganen	die	
Leistung	 der	 Ausgaben	 (bzw	 Mittelverwendungen)	
verboten.	 Dieses	 Gebot	 bzw	 Verbot	 gilt	 jedoch	 nicht	
allgemein,	 sondern	 deren	 Geltungsbereich	 wird	 auf	
den	„Rahmen der Haushaltsführung“	eingeschränkt.	Dh,	
der	die	Leistung	der	Zahlung	bedingende,	im	materiel-
len	Recht	(insb	Gesetz	oder	Vertrag)	wurzelnde	Rechts-
anspruch	bleibt	unberührt.	Damit	wird	schon	auf	der	
Ebene	 der	 Verfassung	 jener	 Grundsatz	 sichtbar,	 der	
vom	BHG	 in	 §	 37	Abs	 2	 positiviert	wird:	Durch	das	
Bundesfinanzgesetz25 „werden Ansprüche oder Verbind-
lichkeiten weder begründet noch aufgehoben.“

-	 §	14	Abs	5	BHG	statuiert	für	alle	Bundesminister	die	Kalkulationspflicht	hinsichtlich	er	von	ihnen	vorbereiteten	Gesetzes-	und	Verordnungsentwürfe.
-	 §	17	Abs	5	und	5a	BHG	nehmen	auf	durch	einfache	Bundesgesetze	verfügte	Zweckbindungen	Bezug.
-	 §	19	BHG	richtet	die	Gliederung	des	BVA	nach	„Entstehungsgrund“, „Zweck“, „Sachgebieten“	aus.
-	 §	20	Abs	7	BHG	definiert	den	für	die	Gliederung	des	BVA	relevanten	Begriff	„gesetzliche Verpflichtungen“	unter	Bezug	auf	die	Ausgaben	begründenden	Bun-
desgesetze.	Die	gesetzliche	Definition	lautet:	„Ausgaben ……., die sich auf Ansprüche gründen, die dem Grunde und der Höhe nach in einem Bundesgesetz so eindeutig 
festgelegt sind, dass sie in dieser Hinsicht weder bei der Erstellung des Bundesfinanzgesetzes noch bei der Vollziehung des betreffenden Bundesgesetzes beeinflussbar sind“.

-	 §	34	Abs	4	Z	1	BHG	sieht	vor,	dass	die	Erläuterungen	zum	BFG	Angaben	über	die	„gesetzlichen	Grundlagen	der	Einnahmen	und	Ausgaben“	zu	enthalten	
haben.

-	 §	37	Abs	3	BHG	regelt	die	Zuständigkeit	im	Rahmen	der	Haushaltsführung	durch	Verweis	auf	die	Zuständigkeit	zur	Vollziehung	der	materiellen	Rechtsvor-
schriften.

-	 §	39	BHG	bindet	die	Einnahmengebarung	ausschließlich	an	die	materiellen	Rechtsgrundlagen	und	schließt	diesbezügliche	Bindungswirkungen	des	BFG	
aus.

-	 §	43	Abs	1	BHG	sieht	vor,	dass	durch	Bundesgesetz	bestimmte	Vorhaben,	die	durch	zweckgebundene	Einnahmen	finanziert	werden,	nicht	der	Koordinations-
pflicht	unterliegen.

-	 §	45	Abs	4	BHG	bindet	die	Begründung	von	finanziell bedeutsamen Vorbelastungen	an	die	Ermächtigung	durch	ein	besonderes	materielles	Bundesgesetz	
(so	der	ausdrückliche	Hinweis	in	AB	877	BlgNR	16.	GP	7f;	vgl	hiezu	auch	Kotzaurek,	Die	haushaltsrechtliche	Problematik	der	Übernahme	vorbelastender	Ver-
pflichtungen,	ÖHW	1999,	134);	die	Novellierung	durch	BGBl	I	2003/71	hat	an	dieser	grundsätzlichen	Kompetenz	nichts	geändert	[vgl	RV	59	BlgNR	22.	GP]);	
die	Erlassung	einer	gesonderten	gesetzlichen	Ermächtigung	ist	nicht	erforderlich,	wenn	eine	solches	Gesetz	bereits	gilt	(Abs	5);	zur	Rechtssatzform	dieses	BG	
s	Pkt	5.1.3.1.2.	sowie	5.3.1.5.

-	 §	52	Abs	3	BHG	bezieht	den	Auslaufzeitraum	auch	auf	spezifische	„durch	Bundesgesetz	bestimmte“	Gebarungen.
21	gem	Art	51	Abs	6	B-VG	(idF	BGBl	I	2003/100):	„(6)	Die	näheren	Bestimmungen	über	die	Erstellung	des	Bundesfinanzgesetzes	und	über	die	Haushaltsführung	
des	Bundes	sind	nach	einheitlichen	Grundsätzen	durch Bundesgesetz zu treffen. In diesem sind insbesondere die Vorgangsweise bei Eingehen und Umwandlung von Verbind-
lichkeiten aus Geldmittelbeschaffungen, die nicht innerhalb desselben Finanzjahres getilgt werden, oder aus langfristigen Finanzierungen (Finanzschulden), bei Begründung von 
Vorbelastungen, bei Bildung von Haushaltsrücklagen, bei Verfügungen über Bundesvermögen und bei Haftungsübernahmen des Bundes sowie die Mitwirkung des Rechnungs-
hofes an der Ordnung des Rechnungswesens zu regeln.“
22 Nicht	grundsatzkonform	wäre	es	bspw,	Änderungen	der	Bestimmungen	über	Vorhaben	 (§§	43	–	47	BHG),	welche	durchwegs	von	dem	 (auf	Art	51a	B-VG	
gestützten)	Grundsatz	der	Koordinationspflicht	geprägt	sind,	dahin	gehend	vorzunehmen,	dass	Vorhaben	eines	bestimmten	Politikfeldes	von	dieser	Koordinati-
onspflicht	grundsätzlich	ausgenommen	sind.
23 idF	Art	I	Z		11	B-VGNH;	die	für	den	Zeitraum	2009	–	2012	geltende	Bestimmung,	Art	51b	Abs	1	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100,	enhält	grundsätzlich	die	gleiche	
Regelung	mit	Bezug	auf	„Ausgaben”.
24	Ähnlich	schon	die	befristete	verfassungsgesetzliche	Ermächtigung	gem	Art	I	§	1	Abs	2	des	BVG	BGBl	1963/75	(zur	„Übertragung der Befugnis zur Ausgabenbewil-
ligung“)			allerdings	ohne	Verwendung	des	Begriffes	„Haushaltsführung“.
25	bzw	andere	Grundlagen	der	Gebarung,	nämlich	das	gesetzliche	und	das	automatische	Budgetprovisorium.
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IdZ	ist	auch	auf	das	„Bepackungsverbot“	hin	zu	wei-
sen:	Hiernach	darf	das	–	 in	der	Rechtssatzform	eines	
BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erzeugende	-	BFG	nur	
Regelungen	iS	der	Art	51	ff	B-VG	(idF	BGBl	I	2003/100),	
nicht	jedoch	materiell-rechtliche	Regelungen	enthalten;	
diese	sind	idR	der	einfachen	Bundesgesetzgebung	(Art	
42	Abs	1	bis	4	B-VG)	vorbehalten.26 

3.2.2. Die Absicherung der Erfüllung bestehender  
materiell-rechtlicher finanzieller Verpflich-
tungen des Bundes im Rahmen der Haushalts-
führung

Dieser	 Grundsatz	 der	 Unberührtheit	 und	 Sicherung	
der	 Existenz	 von	 materiellen	 finanziellen	 Rechtsan-
sprüchen	gegenüber	dem	Bund	wird	im	B-VG	konse-
quent	durchgeführt:	
-	 Art	 51b	Abs	 1	 B-VG27	 sieht	 vor,	 dass	 der	 „Bundes-

minister für Finanzen… dafür zu sorgen“ hat, „dass bei 
der Haushaltsführung zuerst die fälligen Verpflichtungen 
abgedeckt und sodann die übrigen Mittelverwendungen 
getätigt werden...“.	Die	dem	BMF	rechtlich	zu	Gebote	
stehenden	Mittel	müssen	also	primär	dafür	verwen-
det	 werden,	 bereits	 bestehende,	 gesetzliche	 oder	
sonst	 im	Zuge	der	Haushaltsführung28	unabänder-
bare	finanzielle	Rechtsansprüche	(„fällige	Verpflich-
tungen“)	 zu	 befriedigen;	 Mittelbeschränkungen	
auf	 Grund	 (zu)	 knapper	 Budgetierung	 gehen	 zu	
Lasten	 neu	 zu	 begründender	 (Rechts-)Ansprüche.	
Die	Wortgruppe	 „bei	 der	 Haushaltsführung“	 zielt	
wiederum	darauf	ab,	dass	die	iZm	der	Abdeckung	
der	Ausgaben,	welche	durch	fällige	Verpflichtungen	
bedingt	 sind,	 erforderlichen	 Maßnahmen	 gem den 
Haushaltsvorschriften	 zu	 erfolgen	 haben.	 Innerhalb	
des	damit	gezogenen	Rahmens	hat	der	BMF	somit	
die	Erfüllung	fälliger	Verpflichtungen	sicher	zu	stel-
len.	 Im	Sinne	dieses	Sicherstellungsauftrages	kehrt	
das	B-VG	die	erforderlichen	Instrumente	vor:

-	 Art	51b	Abs	2	B-VG29	sieht	die	Möglichkeit	von	Aus-
gabenbindungen	–	also	der	Derogation	von	bundes-

finanzgesetzlichen	Ausgabenermächtigungen	–	vor;	
dies	aber	nur	unter	Bedingung,	dass	„dadurch die Er-
füllung fälliger Verpflichtungen des Bundes nicht berührt 
wird“.

-	 Art	 51c	 Abs	 2	 B-VG30	 ermächtigt	 den	 BMF,	 der	
„Überschreitung der im Bundesfinanzgesetz vorgese-
henen Mittelverwendungen“	 zuzustimmen,	 „wenn 
diese 1. auf Grund einer gesetzlichen Verpflichtung …. 
oder 3. auf Grund einer bereits im Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens des Bundesfinanzgesetzes bestehenden sonstigen 
Verpflichtung erforderlich werden.“	Mit	dieser	Zustim-
mung	(Genehmigung)	wird	dem	BFG	derogiert;	die	
betragliche	Bindungswirkung	des	BFG	wird	im	Aus-
maß	der	für	die	Erfüllung	der	materiellen	Rechtsan-
sprüche	erforderlichen	Mittel	erhöht.

-	 Seit	 der	 Haushaltsverfassungsrechtsreform	 1986	
wird	 diese	 „Sicherstellungsklausel“	 mit	 der	 Be-
dingung	der	 „Saldoneutralität“31	 verknüpft.	Damit	
ist	 im	 Falle	 von	 Ausgabenüberschreitungen	 iZm	
fälligen	 Verpflichtungen	 der	 im	 BFG	 vorgesehene	
Budgetsaldo	 die	 einzige	 Größe,	 deren	 „Bindungs-
wirkung“	erhalten	bleiben	muss.32	Auch	die	nachfol-
genden,	ab	2009	bzw	2013	geltenden	Bestimmungen	
enthalten	diese	Verknüpfung	(vgl	insb	Art	51c	Abs	2	
B-VG33		iVm	Art	51b	Abs	2	B-VG34).

-	 Eine	Absicherung	bestehender	Verpflichtungen	mag	
auch	darin	zu	sehen	sein,	dass	während	eines	„auto-
matischen“	 (verfassungsrechtlichen)	 Budgetprovi-
soriums	

	 1.	 die	 Gebarungsgrundlagen	 mit	 der	 Maß- 
	 	 gabe	 anzuwenden	 sind,	 dass	 zwischen- 
	 	 zeitige	 Änderungen	 der	 materiellen	 Gesetzes- 
	 	 lage	 zu	 berücksichtigen	 sind	 und	 dass 
2.		 die	Zwölftel-Regelung	für	fällige	Verpflichtungen	 
	 	 nicht	anzuwenden	ist.

Im	 Rahmen	 der	 Haushaltsverfassungsrechtsre-
form	1986	war	beides	der	Fall35;	die	B-VGNH	sieht	
diese	 Regelungen	 nicht	 mehr	 vor	 (s	 hiezu	 unten	 
Pkt	5.2.3.7.).

26 Vgl Mayer,	B-VG4	(2007)	Art	51	B-VG	I.1.
27	idF	Art	I	Z	10	B-VGNH.
28	Die	Haushaltsführung	umfasst	in	diesem	Zusammenhang	neben	dem	Haushaltsvollzug	auch	die	Erzeugung	des	BFG	(Art	51	und	51b	B-VG	iVm	den	Veran-
schlagungsregelungen	gem	dem	4.	Abschnitt	des	BHG)	einschließlich	der	Beschlussfassung	durch	den	NR.	Bestehende	rechtliche	Ansprüche	können	gem	§	37	
Abs	3	BHG	durch	das	BFG	ausnahmlos	nicht	aufgehoben	werden,	es	besteht	lediglich	die	Möglichkeit,	durch	entsprechend	restriktive	Veranschlagung	im	BFG	
das	Entstehen	neuer	rechtlicher	Ansprüche,	soferne	sie	durch	Verwaltungsorgane	begründet	werden	und	nicht	materiellgesetzlich	zwingend	vorgesehen	sind,	
einzuschränken.	–	Zum	Begriff	„Haushaltsführung“	vgl	auch	den	Anhang.
29	idF	Art	I	Z	10	B-VGNH.	
30	idF	Art	I	Z	11	B-VGNH.	
31	Art	51b	Abs	5	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100:	“Eine Ausgabenüberschreitung auf Grund der Bestimmungen dieses Artikels darf nur bewilligt werden, wenn die Bedeckung 
durch Einsparungen oder Mehreinnahmen sichergestellt ist.”	Auf	Grund	dieser	zwingend	vorgesehenen	Ausgleichs-	bzw	Bedeckungsmaßnahmen	bleibt	der	vor	der	
Ausgabenüberschreitung	gegebene	Budgetsaldo	im	allgemeinen	Haushalt	unverändert.
32	Dies	allerdings	nur	unter	der	Voraussetzung,	dass	die	Ausgabenüberschreitung	nicht	mit	„Mehreinnahmen“	aus	Finanzschulden	bedeckt	wird,	also	gegebe-
nenfalls	mit	einer	Ausweitung	der	Ermächtigung	zur	Finanzschuldenaufnahme	einher	geht,	wofür	eine	gesonderte	gesetzliche	Ermächtigung	gem	Art	42	Abs	5	
B-VG		erforderlich	wäre.	
33	idF	Art	I	Z	11	B-VGNH.	
34	idF	Art	I	Z	10	B-VGNH.	
35 Vgl Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	74	ff.
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3.2.3.  Das Zustandekommen von materiell-recht-
lichen finanziellen Verpflichtungen des Bundes 
als Regelungsgegenstand des Haushaltsrechts

Alle	Ausgaben	lassen	sich	idR	auf	eine	von	staatlichen	
Organen	(mit	)erzeugte	Rechtsnorm	zurückführen	und	
entsprechen	daher	einer	Verpflichtung;	deren	Begrün-
dung	wurzelt	 stets	 im	materiellen	 Recht36.	 Einer	 der	
wichtigsten	 Zwecke	 des	 Haushaltsrechtes	 ist	 es,	 das	
Zustandekommen	solcher	rechtlicher	Verpflichtungen	
-	seien	sie	Folge	einer	gesetzlichen	Regelung	oder	einer	
sonstigen	 Rechtsnorm	 (Bescheide,	 Urteile;	 zivilrecht-
liche	Verträge	über	Förderungsgewährungen,	Beschaf-
fungen	 etc)	 -	 im	 Hinblick	 auf	 ihre	 finanziellen	 Wir-
kungen	zu	regulieren37	und	abschließend	zu	regeln:
-	 Materielle	Gesetze,	welche	Zahlungsverpflichtungen	
unmittelbar	begründen	oder	zum	Eingehen	von	sol-
chen	Verpflichtungen	ermächtigen,	bedürfen	–	wie	
jedes	andere	Gesetz	 –	 einer	vorgehenden	Abschät-
zung	 der	 finanziellen	 Gesetzesfolgen	 (§	 14	 BHG;	 
§	28	GOG-NR38).	Der	BMF	kann	–	in	Wahrnehmung	
seiner	Haushaltsleitkompetenz	gem	Art	51a	B-VG39  
-	die	Entstehung	solcher	Rechtsvorschriften	im	Rah-
men	 der	 Beschlussfassung	 der	 BReg	 über	 Regie-
rungsvorlagen	beeinflussen;	die	Verwaltungsorgane,	
auch	 der	 BMF,	 haben	 allerdings	 keine	 rechtliche	
Ingerenz	 auf	 die	 Einhaltung	 der	 Kalkulationsvor-
schriften	durch	den	NR.	Die	Einhaltung	der	Kalku-
lationspflichten	ist	keine	Erzeugungsbedingung	für	
das	Zustandekommen	der	Gesetze.	(Im	Sinne	einer	
Anreizbildung	auch	für	den	NR	wäre	aber	die	Aus-
weitung	dieser	Bestimmung	um	eine	Pflicht	zur	Ein-
holung	einer	Stellungnahme	der	BReg	oder	des	RH	
zu	überlegen.40)

-	 Gegenüber	dieser	relativ	„weichen“	Einflussnahme	
auf	die	Erzeugung	von	materiellen	Gesetzen	eröff-
net	das	Haushaltsrecht	weit	stärkere	Ingerenzmög-
lichkeiten	 in	Bezug	 auf	Handeln	der	 Staatsorgane,	
welches	 auf	 das	 Zustandekommen	 von	 rechtsge-
schäftlichen	Verpflichtungen	gerichtet	ist.	Diese	Ver-
waltungsakte	 sind	 Gegenstand	 eingehender	 haus-
haltsrechtlicher	 Regelungen;	 diese	 sehen	 insb	 eine	
Mitwirkungsbefugnis	 des	 BMF	 bei	 der	 –	 internen	
–	Willensbildung	hinsichtlich	der	Begründung	ent-

sprechender	Rechtsgeschäfte	vor	(die	einschlägigen	
Regelungen	werden	 iZm	der	Frage	der	 „Verpflich-
tungsermächtigungen“	 [vgl	 Pkt	 3.3.1.2.]	 und	 der	
„doppelten	 rechtlichen	 Bedingtheit	 der	 Finanzver-
waltungsakte	[vgl	Pkt	3.3.2.]	behandelt).	

3.2.4. Das zusammengesetzte Normengefüge

Die	 für	 die	 Haushaltsführung	 insgesamt	 relevanten	
Rechtsnormen	gehen	 somit	weit	über	das	Haushalts-
recht	hinaus;	 zahlreiche	materielle	Rechtsnormen	ha-
ben	auch	finanzielle	Konsequenzen	für	die	öffentlichen	
Haushalte	 und	 beeinflussen	daher	 die	Haushaltsfüh-
rung.	 Diese	 umfassende	 (Teil-)Normenordnung,	 ein-
schließlich	 dem	Haushaltsrecht,	 kann	 durch	 die	 drei	
unter	 Pkt.	 2.	 dargestellten	 Normtypen	 strukturiert	
werden:

3.2.4.1. Zwangnormen: 

Die	von	den	Verwaltungsorganen	(iVm	den	materiell-
rechtlichen	 Vorschriften)	 unmittelbar	 anwendbaren	
Haushaltsrechtsvorschriften	sind	vereinzelt	im	B-VG41  
selbst,	 in	der	Hauptsache	 jedoch	 in	den	darunter	 lie-
genden	 Rechtsschichten	 (BHG,	 BHV	 etc)	 zu	 finden.	
Dem	Inhalte	nach	handelt	es	sich	iW	um	Regelungen,	
welche	die	Erstellung	der	Planwerke	(BFG,	Budgetpro-
gramm	bzw	nunmehr	BFRG)	sowie	die	Vorbereitung,	
Planung,	Durchführung	(inkl	dem	Controlling)	finan-
ziell	 relevanter	 Maßnahmen	 durch	 die	 Verwaltung	
zum	 Gegenstand	 haben42.	 Auch	 wenn	 die	 Normen	
des	 Haushaltsrechts	 idR	 nicht	 –	 wie	 die	 materiellen	
Rechtsvorschriften	 –	 an	 die	 Rechtsunterworfenen	 ge-
richtet	sind,	können	sie	als	–	wenn	auch	nur	mittelbare	
-	Zwangsnormen	angesehen	werden.	Diesen	Charakter	
erhalten	die	Haushaltsrechtsvorschriften	dadurch,	dass	
deren	Nichteinhaltung	durch	die	mit	Haushaltsangele-
genheiten	befassten	(Verwaltungs	)Organe	Bedingung	
für	dienst-,	arbeits-	oder	(im	Rahmen	der	Organ-	oder	
Dienstnehmerhaftung)	schadenersatzrechtliche	Folgen	
(§	99	BHG)	sein	kann,	ebenso	kann	ein	Verstoß	gegen	
Haushaltsvorschriften	 durch	 ein	 oberstes	 Organ	 den	

36	Rechtsgrundlose	Zahlungen	sind	rückabzuwickeln	(vgl	§	60	BHG).
37	Vgl	hiezu	die	interessante	Darstellung	der	diesbezüglichen	deutschen	Haushaltsvorschriften	in	Müller-Osten,	Der	öffentliche	Haushalts	als	Institution	parla-
mentarischer	Kontrolle	(2007)	340	ff.
38	Gem	§	28	GOG-NR	müssen	„selbständige	Anträge,	nach	welchen	eine	über	den	Bundesvoranschlag	hinausgehende	finanzielle	Belastung	des	Bundes	eintreten	
würde“,	Vorschläge	zu	Bedeckung	enthalten.	Dies	umfasst	auch	mehrjährige	Belastungen;	mit	dem	BFRG	besteht	daher	auch	für	den	NR	in	dieser	Hinsicht	ein	
rechtlicher	Bezugsrahmen.
39	idF	BGBl	I	2003/100	(Anm:	im	Zeitraum	1.1.2009	bis	31.12.2012	stehen	zwei	unterschiedliche	Vorschriften	mit	der	Bezeichnung	„Artikel	51a“	in	Geltung;	vgl	Art	
151	Abs	37	idF	Art	I	Z	14	sowie	Art	I	Z	6	B-VGNH);	die	Rechtslage	ab	1.1.2013	bleibt	grundsätzlich	gleich;	es	ändert	sich	jedoch	die	verfassungsrechtliche	Nomen-
klatur	(s	Art	51b	Abs	1	B-VG	idF	Art	I	Z	10	B-VGNH).
40	vgl	hiezu	Müller-Osten,	Der	öffentliche	Haushalt	als	Institution	parlamentarischer	Kontrolle	(2007)	355f.
41	zB	Art	51	Abs	6	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH	(Verbot	der	Überschreitung	von	Obergrenzen	des	BFRG)	und	Art	51c	Abs	2	B-VG	idF	Art	I	Z	11	B	VGNH	(Delegation	
von	Ermächtigungen	vom	BMF	an	Dienststellenleiter).
42	Weiters	zählen	die	Angelegenheiten	gem	den	Abschnitten	7	ff		BHG	dazu	(bspw	Anordnungen,	Zahlungsverkehr,,Verrechnung).
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Funktionsverlust	(Art	74	und	142	B-VG)	und	ebenfalls	
schadenersatzrechtliche	Folgen	bedingen.43 

3.2.4.1.1. Exkurs: Die inhaltliche Bestimmung von 
Zwangsnormen durch „Ziele“ und die Ziele 
der Haushaltsführung

Die	 materiellen	 Gesetze	 sehen	 mitunter	 –	 auch	 hin-
sichtlich	 der	 Gestaltung	 von	Ausgaben	 bedingenden	
Rechtsverhältnissen	–	eine	inhaltliche	Determinierung	
des	Verwaltungshandelns	durch	Ziele	vor.	Dieses	Phä-
nomen	 ist	 als	 „finale	 Programmierung“	 Gegenstand	
zahlreicher	 rechtswissenschaftlicher	 Überlegungen44. 
Allgemein	kann	gesagt	werden,	dass	mit	der	Vorgabe	
von	 Zielen	 der	 höchste	 Grad	 der	 „Verdünnung“	 der	
inhaltlichen	 Bestimmung	 des	 Verwaltungshandelns	
erreicht	wird.	Aber	 auch	schon	die	Verwendung	von	
unbestimmten	Rechtsbegriffen,	Ermessen	uä	stellt	ge-
genüber	 einer	 strengen	 und	 vollständigen	 kausalen	
Determinierung	eine	Erhöhung	der	Freiheitsgrade	im	
Handeln	 der	 Verwaltungsorgane	 dar.	 Es	 ist	 möglich	
und	üblich,	auch	mit	solcherart	inhaltlich	bestimmten	
Rechtsvorschriften	(Zwangsnormen)	Rechtsansprüche	
der	Rechtsunterworfenen	zu	formulieren	und	zum	Ge-
genstand	hoheitsrechtlicher	Verfahren	zu	machen	(also	
mit	Vollzugsnormen	zu	verknüpfen).
	 Ein	Charakteristikum	der	Haushaltsvorschriften	ist,	
dass	die	iZm	der	Haushaltsführung	zu	setzenden	Ver-
waltungsakte	 (und	 gegebenenfalls	 auch	 die	 einschlä-
gigen	Gesetzgebungsakte)	an	im	B-VG	bzw	BHG	genann-
te	 (Staats-)Ziele45	 bzw	 „Ziele	 der	Haushaltsführung“46 
gebunden	werden.	Durch	diese	Verknüpfung	treten	zu	
den	 durch	die	materielle	 Rechtsetzung	 (iW	materielle	
Gesetzgebung)	 vorgenommenen	 Determinierungen	 –	
also	 der	 darin	 bestimmten	Zwecke	und	Ziele	 der	mit	
der	 Leistung	 von	Ausgaben	 zu	 erfüllenden	Aufgaben	

des	Bundes	–	die	vom	Haushaltsrecht	aufgestellten	Ziel-
bestimmungen	hinzu;	diese	freilich	nur	mit	Bindungs-
wirkung	für	die	Verwaltungsorgane	und	die	Haushalts-
gesetzgebung	(BFG,	BFRG,	BHG)47. 
	 Wenn	 das	 Recht	 das	 Verwaltungshandeln	 mit	
Vorschriften	 verschiedenen	 Determinierungsgrades	
vorherbestimmt,	dann	haben	die	Vorschriften	des	ge-
nauesten	Determinierungsgrades	vor	den	Vorschriften	
geringeren	Determinierungsgrades	Vorrang48;	dh	dass	
Vorschriften	 geringeren	 Determinierungsgrades	 ge-
genüber	solchen	höheren	Determinierungsgrades	nur	
subsidiäre	Wirkung	zukommen.49	 In	diesem	Sinne	 ist	
es	lediglich	die	Folge	der	(zum	Teil	sehr)	allgemeinen	
Formulierung	 der	 Ziele	 der	 Haushaltsführung,	 dass	
deren	 Wirkung	 auf	 die	 inhaltliche	 Bestimmung	 der	
den	Ausgaben	zugrundeliegenden	Rechtsverhältnisse	
–	 seien	 es	 Hoheitsakte	 (Bescheide),	 seien	 es	 Privat-
rechtsgeschäfte	–	eher	gering	ist.
	 Auf	 Grund	 dieser	 konkreten	 inhaltlichen	 Gestal-
tung	des	aktuellen	Haushaltsrechts	spielen	im	Ergeb-
nis	die	vom	Haushaltsrecht	fest	gelegten	Ziele	für	den	
rechtlichen	Bestand	eines	 solchen	Rechtsverhältnisses	
(auch	 im	Hinblick	auf	 seine	Bekämpfbarkeit	und	Re-
vidierbarkeit	 vor	 staatlichen	 Rechtsschutz-Instanzen)	
praktisch	keine	Rolle.50  
	 Dennoch	 ist	 eine	 Kritik	 an	 den	 Ergebnissen	 der	
Haushaltsführung	 im	 Hinblick	 auf	 diese	 –	 rechtlich	
bestimmten	 -	Haushaltsziele	möglich,	 insb	durch	das	
Parlament,	bzw	geboten,	uzw	im	Rahmen	der	Bericht-
erstattungen	des	RH.	 Es	 handelt	 sich	hiebei	 um	 eine	
–	auch	rechtliche	-	Kritik	an	der	Verfehlung	von	haus-
haltsrechtlichen	Zielen	durch	Staatsorgane.	Solche	Ver-
fehlungen	sind	jedoch	kaum	geeignet,	den	rechtlichen	
Bestand	 der	 die	Ausgaben	 begründenden	 Rechtsver-
hältnisse	in	Frage	zu	stellen.

43	Im	Falle	des	Haushaltsrechtes	umfasst	der	personale	Geltungsbereich	der	Zwangsnormen	sohin	nur	Staatsorgane;	vgl	auch	Korinek/Holoubek,	Grundlagen	staat-
licher	Privatwirtschaftsverwaltung	(1993)	205	FN	57.
44	 Vgl	 statt	 vieler	 nur	 Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer	 Bundesverfassungsrecht10	 (2007)	 Rz	 571,	 1109;	 Raschauer,	 Österreichisches	 Wirtschaftsecht2	 (2003)	 
Rz	140;	Aichlreiter,	Vom	Rechtsstaat	zum	Zielstaat,	AnwBl	2005,	233;	Schlag,	Einige	Überlegungen	zur	Struktur	finaler	Grundrechtsnormen,	JBl	1991,	545;	Antoniolli/
Koja,	Allgemeines	Verwaltungsrecht3	(1996)	172;	Zellenberg,	Wirtschaftlichkeit	versus	Rechtsstaat	–	ein	Gegensatz	in	der	öffentlichen	Verwaltung?,	in:	Österrei-
chische	Verwaltungswissenschaftliche	Gesellschaft	(Hrsg)Verwaltung	im	Umbruch	(2007)		301	(320f).
45	Vgl	hiezu	die	in	Art	13	Abs	2	und	3	B-VG	idF	B-VGNH	vorgesehenen	Ziele	des	gesamtwirtschaftlichen	Gleichgewichts,	der	nachhaltig	geordneten	Haushalte	
und	der	Gleichstellung	von	Frauen	und	Männern	sowie	die	klassischen	Haushaltsgrundsätze	der	„Sparsamkeit,	Wirtschaftlichkeit	und	Zweckmäßigkeit“,	welche	
sowohl	als	Prüfziele	des	RH	(Art	126b	Abs	5	B-VG)	und	als	für	die	Haushaltsführung	schlechthin	(Art	51a	Abs	1	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100)	gelten.
46	so	die	Überschrift	zu	§	2	BHG;	dieser	sieht	als	Ziele	vor:	
-	Erfüllung	der	Aufgaben	des	Bundes	durch	die	Ermittlung	und	Bereitstellung	der	hiefür	benötigten	Geldmittel.
-	Sparsamkeit,	Wirtschaftlichkeit	und	Zweckmäßigkeit.
-	gesamtwirtschaftliches	 Gleichgewicht	 (ausgewogenes	 Verhältnis	 zwischen	 einem	 hohen	 Beschäftigtenstand,	 einem	 hinreichend	 stabilen	 Geldwert,	 der	 
	 Sicherung	des	Wachstumspotentials	und	der	Wahrung	des	außenwirtschaftlichen	Gleichgewichtes).
-	Verbundenheit	der	Finanzwirtschaft	des	Bundes,	der	Länder	und	der	Gemeinden	(Gemeindeverbände).

47	aA	offenbar	Öhlinger,	Verfassungsrechtliche	Determinanten	des	Staates	als	Leistungsträger,	in:	Fremuth	(Hrsg),	Öffentliches	Interesse	und	öffentliche	Wirtschaft-
stätigkeit	(1998)	18,	der	auch	die	materielle	Gesetzgebung	gebunden	sieht.
48	Dies	entspricht	dem	Grundsatz	„lex specialis derogat lex generalis“;	in	diesem	Sinne	offenbar	auch	Kroneder-Partisch	Art	126b	B-VG,	in:	Korinek/Holoubek	(Hrsg),	
Bundesverfassungsrecht	(1999/2001)	Rz	38.
49	So	wird	bspw	einer	Rechtsvorschrift,	mit	der	in	einem	materiellen	Gesetz	ein	konkret	bestimmter,	mit	Bescheid	zu	erledigender	finanzieller	Rechtsanspruch	
statuiert	wird,	nicht	durch	eine	haushaltsrechtliche	Zielbestimmung	im	B-VG	oder	BHG	derogiert;	auch	den	Vorschriften	des	minutiösen	Vergaberechtes,	welches	
für	den	Abschluss	von	Beschaffungsverträgen	(auch)	des	Bundes	maßgeblich	ist,	wird	durch	die	im	B-VG	und	BHG	genannten	haushaltsrechtliche	Ziele	nicht	
derogiert.
50	Vgl	hiezu	auch	Zellenberg,	Wirtschaftlichkeit	versus	Rechtsstaat	–	ein	Gegensatz	in	der	öffentlichen	Verwaltung?,	in:	Österreichische	Verwaltungswissenschaft-
liche	Gesellschaft	(Hrsg)Verwaltung	im	Umbruch	(2007)		301	(310f),	der	den	Vorrang	der	materiellen	Gesetze	insb	auf	Stufenbauüberlegungen	(verfassungsge-
setzliches	Rechtsstaatsprinzip	versus	„einfach-verfassungsgesetzliches“	Effizienzprinzip)	gründet.	
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	 Diese	Regelungstechnik	der	Zielbindung	von	Ak-
ten	 der	 Haushaltsführung	 wird	 in	 der	 2.	 Phase	 der	
Haushaltsverfassungsrechtsreform	 gem	 der	 B-VGNH	
mit	der	Einführung	der	(Ziel-	und)	Wirkungsorientie-
rung	 der	 Haushaltsführung	 erheblich	 verstärkt	 (vgl	
hiezu	unten	TZ	5.3.3.2.).	Dies	kann	auch	dazu	führen,	
dass	die	Möglichkeiten	der	Rechtskontrolle	bzw	–kritik	
durch	den	RH	erweitert	werden.

3.2.4.2. Vollzugsnormen: 

Teilweise	 überschneidend51/52	 haben	 die	 Haushaltsre-
gelungen	 auch	 den	 Charakter	 von	 Vollzugsnormen.	
Das	Organisations-	 und	Verfahrensrecht	 bildet	 einen	
wichtigen	 Teil	 des	 Haushaltsrechtes:	 Die	 zur	 Durch-
führung	dieser	Normen	berufenen	Bundesorgane	wer-
den	im	Rahmen	der	Organisationsregelungen	des	BHG	 
(§§	4	ff	 )	als	„anweisende	Organe“53	definiert.	Soweit	
die	 materiellen	 Gesetze	 Organe	 der	 Bundesverwal-
tung	zum	Eingehen	von	Verpflichtungen	ermächtigen,	
die	die	Leistung	von	Zahlungen	bedingen	(etwa	zum	
Abschluss	 von	 Förderungsverträgen),	 agieren	 diese	
Bundesorgane	 iRd	Haushaltsführung	 als	 anweisende	
Organe54.	Unter	den	Bedingungen	der	§§	15	und	43	ff	
BHG	müssen	die	zuständigen	haushaltsleitenden	Or-
gane	 zuvor	 –	 im	 Innenverhältnis	 –	 die	 Zustimmung	
des	 BMF	 einholen	 („Koordinationspflicht“).	 Die	 für	
den	Abschluss	der	Verträge	maßgebliche	Vertretungs-
macht	nach	außen	wird	hiedurch	nicht	berührt;	diese	
Zuständigkeiten	 werden	 nicht	 durch	 das	 Haushalts-
recht,	sondern	durch	die	materiellen	Rechtsvorschriften	
geregelt55.	 Diese	 Zuständigkeitsregelungen	 spiegeln	
die	„doppelte	rechtliche	Bedingtheit	der	Finanzverwal-
tungsakte“	wieder	(vgl	hiezu	TZ	3.3.2.).

3.3.  Zusammenspiel und Abgren- 
 zung von materiellem und  
 Haushaltsrecht (II): Haushalts- 
 rechtliche Ermächtigungen   
 und materielles Recht

Den	Ermächtigungsnormen	kommt	im	Haushaltsrecht	
eine	 überragende	 Bedeutung	 zu;	 solcher	 Ermächti-
gungen	 bedürfen	 die	 Staatsorgane	 zur	 Vornahme	 
finanzrelevanter	Akte	(„Gebarungsermächtigungen“56)  
und	 zur	 Erzeugung	 haushaltsspezifischer	 Rechts-
normen:

3.3.1. Gebarungsermächtigungen

Der	Zweck	einer	Ermächtigung	zur	Gebarung	besteht	
darin,	 dass	 Staatsorgane	 finanziell	 bedeutsame	 –	 dh	
die	 Zusammensetzung	 oder	 die	 Höhe	 des	 Nettover-
mögens	des	Staates	berührende	-	(Rechts	)Akte,	setzen	
dürfen.	
	 Die	Notwendigkeit	 solcher	Ermächtigungen	wird	
in	den	Haushaltsrechtsordnungen57	regelmäßig	durch	
spezielle,	 meist	 verfassungsrechtliche58	 Gesetzesvor-
behalte	 bewirkt.	Als	 solche	 einer	 speziellen	 Ermäch-
tigung	bedürftigen	Verwaltungsakte	kommen	 insb	 in	
Betracht:

3.3.1.1. Leistung von Ausgaben, insb Zahlungen

Der	 Begriff	 „Ausgaben“	 ist	 nicht	 mit	 dem	 Begriff	
„Zahlung“	 gleich	 zu	 setzen;	 ersterer	 wird	 im	 Bun-
deshaushaltsrecht	gesondert	definiert	und	kann	auch	
organ-	oder	verbandsinterne	Vorgänge	umfassen,	die	

51	Diese	Überschneidung	der	Charakterisierungen	als	Zwang-	und	Vollzugsnorm	ist	Folge	der	Eigenschaft	des	Haushaltsrechtes	als	„Binnenrecht“:	In	diesem	Falle	
umfasst	der	personale	Geltungsbereich	-	im	Unterschied	zum	überwiegenden	übrigen	Teil	der	Rechtsordnung		-	die	außerhalb	des	Staatsorganisation	stehenden	
Rechtsunterworfenen	nicht;	vielmehr	sind	es	meist	dieselben	Staatsorgane,	die	für	Haushaltsvollzug,	Dienstaufsicht	(§	4	BMG)	und	disziplinarrechtliche	Maßnah-
men	(§	97	BDG	1979)	zuständig	sind.
52	Unterschiede	zwischen	Zwangs-	und	Vollzugsnormen	im	Haushaltsrecht	sind	daher	wenn	überhaupt	sachlicher	oder	zeitlicher	Natur;	der	personale	Geltungs-
bereich	ist	weit	gehend	deckungsgleich.
53	§	5	Abs	4	BHG:	„Die	Aufgaben	der	anweisenden	Organe	sind	….die	Begründung	und	Aufhebung	...	von	Verpflichtungen	und	Schulden	des	Bundes“;	diese	Be-
griffe	beziehen	sich	auch	auf	die	verrechnungsrechtlichen	Regelungen	gem	§	78	Abs	4	und	5	BHG	(s	auch	§§	63	und	64	BHV	1989,	BGBl	II	1989/570	idF	2005/26).
54	vgl	§	37	Abs	3	iVm	§	5	Abs	4		Z	3,	§	78	Abs	4	und	5	BHG	sowie	Teil	1	Z	7	des	Anhanges	zu	§	2	BMG.
55	nochmals	§	37	Abs	3	BHG:		„Über	einen	Voranschlagsansatz	oder	einen	Teil	eines	solchen	darf	nur	jenes	Organ	verfügen,	das	aufgrund der Gesetze	zur	…	Ein-
gehung	der	Ausgabenverpflichtung	zuständig	ist“.	–	Mit	diesem	Verweis	auf	die	materiellen	Gesetze	beschränkt	das	BHG	jedoch	nur	die	Vollziehung	des	BFG	
(arg	„über einen Voranschlagsansatz verfügen“).	Anderes	gilt	für	Vorbelastungen:	Gem	§	45	Abs	4	und	5	BHG	ist	die	Begründung	von	finanziell	bedeutsamen	Vorbe- 
lastungen	nur	auf	Grund	einer	besonderen	bundesgesetzlichen	Ermächtigung	zulässig;	hiemit	wird	die	Vertretungsbefugnis	der	Bundesorgane	generell	–	also	
auch	in	Bezug	auf	jene	materiellen	Gesetze,	welche	die	Verwaltungsorgane	grundsätzlich	zur	Eingehung	von	Ausgabenverpflichtungen	ermächtigen	(etwa	iR	von	
Förderungsgesetzen)	-	beschränkt.
56	Ausgaben-,	Einnahmen-,	Vermögens-	und	Schuldengebarung.
57	Für	einen	Überblick	über	die	Haushaltsrechtsordnungen	im	OECD-Raum	vgl	OECD,	Journal	on	Budgeting	2004	(Vol	4	No	3),	The	Legal	Framework	for	Budget	
Systems.	An	International	Comparison,	insb	59		ff.
58	Auch	unterverfassungsgesetzliche	Gesetzesvorbehalte	sind	möglich	und	zweckmäßig.
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nicht	die	Rechtsverhältnisse	zwischen	dem	Staat	und	
anderen	Rechtssubjekten	betreffen.59	–	Das	Haushalts-
verfassungsrecht	 setzt	 am	 weiteren	 Begriff	 „Ausga-
ben“	an;	diese	sind	gem	Art	51	Abs	1	iVm	Art	42	Abs	
5	B	VG	Gegenstand	der	Veranschlagung	im	BFG	und	
unterliegen	somit	einem	Gesetzesvorbehalt60. 
 Zahlungen	 sind	 zunächst	 faktische	 Handlungen,	
im	einfachsten	Falle	die	physische	Übergabe	von	Bank-
noten.	Daneben	haben	Zahlungen	auch	eine	rechtliche	
Bedeutung.	Einschlägige	Rechtsvorschriften	(zB	§	1412	
ABGB)	 umschreiben	 einen	 je	 spezifischen	 Rechtsin-
halt,	meist	ein	Rechtsverhältnis	zwischen	zwei	Rechts-
subjekten,	wovon	–	im	Rahmen	öffentlicher	Haushalte	
–	 eines	 der	 Staat	 ist.	 Die	 auf	 diesem	Wege	 rechtlich	
bestimmten	Begriffe	werden	–	 soferne	nichts	anderes	
bestimmt	ist	-	von	der	Haushaltsrechtsordnung	über-
nommen.61	Die	Zahlung	an	andere	Rechtssubjekte	–	der	
Abfluss	von	Geldmitteln	-	ist	der	wichtigste	finanziell	
außenwirksame	 Verwaltungsakt;	 alle	 Gebarungser-
mächtigungen	regeln	diese,	und	zwar	idR	unabhängig	
von	der	gewählten	Budgetierungsmethode.62 

3.3.1.2. Begründung von rechtlichen Ver-
pflichtungen63/64   welche zur Leistung von 
Zahlungen verpflichten („Verpflichtungser-
mächtigungen“ 65)  

-	 Grundlage	für	die	Begründung	von	Verpflichtungen	
sind	die	Materiengesetze;	deren	Ausgestaltung	ist	je	
nach	der	Rechtsform	der	Verpflichtung	(zB	Gesetz,	
Bescheid,	Vertrag)	verschieden	(s	oben	Pkt	3.2.1	und	
3.2.3.). 

-	 Im	 Rahmen	 des	 Bundeshaushaltes	 werden	 die	
Verwaltungsorgane	 zum	 Eingehen	 von	 Verpflich-

tungen,	 die	 nur	 das	 laufende	 Finanzjahr	 bela-
sten,	 grundsätzlich	 durch	 das	 BHG	 ermächtigt	 
(§§	37	und	43	BHG).	§	43	Abs	1	Z	1	BHG	verknüpft	 
diese	Ermächtigung	ausdrücklich	mit	der	„Bedeck-
barkeit“	der	auf	Grund	der	Verpflichtung	zu	leisten- 
den	 Zahlungen.	 Diese	 Bedeckbarkeit	 ist	 auf	 Basis	
des	 BFG	 zu	 prüfen;	 hiedurch	 wird	 die	 Ermächti-
gung	zur	Begründung	der	Verpflichtungen	sachlich,	
betraglich	 und	 zeitlich	 begrenzt.	 Es	 handelt	 sich	 
somit	um	eine	bedingte	Ermächtigung.

-	 Verpflichtungen,	 die	 sich	 auf	 künftige	 Finanzjahre	
beziehen,	 werden	 in	 der	 Terminologie	 des	 B-VG	 
(Art	 51	 Abs	 6	 B-VG)66	 und	 des	 BHG	 als	 „Vor-
belastungen“	 bezeichnet	 (§	 45	 BHG).	 Gem	 den	
Haushaltsrechtsvorschriften	 des	 Bundes	 sind	
solche	 Vorbelastungen	 nicht	 Gegenstand	 der	
jährlichen	 Veranschlagung	 im	 BFG67.	 Vielmehr	
erteilt	 das	 BHG	 der	 Verwaltung	 eine	 allgemei-
ne,	 bedingte	 Ermächtigung	 zum	 Eingehen	 von	
Vorbelastungen;	 die	 Bedingungen	 hiefür	 sind 
–	auf	Grund	der	bloß	einjährigen	Veranschlagung	-	
nicht	im	BFG,	sondern	im	BHG	selbst	enthalten:	

	 	 Für	eine	einzelne	Vorbelastung	wird	ein	(sehr	ho-
her)	Rahmen	 (mit	 sachlicher	und	betraglicher	Bin-
dungswirkung,	 die	 vom	 geltenden	 BFG	 abgeleitet	
wird)	vorgesehen	(§	45	Abs	4	BHG).	Vorbelastungen,	
welche	den	Rahmen	überschreiten,	 bedürfen	 einer	
besonderen	gesetzlichen	Ermächtigung	(Abs	4	und		
5);	 nur	 insoweit	 besteht	 somit	 ein	 Gesetzesvorbe-
halt.	 Soweit	 einzelne	Vorbelastungen	den	 im	BHG	
genannten	Rahmen	nicht	überschreiten,	bedarf	das	
Eingehen	von	Vorbelastungen	nur	der	Zustimmung	
des	BMF.	Dieser	hat	zum	Zwecke	der	Prüfung	der	
Bedeckbarkeit	auf	die	„voraussehbare	Entwicklung	

59	vgl	hiezu	etwa	§	16	Abs	1	Z	1	und	2	BHG,	der	auch	„Vergütungen“	oder	„Überweisungen“	als	„Ausgaben“	definiert	(selbst	„Zahlungen“	zwischen	Bundesor-
ganen	sind	denkbar;	auch	diese	sind	rechtlich	nicht	ohne	weiteres	als	„Zahlungen“	iS	etwa	des	§	1412	ABGB	–	also	Vorgängen	zwischen	zwei	Rechtssubjekten	-	zu	
deuten).
60	gleichwohl	sind	die	Zahlungen	der	weitaus	wichtigste	und	betraglich	umfangreichste	Fall	von	Ausgaben.
61	Manche	Haushaltsrechtsordnungen	verwenden	für	die	Ermächtigung	zur	Durchführung	von	Zahlungen	den	nahe	liegenden	und	zweckmäßigen	Begriff	„Zah-
lungsermächtigung“	(vgl	etwa	Art	7	Abs	3	der	EU-Haushaltsordnung	[VO	1605/2002	idgF]).	
Zahlungen	sind	in	keinem	Falle	„faktische	Amtshandlungen“	iS	der	früheren	Judikatur	des	VfGH	(vgl	hiezu	Mayer,	Die	Normativität	„faktischer	Amtshand-
lungen“,	in:	Walter-FS	1991,	463	[465,	471]),	da	die	Vornahme	von	Zahlungen	in	keinem	Rechtszusammenhang	als	Akt	der	heteronomen	Rechtserzeugung	gedeutet	
werden	kann	(so	auch	Raschauer,	Allgemeines	Verwaltungsrecht2	Rz	730).	–	Wie	erwähnt,	können	aber	Zahlungen	(nicht	nur	im	zivilrechtlichen	Zusammenhang)	
durchaus	rechtsgestaltende,	insb	schuldbefreiende,	Wirkungen	haben.
62	Im	Falle	des	„accrual	budgeting“	umfassen	die	damit	umschriebenen	Ermächtigungen	(ähnlich	wie	beim	haushaltsrechtlichen	Begriff	„Ausgaben“)	mehrere	
(Teil	)Rechtsakte,	die	von	Staatsorganen	gesetzt	werden	dürfen.	Diese	Ermächtigungen	regulieren	zwar	primär	das	Eingehen	von	Verpflichtungen	zu	Lasten	des	
Haushaltsträgers;	darüber	hinaus	aber	auch	anderer	finanziell	relevanter	Entscheidungen,	etwa	die	Vornahme	von	Abschreibungen	und	sonstiger	organ-	oder	
verbandsinterner	Akte	der	Haushaltsführung.	Zweck	einer	solchen	Ermächtigung	ist,	die	Haushaltsführung	nach	spezifisch	[betriebs-]wirtschaftlichen	Kriterien	
zu	steuern	und	beurteilen	zu	können.	Daneben	werden	meist	gesonderte	„cash	budgeting“-Ermächtigungen	erteilt,	die	sich	auf	Zahlungen	beschränken	und	eine	
finanzwirtschaftliche	Beurteilung	ermöglichen.
63	vgl	neuerlich	Kelsen,	Reine	Rechtslehre2	(1960)	261.	
64	Als	Gegenstand	diesbezüglicher	Ermächtigungen	kommen	auf	Basis	des	geltenden	Bundeshaushalts(verfassungs)rechtes	nur	Privat-Rechtsgeschäfte	 in	Be-
tracht.	–	Im	Unterschied	hiezu	differenzieren	die	zuvor	erwähnten	Ausgaben-	bzw	Zahlungsermächtigungen	nicht	nach	dem	Rechtsgrund	der	Zahlung.
65	Dieser	Begriff	ist	Gegenstand	mehrerer	ausländischer	Haushaltsrechtsordnungen	(vgl	etwa	Art	7	Abs	2	der	EU-Haushaltsordnung	[VO	1605/2002	idgF]	sowie	
§§	16	und	38	der	deutschen	Bundeshaushaltsordnung)	und	bezeichnet	idR	einen	Gegenstand	der	Veranschlagung	im	Jahreshaushalt.	Eine	Verpflichtungsermäch-
tigung	ermächtigt	ein	Staatsorgan,	rechtliche	Verpflichtungen	insoweit	einzugehen,	als	die	daraus	resultierenden	Zahlungen	insgesamt	–	also	nicht	nur	bezogen	
auf	das	laufende	Finanzjahr	–	den	in	der	Verpflichtungsermächtigung	genannten	Betrag	nicht	übersteigen.	Es	handelt	sich	somit	um	Belastungen	des	laufenden	
Finanzjahres	und	gegebenenfalls	künftiger	Finanzjahre.	Beachte,	dass	auch	in	diesem	Falle	das	entscheidende	Kriterium	für	die	Veranschlagung	Zahlungen	sind.	
–	Wenn	eine	rechtliche	Verpflichtung	nur	das	laufende	Finanzjahr	belastet,	sind	Verpflichtungs-	und	Zahlungsermächtigungen	gleich	hoch.
66	idF	BGBl	I	2003/100.
67	vgl	hiezu	grundlegend	den	AB	zur	Stammfassung	des	BHG	(877	BlgNR	16.	GP	7f).
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der	Bundesfinanzen	… und … bereits bestehende Ver-
pflichtungen“	 Bedacht	 zu	 nehmen	 hat	 (§	 45	 Abs	 1	 
Z	2	lit	b	BHG);	diese	Bedachtnahme	muss	sich	klarer	
Weise	insb	auf	die	haushaltsrechtlichen	Instrumente	
der	mittelfristigen	Planung	beziehen,	also	das	Bud-
getprogramm	(bzw	ab	2009	das	BFRG)	und	die	zum	
Zeitpunkt	 der	 Entscheidung	 bestehenden	Vorbela-
stungen	(Näheres	hiezu	in	Pkt	5.2.3.5).

	 	 Eine	 Möglichkeit	 zeitnaher	 nachgängiger	 parla-
mentarischer	Kontrolle	ist	auf	Grund	entsprechender	
Berichte,	zu	deren	Vorlage	der	BMF	verpflichtet	ist,	
gegeben. 

	 	 Zusammenfassend	ist	daher	fest	zuhalten,	dass	ab	
2009	jedenfalls	zwei	generelle	Rechtsnormen	Grund-
lage	und	rechtliche	Bedingung	für	die	Prüfung	der	
Bedeckbarkeit	von	finanziellen	Verpflichtungen	bil-
den:	das	BFG,	das	den	einjährigen	Rahmen	und	das	
BFRG,	welches	den	mittelfristigen	Rahmen	 für	die	
Haushaltsführung	absteckt.

3.3.1.3. Eingehen oder die Umwandlung von  
  Schulden 

-	 Im	Bundeshaushaltsrecht	ist	die	Ermächtigung	zum	
Eingehen	von	Schulden	 in	zweierlei	Hinsicht	gere-
gelt:	Finanzschulden	unterliegen	einem	strengen	Re-
gime,	welches	nur	den	BMF	zur	Schuldbegründung	
ermächtigt	und	den	RH	zur	begleitenden	Kontrolle	
beruft	(Art	51	Abs	6	iVm	Art	121	Abs	3	B-VG,	§§	65	
ff	BHG	und	§	10	RHG).	Die	§§	65	ff	BHG	enthalten	
umfangreiche	Bedingungen	und	verweisen	darüber	
hinaus	mehrfach	darauf,	 dass	 für	 die	 konkrete	 Fi-
nanzschuldaufnahme	eine	Ermächtigung	iS	des	Art	
42	Abs	5	B-VG	erforderlich	ist.	Es	liegen	somit	auch	
in	diesem	Falle	eine	bedingte	Ermächtigung	und	ein	
Gesetzesvorbehalt	vor.

-	 Sonstige	 Schuldverhältnisse	 („Verwaltungsschul-
den“)	werden	idR	im	Wege	der	„normalen“	Verwal-
tung	 in	 Form	 von	 sonstigen	Verpflichtungen,	 insb	
Vorbelastungen,	auf	Basis	der	vorerwähnten	§§	43	ff	
BHG	begründet	(vgl	Pkt	3.3.1.2.).

3.3.1.4. Eingehen von Haftungen 

Die	 einschlägigen	 allgemeinen	 Vorschriften	 enthält	 
§	66	BHG;	auch	diese	binden	die	konkrete	Haftungsbe-

gründung	an	das	Vorliegen	einer	Ermächtigung	iS	des	
Art	42	Abs	5	B-VG.68	Diese	Regelungen	 iS	des	Art	42	
Abs	5	B-VG	können	auch	Ausnahmen	von	den	in	§	66	
angeführten	Bedingungen	normieren.69 

3.3.1.5. Vornahme von (sonstigen) Verfügungen über  
  das Staatsvermögen 

Auch	in	diesem	Falle	wird	die	gleiche	Regelungstech-
nik	angewandt:	§§	61	bis	64	BHG	enthalten	die	allge-
meinen	 Ermächtigungen;	 deren	 Inanspruchnahme	
wird	mit	 einer	 konkreten	 Ermächtigung	 gem	Art	 42	
Abs	5	B	VG	bedingt.

3.3.1.6. „Wirkungsorientierung“: Spezifische Bedin- 
  gungen der Gebarungsermächtigungen?

Wie	aus	den	vorstehenden	Pkt	3.3.1.1	–	3.3.1.5.	zu	er-
sehen	ist,	handelt	es	sich	durchwegs	um	bedingte	bzw	
kombinierte	 Gebarungsermächtigungen;	 diese	 Rege-
lungen	 einschließlich	 der	 Bedingungen	 beschränken	
sich	auf	haushalts-(wirtschafts)spezifische	Aspekte.
	 In	 jüngerer	 Zeit	 verknüpfen	 ausländische	 Haus-
haltsrechtsordnungen	solche	spezifisch	haushaltsrecht-
lichen	 gesetzlichen	 Ermächtigungen	 der	 Verwaltung,	
insb	die	Jahreshaushaltsgesetze,	mit	–	wie	absichtsvoll	
unbestimmt	gesagt	werden	soll	–	der	Darstellung	von	
„Wirkungen“	 („outcomes“)	 und	 „Leistungen“	 („out-
puts“)	und	damit	verbundenen	Zielen	(eventuell	samt	
diesbezüglichen	Indikatoren)70.	Der	rechtliche	Charak-
ter	 und	Gehalt	 dieser	 „Wirkungsorientierung“	 („Per-
formance	Budgeting“)	ist	teilweise	unklar;	soferne	ihr	
überhaupt	rechtliche	Relevanz	zukommt,	dürfte	es	sich	
um	Bedingungen	für	die	Inanspruchnahme	der	Geba-
rungsermächtigungen	handeln	(für	eine	diesbezügliche	
Beurteilung	auf	Basis	der	B-VGNH	vgl	Pkt	5.3.3.2.).

3.3.1.7. Exkurs: Die Struktur von Gebarungsermäch- 
  tigungen im Bundeshaushaltsrecht:

Um	eine	von	der	Vollziehung	anwendbare	Gebarungs-
ermächtigungsnorm	 darzustellen,	 müssen	 das	 BFG	
und	das	BHG	im	Zusammenhang	gelesen	werden.	Die	
nachstehende	 Tabelle	 zeigt	 die	 Zusammenhänge	 am	
Beispiel	 der	Ausgabenermächtigungen	 des	 BFG	 2008	
auf.	Ähnliche	Strukturen	weisen	auch	die	Gebarungs-

68	Es	bestehen	zahlreiche	weitere	spezielle	Vorschriften	–	zT	im	Verfassungsrang	–	zB	das	Ausfuhrförderungsgesetz	BGBl	I	2007/58.
69	Diese	Ausnahmeregelung	war	bis	zum	Inkrafttreten	der	B	VGNH	problematisch;	vgl	hiezu	Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrechts,	ÖHW	2002,	
64	f	(FN	50)	mwN.
70	vgl	hiezu	allgemein	insb	OECD,	Performance	Budgeting	(2007)	sowie	in	concreto	etwa	Deutschland	(§	6a	Haushaltsgrundsätzegesetz:	„[1] ….. Art und Umfang 
der zu erbringenden Leistungen sind durch Gesetz oder den Haushaltsplan festzulegen“)	und	Australien	(sec.	4	und	8	appropriation	bill	[No.	1]	2007/8;	im	Budgetbe-
schluss	des	Parlamentes	wird	ausdrücklich	festgehalten,	dass	die	dort	enthaltenen	outcome-bezogenen	Teile	als	Interpretationsgrundlagen	dienen	[„The Portfolio 
Budget Statements are ... declared to be relevant documents for the purposes of section 15AB of the Acts Interpretation Act 1901“]	und	dass	hiemit	die	sachliche	Bindungs-
wirkung	umschrieben	wird	[„An amount issued out of the Consolidated Revenue Fund for an administered item for an outcome of an entity may only be applied for expenditure 
for the purpose of carrying out activities for the purpose of contributing to achieving that outcome.“]).	Eine	–	nicht	rechtsförmig	gestaltete	-	Vorform	solcher	Darstellungen	
ist	auch	im	geltenden	Bundeshaushaltsrecht	mit	§	34	Abs	4	Z	2	BHG	vorgesehen	(Leistungskennzahlen	als	Bestandteil	des	dem	BFG-Entwurf	der	BReg	beizule-
genden	Arbeitsbehelfes).	
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ermächtigungen	 in	 Bezug	 auf	 Finanzschulden,	 Haf-
tungen	und	Verfügungen	über	Bundesvermögen	auf.71  
Es	handelt	sich	stets	um	eine	Kombination	von	(allge-
meinen)	Ermächtigungen	 im	BHG	und	 (spezifischen)	

Ermächtigungen	 in	 konkreten	 Regelungen	 für	 Aus-
gaben,	Finanzschulden,	Haftungen	und	Verfügungen	
über	Bundesvermögen.72  

71	Vgl	hiezu	Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	62.
72	Für	diese	–	im	Sinne	der	bundesverfassungsgesetzlichen	Systematik	-	spezifischen	Ermächtigungen	soll	im	Folgenden	gelegentlich	die	zusammenfassende	Be-
zeichnung	„Gebarungsermächtigungen	im	engeren	Sinne“	(Gebarungsermächtigungen	ieS;	bzw	iS	der	Nomenklatur	gem	der	ab	2013	geltenden	Bestimmungen	
der	B-VGNH	„Mittelverwendungsermächtigungen	ieS“)	verwendet	werden.
73	Diese	Bestimmung	erstreckt	sich	somit	auf	alle	Geltungsbereiche	des	BFG.

Geltungs-	 BFG	2008	(Gebarungsermächtigung	ieS)	 BHG	(allgemeine	Ermächtigung)
bereich

Artikel I.	 Der	 als	 Anlage	 I	 angeschlossene	 
Bundesvoranschlag	 für	das	Finanzjahr	2008	wird	
nach	Maßgabe	der	Bestimmungen	dieses	Bundes-
gesetzes	bewilligt.

Anlage I Bundesvoranschlag 2008
....................
1/12	Unterricht	und	Kultur
1/127	Allgemein	bildende	Schulenł
1/1270	Allgemein	bildende	höhere	Schulen
1/12708	Aufwendungen:	….......…62,497	Mio	Euro

sachlich

Artikel XV.  Dieses	 Bundesgesetz	 tritt	 am	 
1.	Jänner	2008	in	Kraft	und	gilt	für	die	Zeit	vom	1.	
Jänner	2008	bis	31.	Dezember	2008.

zeitlich

Grundlage der Gebarung
§ 37.	(1)	Jedes	Organ	der	Haushaltsführung	hat	als	
bindende	Grundlage	der	Gebarung	anzuwenden	
1.			das	Bundesfinanzgesetz73	,	………

Zeitliche Abgrenzung
§ 52.	(1)	Für	die	Zugehörigkeit	zur	Rechnung	eines	
Finanzjahres	ist	unter	Berücksichtigung	der	Abs.	2,	
3	und	5	der	Zeitpunkt	maßgebend,	in	dem	die	Ein-
nahmen	tatsächlich	zugeflossen	und	die	Ausgaben	
tatsächlich	geleistet	worden	sind.	………
(2)	Ausgaben	 für	 Schulden,	 die	 im	 abgelaufenen	
Finanzjahr	 entstanden	 und	 fällig	 geworden	 sind	
und	über	die	entweder	eine	Rechnung	bis	 späte-
stens	zum	Ablauf	dieses	Finanzjahres	beim	anwei-
senden	Organ	eingelangt	ist	oder	die	bis	zu	diesem	
Zeitpunkt	 anerkannt	 worden	 sind,	 dürfen	 noch	
bis	zum	20.	Jänner	des	folgenden	Finanzjahres	zu	
Lasten	der	Voranschlagsansätze	des	abgelaufenen	
Finanzjahres	 geleistet	 werden.	 Dasselbe	 gilt	 für	
die	Abfuhr	der	Mittel	gemäß	§	16	Abs.	3a.	Die	Er-
mittlung	der	Rücklagen	darf	nach	Maßgabe	des	§	
53	bis	zum	30.	Jänner	des	folgenden	Finanzjahres	
vorgenommen	werden.
(3)	………
(4)	………
(5)	Zahlungen	des	Bundes,	 die	wegen	 ihrer	 zeit-
gerechten	 Leistung	 im	 folgenden	 Finanzjahr	 vor	
dessen	 Beginn	 angewiesen	 werden,	 sind	 dem	 
Finanzjahr	zuzurechnen,	in	dem	der	Fälligkeitstag	
liegt.	………

Ein Beispiel für Ausgabenermächtigungen zeigt  
folgende Tabelle:



20

Entsprechungen im Haushaltrecht

-	 	Die	Bestimmung	des	personalen	Geltungsbereiches	
im	BFG	ergibt	sich	mit	dem	Verweis	auf	die	„nach	
Maßgabe	der	Haushaltsvorschriften	bestehende	Be-
fugnis“,	 also	 das	 BHG.	Dieses	wiederum	 verweist	
auf	die	„aufgrund	der	Gesetze“	bestehende	Zustän-
digkeit	 „zur	 Begründung	 der	 Einnahmenberechti-
gung	oder	Eingehung	der	Ausgabenverpflichtung“,	
also	auf	die	materiellen	Rechtsvorschriften74. 

-	 In	zeitlicher	Hinsicht	ist	die	Ermächtigung,	über	den	
Voranschlagsansatz	verfügen	 zu	dürfen,	durch	die	
allfällige	 Anwendung	 des	 Vor-	 oder	 Auslaufzeit-
raumes	 (§	 52	Abs	 2	und	5	BHG)	bedingt.	Mit	die-
ser	Verknüpfung	von	BFG	und	BHG	ist	zugleich	ein	
zeitlicher	Bezugsbereich	definiert.

Ausgabengebarungsermächtigungen	sind	somit	durch-
wegs	bedingte	Normen.

3.3.2. „Doppelte rechtliche Bedingtheit der Finanz- 
  verwaltungsakte“

Manche	 Haushaltsrechtsordnungen	 sehen	 ausdrück-
lich	vor,	dass	wichtige	Verwaltungsakte	der	Haushalts-
führung,	wie	 insb	Ausgaben	 (Zahlungen),	 neben	der	
spezifisch	haushaltsrechtlichen	Ermächtigung	 zusätz-
lich	noch	einer	spezifischen	materiellen	Rechtsgrund-
lage	bedürfen.75	Im	Rahmen	der	Bundesverwaltung	ist	
dies	nicht	der	Fall.	
	 Dennoch	bilden	auch	hier	immer	zwei	kombinierte	
Rechtsvorschriften76	 die	 Rechtsgrundlage	 für	 solche	
Akte	der	Haushaltsführung:

3.3.2.1. materiell-rechtliche Bedingtheit: 

Ein	Verwaltungsakt	ist	stets	Folge	einer	zuvor	begrün-
deten	 materiell-rechtlichen	 Verpflichtung;	 diese	 ist	 –	
auf	Seiten	der	Staatsorgane	–	notwendige	Bedingung	
für	die	Leistung	der	Zahlung	und	kann	auf	zweierlei	
Art	erzeugt	werden:
a)	Die	 Bereitstellung	 bzw	 Inanspruchnahme	 öffent-
licher	Mittel	 ist	regelmäßig	in	generellen	materiell-

74	Im	konkreten	Falle	ist	dies	der	Abschnitt	J	des	Teiles	2	der	Anlage	zu		§	2	BMG:	„J.	Bundesministerium	für	Unterricht,	Kunst	und	Kultur:	1.	Schulwesen	ein-
schließlich	Schulerhaltung,	Schulerrichtung	und	Schulauflassung	….“	iVm	den	Vollziehungsbestimmungen	in	den	einzelnen	Materiengesetzen,	insb	§	133	Schul-
organisationsgesetz.
75	so	etwa	Art	49	der	EU-Haushaltsordnung	(VO	1665/2002);	dieser	sieht	vor,	dass	„Haushaltsmittel	für	eine	Maßnahme	der	Gemeinschaften	oder	der	Europä-
ischen	Union	nur	verwendet	werden	können,	wenn	zuvor	ein	Basisrechtsakt	erlassen	worden	ist.	Ein	Basisrechtsakt	ist	ein	Rechtsakt,	der	die	Rechtsgrundlage	für	
eine	Maßnahme	und	die	Ausführung	der	im	Haushalt	ausgewiesenen	entsprechenden	Ausgabe	bildet.“	Dieser	„Basisrechtsakt	[ist]	in	Form	einer	Verordnung,	
einer	Richtlinie,	einer	Entscheidung	im	Sinne	von	Artikel	249	des	EG-Vertrags	oder	eines	Beschlusses“	zu	erlassen“.	Eine	gleichartige	Regelung	auf	Primärrechts-
ebene	ist		gem	Art	268	Abs	3	EGV	(Art	310	VAEU)	idF	des	Vertrages	von	Lissabon,	Abl	2007	C	306,	vorgesehen.
76	 Treffend	 sprechen	 Korinek/Holoubek,	 Grundlagen	 staatlicher	 Privatwirtschaftsverwaltung	 (1993)	 205	 (FN	 53),	 von	 einem	 „Komplementärverhältnis“;	 die	 
Geltungsbereiche	beider	Rechtsvorschriften	müssen	also	zumindest	nicht-leere	Schnittmengen	haben.

Geltungs-	 BFG	2008	(Gebarungsermächtigung	ieS)	 BHG	(allgemeine	Ermächtigung)
bereich

Artikel XVI.	Mit	der	Vollziehung	dieses	Bundes-
gesetzes	 ist	 unbeschadet	 der	 den	 obersten	 Or-
ganen	 nach	 Maßgabe	 der	 Haushaltsvorschriften	
zustehenden	Befugnis	zur	Bestreitung	der	einzel-
nen	Ausgaben	innerhalb	ihres	Teilvoranschlages	

1.	 ………
2.	 ……….
betraut.

personal

Grundlage der Gebarung
§ 37.	…………..
(3)	Über	einen	Voranschlagsansatz	oder	einen	Teil	
eines	solchen	darf	nur	 jenes	Organ	verfügen,	das	
aufgrund	 der	 Gesetze	 zur	 Begründung	 der	 Ein-
nahmenberechtigung	oder	Eingehung	der	Ausga-
benverpflichtung	zuständig	ist.

Vollziehung
§ 102.	Mit	der	Vollziehung	dieses	Bundesgesetzes	
ist,	 soweit	 in	 den	 vorstehenden	 Bestimmungen	
nicht	anderes	vorgesehen	ist,
1.	 …………
2.	 ………….
3.	 in	Angelegenheiten,	die	den	Wirkungsbereich	
eines	 Bundesministers	 betreffen,	 dieser	 Bundes-
minister		…….........…..
betraut.
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rechtlichen	 heteronomen	 Normen	 vorgesehen,	 die	
von	 staatlichen	 Organen	 allein	 gesetzt	 (Gesetze,	
Verordnungen)	und	 (durch	Bescheide	und	Urteile)	
vollzogen	werden77. 

b)	Darüber	hinaus	können	finanzielle	Verpflichtungen	
auf	 besonderen	 Rechtsnormen,	 nämlich	 Privat-
rechtsgeschäften,	 beruhen,	 an	 deren	 Erzeugung	
durch	 generelle	 Normen	 ermächtigte	 Staatsorgane	
beteiligt	sind78/79	Gesetzliche	Regelungen,	die	hiezu	
ermächtigen,	müssen	nicht	entsprechend	dem	Art	18	
B-VG	determiniert	sein80. 

Das	Ergebnis	 ist	 in	beiden	Fällen	eine	finanziell	 rele-
vante	 Rechtspflicht	 des	 Bundes,	 etwa	 zur	 Leistung	
einer	Zahlung,	und	 ein	dieser	Pflicht	 entsprechender	
Rechtsanspruch	des	Begünstigten.	Diese	Rechtspflich-
ten	des	Bundes	sind	daher	nahezu	ausnahmslos	seitens	
des	Zahlungsempfängers	rechtlich	durchsetzbar;	meist	
sind	 die	 (Zahlungs-)Verpflichtungen	 auch	 mit	 Sank-
tionsnormen	 verknüpft	 (zB	 zivilrechtliche	 Pönalrege-
lungen,	disziplinar-rechtliche	Vorschriften);	es	handelt	
sich	also	bei	diesen	Normen	nicht	(nur)	um	Ermächti-
gungen.	-	Rechtsgrundlose	Zahlungen	stellen	ganz	sel-
tene	Ausnahmen	dar;	üblicher	Weise	wird	vom	Haus-
haltsrecht	deren	Rückabwicklung	angeordnet.81  
	 Neben	 diesen	 spezifischen	 materiell-rechtlichen	
Regelungen	bestehen	meist	auch	allgemeine	haushalts-
rechtliche	 Bestimmungen,	 welche	 die	 Vornahme	 der	 
finanziell	 relevanten	 Verwaltungsakte	 regeln;	 Art	 51	

Abs	 9	 B-VG82	 ermächtigt	 hiezu	 die	 Bundesgesetzge-
bung83	-	in	concreto	das	BHG.	

3.3.2.2. Haushaltsrechtliche Bedingtheit: 

Neben	 diesen	 Zwangsnormcharakter	 tragenden	 ma-
teriell-rechtlichen	 Grundlagen	 bedürfen	 die	 Staats- 
organe	 zur	 Vornahme	 finanziell	 wirksamer	 Verwal-
tungsakte	 einer	 weiteren,	 besonderen,	 spezifisch	
haushaltsrechtlichen	 Ermächtigung,	 nämlich	 der	 Ge-
barungsermächtigung	 (auch:	 „Mittelverwendungser-
mächtigung“).	Dieses	Erfordernis	besteht	unabhängig	
von	der	Form	und	dem	Inhalt	der	Norm,	welche	die	
materiell-rechtliche	Verpflichtung	begründet.

3.3.2.2.1. Das BFG als Bedingung für die Ausgaben- 
  gebarung
Gem	dem	B-VG	handelt	es	sich	hiebei	um	die	jährlichen	
BFG,	die	eine	in	zeitlicher,	sachlicher	und	betraglicher	
Hinsicht	begrenzte	Ermächtigung	zur	Ausgabengeba-
rung84	 erteilen,85/86	 sowie	 um	weitere	 in	Art	 42	Abs	 5	
B-VG	vorgesehenen	Bundesgesetze.	Die	hier	genannten	
Rechtsvorschriften	beschränken	die	Vornahme	von	Ak-
ten	der	Haushaltsführung	auch	dann,	wenn	im	Außen-
verhältnis	ein	durchsetzbarer	Rechtsanspruch	besteht.	
Dieser	muss	 gegebenenfalls	 auf	 dem	Vollstreckungs-
wege	durchgesetzt	werden,	soweit	und	solange	die	zur	
Erfüllung	des	Rechtsanspruches	erforderliche	haushalts-
rechtliche	Ermächtigung	nicht	in	Geltung	steht.87  

77	Die	gesetzlichen	Verpflichtungen	iS	des	§	20	Abs	7	BHG	bilden	nur	eine	Teilmenge	hievon.	
78	Diese	Rechtspflichten	sind	freilich	im	Falle	der	von	den	Staatsorganen	(mit)begründeten	Rechtsgeschäfte	keine	heteronomen	Pflichten;	es	handelt	sich	vielmehr	
um	Selbstverpflichtungen	des	Staates,	die	anderen	Rechtssubjekten	Rechtsansprüche,	insb	auf	Zahlungen,	einräumen.	Es	muss	sich	hiebei	nicht	ausschließlich	
um	private	Rechtsgeschäfte	handeln;	das	österreichische	Bundesverwaltungsrecht	sieht	auch	öffentliche	Verträge	vor	(zB	§	13	Abs	1	UG;	vgl	hiezu	insb	Huber/
Kopetz/Spannring,	Rechtliche	Rahmenbedingungen	für	eine	verfassungskonforme	Ausgestaltung	von	Leistungsvereinbarungen,	zfhr	2005,	1).	–	Zur	Privatrechts-
kompetenz	vgl	jüngst	Stöger,	Ausgewählte	öffentlich-rechtliche	Fragestellungen	des	österreichischen	Krankenanstaltenrechts.Habilitationschrift	(2008;	erscheint	
demnächst)	138	ff.
79	Festzuhalten	bleibt	aber,	dass	die	Rechtspflicht	–	etwa	zur	Leistung	einer	Zahlung	-	auch	im	Falle	der	Rechtsgeschäfte	letztlich	nicht	aus	diesem	(allein)	er-
wächst,	 sondern	aus	der	Rechtsordnung	 insgesamt,	welche	die	 sich	aus	einem	Rechtsgeschäft	erwachsenden	 (subjektiven)	Rechte	und	Pflichten	als	 rechtlich	
gesollt	bestimmt;	das	Rechtsgeschäft	 ist	 lediglich	Bedingung	 für	die	Begründung	der	Rechte	und	Pflichten;	vgl	Kelsen,	Hauptprobleme	der	Staatsrechtslehre	 
(1984/1923)	550.
80	Vgl	oben	Pkt	3.2.1.,	insb	FN	15.
81	Vgl	etwa	§	60	BHG	und	Art	53b	Abs	2	lit	c	EU-Haushaltsordnung	(VO	1605/2002	idgF).
82	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH.
83	Gem	der	B-VGNH	ist	dieses	BG	seit	Anfang	2008	ebenfalls	nach	dem	Verfahren	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen;	davor	war	hiefür	die	einfache	Bundesgesetz-
gebung	zuständig,	was	teilweise	zu	rechtlichen	Abgrenzungsproblemen	mit	den	BG	nach	Art	42	Abs	5	B-VG	geführt	hat	(vgl	Lödl,	ÖHW	2002	56	ff).	
Auch	im	nunmehr	geltenden	Bundeshaushaltsverfassungsrecht	sind	Bundesgesetze	mit	überlappenden	sachlichen	Geltungsbereichen	vorgesehen:	
Art	42	Abs	5	B-VG	umschreibt	den	Inhalt	der	nach	diesem	Verfahren	zu	regelnden	Bundesgesetze	ua	mit:	„Verfügung	über	Bundesvermögen“,	„Übernahme	oder	
Umwandlung	einer	Haftung	des	Bundes“,	„Eingehen	oder	die	Umwandlung	einer	Finanzschuld	des	Bundes“	–	damit	sind	die	konkreten	Gebarungsermächti-
gungen	gemeint.	
Ab	2008	gilt	dasselbe	Verfahren	(gem	Art	42	Abs	5	B-VG)		auch	für	das	„Bundesgesetz,	mit	dem	nähere	Bestimmungen	über	die	Erstellung	des	Bundesfinanz-
rahmengesetzes,	des	Bundesfinanzgesetzes	und	über	die	sonstige	Haushaltsführung	des	Bundes	getroffen	werden“	–	also	das	BHG.	Dieses	hat	gem	Art	51	Abs	
7	B-VG	idF	Art	I	Z	4	B-VGNH	die	„näheren	Bestimmungen	über	...	die	Vorgangsweise	bei	Eingehen	und	Umwandlung	von	Verbindlichkeiten	aus	Geldmittel-
beschaffungen,	die	nicht	innerhalb	desselben	Finanzjahres	getilgt	werden,	oder	aus	langfristigen	Finanzierungen	(Finanzschulden),	 .....	bei	Verfügungen	über	
Bundesvermögen	und	bei	Haftungsübernahmen	des	Bundes	....“	zu	enthalten.
Da	alle	diese	BG	nunmehr	nach	dem	gleichen	Verfahren	erzeugt	werden	und	auch	nicht	dem	Jährlichkeitsprinzip	unterliegen	(Ausnahme:	die	Veranschlagung	
von	jährlichen	Ausgaben	und	Einnahmen	aus	Finanzschulden),	ist	die	Abgrenzung	weit	gehend	nach	Zweckmäßigkeitskriterien	vorzunehmen.
84	Ab	1.1.2013:	„Mittelverwendungsgebarung“	(iS	Art	51	Abs	2-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH).
85	Schon	in	seiner	Allgemeine	Staatslehre	(1966/1925)	340f	meint	Kelsen:	“Der	Sinn	dieser	Budgetbewlligung	kann	nur	der	sein,	dass	die	Regierung	nicht	ermächtigt	
ist,	ohne	sie	die	–	im	übrigen	auf	Gesetzen	beruhenden	–	…	Ausgaben	zu	machen,	...	“.	Ebenso	Merkl,	Allgemeines	Verwaltungsrecht	(1927/1969)	240.
86	Das	geltende	Haushaltsrecht	sieht	darüber	hinaus	weitere	Möglichkeiten	der	Ermächtigung	zur	Gebarung	vor;	diese	Vorschriften	ändern,	ergänzen	oder	erset-
zen	das	BFG.	Es	handelt	sich	um	das	BFG	ändernde	BG,	die	auf	VO	der	BReg	oder	Entscheidungen	des	BMF	beruhende	Überschreitungsermächtigungen	und	um	
die	Regelungen	iZm	dem	Nothaushaltsrecht	(gesetzliches	und	automatisches	Budgetprovisorium).
87	vgl	Korinek/Holoubek,	Grundlagen	staatlicher	Privatwirtschaftsverwaltung	(1993)	206.
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	 Letztlich	muss	 für	 die	 Klärung	 des	 Verhältnisses	
von	 materiell-rechtlichen	 und	 haushaltsrechtlichen	
Vorschriften	 eine	 Kernfrage	 beantwortet	 werden:	 Ist	
der	NR	bei	Beschlussfassung	über	das	BFG	–	bei	son-
stiger	 Verfassungswidrigkeit	 des	 BFG	 –	 verpflichtet,	
Gebarungsermächtigungen	 zur	 Erfüllung	 rechtlich	
zwingender	Zahlungsverpflichtungen	vorzusehen?	
	 Auf	Basis	der	B-VGNH	(und	auch	des	bisher	gel-
tenden	Bundeshaushaltsverfassungsrechtes)	kann	auf	
diese	Frage	keine	einfache	Antwort	gegeben	werden:	
-	 Die	BReg	hat	den	BFG-Entwurf	vorzulegen.	Dieser	
Vorlage	geht	ein	verwaltungsinterner	Planungspro-
zess	 voraus.	 Die	 Verwaltung	muss	 in	 diesem	 Pla-
nungsprozess	bestehende	rechtlich	zwingende	Zah-
lungsansprüche	berücksichtigen,	da	die	Verwaltung	
keine	Kompetenz	hat,	auf	die	Vereitelung	dieser	An-
sprüche	hin	zu	wirken.

-	 Der	 BFG-Entwurf	 ist	 den	 Beratungen	 des	 NR	 zu-
grunde	zu	legen.	Der	NR	als	Bundesfinanzgesetzge-
ber	 kann	vom	Entwurf	 abweichen;	 die	 an	den	Be-
ratungen	 teilnehmenden	 Verwaltungsorgane,	 insb	
der	BMF,	müssen	jedoch	bei	allfälligen	Vorschlägen,	
die	auf	eine	Kürzung	dieser	zwingenden	rechtlichen	
Erfordernisse	abzielen,	den	NR	entsprechend	infor-
mieren.	Ein	BFG,	das	für	die	Bedeckung	von	Ausga-
ben	für	fällige	rechtliche	Ansprüche	nicht	vorsorgt,	
vermag	jedenfalls	an	dem	Bestand	und	der	Durch-
setzbarkeit	 dieser	 rechtlichen	Ansprüche	 nichts	 zu	
ändern88. 

-	 Ein	BFG,	welches	nicht	alle	zum	Zeitpunkt	der	Be-
schlussfassung	 bekannten,	 im	 nächsten	 Finanzjahr	
fälligen	Ausgaben	enthält,	widerspricht	dem	verfas-
sungsgesetzlichen	 Grundsatz	 der	 Vollständigkeit89 
und	ist	aus	diesem	Grunde	verfassungswidrig.	Der	
für	verfassungswidrige	Gesetze	im	B-VG	eingerich-
tete	 Fehlerkalkül	 –	 der	 sich	 auf	 die	 Geltung	 und	
Vernichtung	 von	Normen	 bezieht	 –	 läuft	 indes	 im	
Falle	des	BFG	ins	Leere:	Die	bloß	kassatorische	Ent-
scheidung	 des	 VfGH	 gem	Art	 140	 B-VG	 kann	 die	

zur	Abdeckung	fälliger	rechtlicher,	insb	gesetzlicher	
Verpflichtungen	 des	 Bundes	 erforderlichen	 Geba-
rungsermächtigungen	nicht	erzeugen	oder	supplie-
ren;	 der	 VfGH	 kann	 diese	 Rechtserzeugung	 auch	
nicht	 erzwingen.	 Die	 Lösung	 dieser	 Problemlage	
muss	daher	auf	politischem	Wege	durch	Erlassung	
einer	 bundesfinanzgesetzlichen	 Ermächtigung	 ge-
löst	werden.	–	Diese	am	Vollständigkeitsgrundsatz	
ansetzende	Argumentation	bietet	 jedoch	allein	kei-
ne	abschließende	Antwort	auf	die	Frage	nach	dem	
Verhältnis	zwischen	materiellem	Recht	(materiellen	
Rechtsansprüchen)	und	dem	Haushaltsrecht.	

-	 Eine	solche	Antwort	ist	nur	unter	Einbeziehung	der	
übrigen	 einschlägigen	 Haushaltsverfassungsvor-
schriften	zu	finden:	Das	B-VG	stellt	 seit	der	Haus-
haltsreform	1986	–	gerade	für	den	Fall	des	Fehlens	
einer	bundesfinanzgesetzlichen	Ermächtigung	–	effi-
ziente	Instrumente	bereit,	um	rechtliche,	insb	gesetz-
liche,	 Verpflichtungen	 im	 Rahmen	 der	 Haushalts-
führung	erfüllen	zu	können	(vgl	oben	Pkt	3.2.2.):	
a)	Art	51b	B-VG	ermöglicht	die	Umschichtung	von	
Budgetmitteln	zu	Gunsten	solcher	Ausgaben.	Im	
Falle	 einer	 ungenügenden	 Dotierung	 eines	 vor-
handenen	 Ansatzes	 kann	 der	 BMF	 unmittelbar	
auf	Grund	des	B-VG	die	Zustimmung	zur	Über-
schreitung	 erteilen90;	 fehlt	 ein	Ansatz,	 so	 stehen	
weitere	 –	 eingeschränkte	 –	 Möglichkeiten	 zur	
Verfügung91.	Auf	Grund	des	Grundsatzes	der	Sal-
doneutralität	(Art	51b	Abs	5	B-VG)	können	diese	
Instrumente	aber	nur	insoweit	eingesetzt	werden	
als	Bedeckungsmöglichkeiten	bestehen.	

b)	Ansonsten	kann	nur	eine	Ergänzung	oder	Ände-
rung	des	BFG	Abhilfe	schaffen.

Im	 Ergebnis	 kann	 somit	 fest	 gehalten	 werden:	 Das	
B-VG	stellt	 in	praktikabler	Weise	 Instrumente	 für	die	
Erfüllung	 rechtlicher	 Zahlungsverpflichtungen	 auch	
für	den	Fall	bereit,	dass	im	BFG	hiefür	nicht	vorsorgt	
ist.	Das	B-VG	lässt	aber	zweifelsfrei	erkennen,	dass	eine	

88	Eine	vollzogene	Exekution	solcher	Ansprüche	müsste	als	Ausgabe	(Zahlung)	verrechnet	werden,	wobei	der	Exekutionstitel	und	die	faktische	Entziehung	der	
Bundesmittel	durch	das	Exekutionsorgan	die	–	sonst	unabdingbar	erforderliche	-	Anordnung	eines	Organs	der	Haushaltsführung	und	dessen	Durchführung	
ersetzt.
89	Dieser	Grundsatz	ist	im	Rahmen	der	alten	und	neuen	Rechtslage	im	B-VG	verankert:	Die	bis	Ende	2008	geltende	Rechtslage	sieht	in	Art	51	Abs	3	B-VG	(idF	BGBl	I	
2003/100)	vor,	dass	das	BFG	„als Anlagen den Voranschlag der Einnahmen und Ausgaben des Bundes … zu enthalten“	hat.	Die	hL	leitet	hieraus	das	Vollständigkeitsgebot	
ab;	vgl	nur	Hengstschläger,	Art	51	B-VG,	in:	Korinek/Holoubek	(Hrsg),	Bundesverfassungsrecht	(1999)	Rz	53	(FN	147).
Gem	der	Rechtslage	ab	1.1.2013	(Art	51	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH)	sieht	Art	51	Abs	8	B-VG	vor,	dass	bei	„der Haushaltsführung des Bundes die Grundsätze … der 
Transparenz … und der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage des Bundes zu beachten sind“.	Aus	den	Materialien	hiezu	(203	BlgNR	23.	GP	8f)	und	dem	
Wortlaut	(arg:	„getreue Darstellung der finanziellen Lage“)	ist	ebenfalls	der	Vollständigkeitsgrundsatz	abzuleiten.	
Für	die	Zeit	zwischen	1.1.2009	und	31.12.2012	finden	sich	zwar	keine	derartigen	Belegstellen	in	der	Verfassung.	Diesfalls	ist	aber	von	einer	echten	Lücke	auszuge-
hen,	die	in	Analogie	zu	der	davor	und	danach	geltenden	Rechtslage	zu	schließen	ist.	Eine	–	wenn	auch	nur	befristete			Abkehr	vom	Vollständigkeitsprinzip	wäre	
ein	derart	grundstürzender	Eingriff	in	die	Haushaltsverfassung,	dass	in	den	übrigen	Verfassungsbestimmungen	und	in	den	Materialien	ein	Hinweis	darauf	zu	
finden	sein	müsste,	wie	mit	nicht	im	Bundesvoranschlag	enthaltenen	Ausgaben	umzugehen	wäre;	dies	ist	nicht	der	Fall.
90	überplanmäßige	Ausgaben	gem	Art	51b	Abs	3	B-VG,	ds	gesetzliche	Verpflichtungen	gem	Z	1	oder	sonstige	rechtliche	Verpflichtungen,	die	bei	Inkrafttreten	des	
BFG	bereits	bestanden	haben,	gem	Z	3.
91	Eine	solche	Lösung	wäre	allenfalls	im	Wege	einer	VO	betreffend	außerplanmäßige	Ausgaben	gem	Art	51b	Abs	2	B-VG		möglich.	Diese	Überschreitungsmöglich-
keit	ist	jedoch	nur	anwendbar,	wenn	Gefahr	im	Verzug	vorliegt	und	eine	gesetzliche	oder	sonstige	rechtliche	Verpflichtung	nach	Inkrafttreten	des	BFG	erlassen	
(in	Geltung	gesetzt)	wurde,	da	nur	dann	eine	unvorhersehbare	und	unabweisbare	Ausgabe	vorliegt.	
Für	alle	anderen	(als	die	zuvor	und	in	FN	90	genannten)	Fälle	von	außer-	oder	überplanmäßigen	Erfordernissen	(also	insb	bei	sonstigen	rechtlichen	Verpflich-
tungen,	die	erst	nach	Inkrafttreten	des	BFG	begründet	wurden,	und	wenn	keine	Gefahr	im	Verzug	vorliegt)	stellt	das	B-VG	keine	Lösungsmöglichkeiten	bereit.
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Liquidierung	von	 rechtlich	zuerkannten	Zahlungsan-
sprüchen	ohne	eine	verfassungsgesetzlich	einwandfrei	
erteilte	Gebarungsermächtigung	nicht	zulässig	ist.	Aus	
der	Bundeshaushalts(verfassungs)rechtsordnung	kann	
somit	ein	Grundsatz	der	„Subordination	des	Haushalts	
unter	das	–	materielle	(Anm	d	Verf)	-	Recht“92	bzw	der	
„Subordination	der	Haushaltsgesetzgebung	unter	die	
allgemein	 gesetzlich	 normierten	 Ansprüche“93	 nicht	
abgeleitet	werden;	es	ist	vielmehr	von	einer	Koordina-
tion	beider	Rechtsbereiche	auszugehen.	

3.3.2.2.2. Das BHG als Bedingung für die Ausgaben- 
  gebarung
Dies	gilt	auch	in	Bezug	auf	die	Frage	nach	allfälligen	
Stufungsrelationen	 zwischen	 BHG	 und	 materiellen	
Gesetzen:	
-	 Das	allgemeine	Haushaltsrecht	 (BHG)	und	das	ge-
nerelle	 materielle	 Recht	 (Materiengesetze)	 stehen	
per	 se	 in	keinem	gestuften	Verhältnis,	weder	nach	
der	rechtlichen	Bedingtheit	noch	nach	der	derogato-
rischen	Kraft.	Es	handelt	sich	auch	hier	um	getrennte	
Kompetenztatbestände,	 für	deren	Regelung	(seit	4.	
Jänner	 2008)	 verschiedene	 Rechtserzeugungsver-
fahren	 vorgesehen	 sind.	 Kompetenzüberschreiten-
de	 Regelungen	 können	 notwendiger	Weise	 nur	 in	
einem	fehlerhaften	Rechtserzeugungsverfahren	zu-
stande	kommen	 (also	Regelungen	gem	Art	 51	Abs	
6	B-VG	in	Form	einfacher	BG	und	materiell-gesetz-
liche	Regelungen	in	Form	von	BG	gem	Art	42	Abs	5	
B-VG)	und	sind	daher	verfassungswidrig.

-	 Die	 generellen	 Regelungen	 beider	 Bereiche	 sind	
jedoch	 Erzeugungsbedingung	 für	 individuell-kon-
krete	 Rechtsverhältnisse,	 welche	 Verpflichtungen	
des	 Bundes	 begründen.	 IdZ	 können	 die	 Ziele	 der	
Haushaltsführung	auch	eine	inhaltliche	Determinie-
rung	dieser	Rechtsverhältnisse	bewirken.

3.3.2.2.3. Haushaltsrechtliche Bedingungen der Ein- 
  nahmengebarung?
Mit	Bezug	auf	die	Einnahmen	entfaltet	das	BFG	–	zu-
mindest	 seit	 der	Haushaltsrechtsreform	 1986	 –	 keine	
Bindungswirkung94/95	 .	Während	die	ausgabenseitigen	

Voranschlagsansätze	 betragliche,	 sachliche	Bindungs-
wirkungen	 gegenüber	 der	 Verwaltung	 entfalten,	 ist	
dies	hinsichtlich	der	einnahmenseitigen	Voranschlags-
ansätze	nicht	der	Fall.	Aus	der	Gesamtdarstellung	von	
Ausgaben	 und	 Einnahmen	 lassen	 sich	Bezugsgrößen	
etwa	für	Ermächtigungen	zu	Ausgabenüberschreitung	
(gegen	 Bedeckung	 durch	 Mehreinnahmen)	 oder	 Fi-
nanzschuldenaufnahmen	 (in	Höhe	 des	Unterschieds-
betrages	von	Ausgaben	und	Einnahmen)	ableiten;	die	
Einnahmenansätze	oder	-summe	bilden	hiebei	 jedoch	
nur	Tatbestandselemente,	denen	per	se	keine	rechtliche	
Wirkung	zu	kommt.96  
		 Die	 Einnahmenansätze	 beruhen	 auf	 Schätzungen	
der	 Verwaltung,	 die	 der	 NR	 übernimmt	 oder	 abän-
dert	 -	und	sodann	 in	das	BFG	aufnimmt,	ohne	 ihnen	
normative	 Wirkung	 zu	 verleihen.	 Sie	 fungieren	 im	
Rahmen	des	Bundesrechnungsabschlusses,	uzw	in	der	
Voranschlagsvergleichsrechnung97,	 als	 Anknüpfungs-
punkt	für	die	von	den	Bundesorganen	vorzulegenden	
Berichte	über	die	(ausgaben-	und)	einnahmenseitigen	
Abweichungen	 von	 den	 im	 BFG	 enthaltenen	 Voran-
schlagsbeträgen.

3.3.2.3. Schlussfolgerung

Aus	 den	 bisher	 angestellten	 Erwägungen	 (und	 im	
Nachhang	zu	den	Ausführungen	in	Pkt	3.2.)	kann	so-
mit	folgendes	Fazit	abgeleitet	werden.:
-	 Die	 den	 Bund	 zur	 Leistung	 von	 Ausgaben	 (Zah-
lungen)	 verpflichtenden	 materiellen	 Rechtsvor-
schriften	 können	 –	 zumindest	 einseitig	 für	 die	
Staatsorgane	 –	 nur	 insoweit	 vollzogen	werden	 als	
besondere	 die	 Gebarungsermächtigungen	 dies	
vorsehen;	 es	 handelt	 sich	 somit	 um	 bedingte	 Vor-
schriften98.	Dieses	Bedingungsverhältnis	ergibt	sich	
primär	auf	Grund	der	Rechtswirkungen,	welche	das	
B-VG	dem	BFG	zumisst;	sekundär	(im	Falle	des	Ein-
gehens	 rechtsgeschäftlicher	 Verpflichtungen)	 auch	
auf	Grund	 einer	 direkten	 Verknüpfung	 von	 Rege-
lungen	im	BHG	mit	dem	BFG.	

-	 Die	 Gebarungsermächtigungen	 können	 ihrerseits	
durch	 faktische	 oder	 rechtliche	 Sachverhalte	 be-

92 Mußgnug,	Der	Haushaltsplan	als	Gesetz	(1976)	21.
93 Müller-Osten,	Der	öffentliche	Haushalt	als	Institution	parlamentarischer	Kontrolle	(2007)	340.
94	Dies	ergibt	sich	aus	der	Systematik	des	B-VG	,	welches	außer-	und	überplanmäßige	Gebarungen	nur	mit	Bezug	auf	Ausgaben	reguliert	(Art	51b	B-VG	idF	BGBl	
I	2003/100);	diese	Rechtswirkung	wird	durch	§	39	BHG	–	zulässiger	Weise	–	positiviert;	zur	–	durchaus	unterschiedlich	deutbaren	-	Rechtslage	bis	1986	vgl	nur	
Walter,	Bundesverfassungsrecht	(1972)	358	ff	und	Hengstschläger,	Das	Budgetrecht	des	Bundes	(1977)	248	ff.
95	Die	im	BFG	veranschlagten	Einnahmen	können	zwar	als	sachliches	oder	betragliches	Tatbestandselement	in	die	Bestimmung	von	Ausgabenermächtigungen	
eingehen,	und	zwar	im	Falle	von	„Ausgaben	nach	Maßgabe	zweckgebundener	Einnahmen“	(vgl	etwa	Art	IV	Abs	2	BFG	2008)	und	bei	Ausgabenüberschreitungen	
gegen	„Bedeckung	durch	…	Mehreinnahmen“	(Art	51	Abs	5	B-VG).	Damit	entfalten	aber	die	Einnahmenansätze	nicht	per	se	Bindungswirkung;	die	genannten	
Regelungen	zielen	stets	auf	die	Gestaltung	der	ausgabenseitigen	Bindungswirkung	ab.
96	Auf	Basis	des	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	lässt	sich	dies	unschwer	aus	Art	51b	B-VG	ableiten,	welcher	nur	für	die	Ausgaben	einen	Gesetzesvorbehalt	bzw	spezi-
fische	ausgabenseitige	Budgetüberschreitungsmöglichkeiten	vorsieht.	Im	Falle	einer	normativen	Bedeutung	der	Einnahmenansätze	müssten	auch	für	diese	von	
der	Verfassung	ähnliche	Vorkehrungen	wie	für	Ausgaben	getroffen	werden;	dies	ist	offensichtlich	nicht	der	Fall.
97	Vgl	§	98	Abs	2	Z	1	BHG	iVm	§	9	RLV.
98	Diese	Bedingung	der	Zwangsnormen	bindet	rechtlich	in	aller	Regel	nur	die	Staatsorgane;	nur	wenn	die	entsprechende	materielle	Rechtsvorschrift	(Gesetz,	
Vertrag)	ausdrücklich	die	Pflicht	oder	Ermächtigung	zur	Zahlung	von	der	Geltung	einer	Gebarungsermächtigung	abhängig	macht,	bindet	die	Bedingung	auch	
den	Zahlungsempfänger.
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dingt	sein;	diese	sind	gegebenenfalls	im	materiellen	
Recht99		oder	im	allgemeinen	Haushaltsrecht	(B-VG	
oder	BHG),	insb	in	Form	von	Zielen	der	Haushalts-
führung,		enthalten.	

-	 Diesem	notwendigen	Zusammenhang	von	materiell-	
und	 haushaltsrechtlichen	 Grundlagen	 der	 Haus-
haltsführung,	insb	der	konkreten	Gebarungen,	ent-
spricht	 die	 umfassende	 Rechtmäßigkeitskontrolle	
des	RH	gem	Art	126b	Abs	5	B-VG.100 

3.3.3. Ermächtigung zur Erzeugung haushaltsrecht- 
  licher Regelungen

Die	soeben	erwähnten	spezifisch	haushaltsrechtlichen	
Ermächtigungen	 sind	 Gegenstand	 mehrerer	 detail-
lierter	Erzeugungsregeln	des	B-VG	und	 teilweise	des	
BHG;	 diese	 richten	 sich	 an	 verschiedene	 Staatsin-
stanzen101:
-	 Als	formeller	Gesetzgeber	fungiert	primär	der	Nati-
onalrat;	

-	 die	 Erzeugung	 genereller	 Normen	 erfolgt	 auch	
durch	Verordnungen	des	BMF	oder	der	BReg	unter	
Mitwirkung	weiterer	Staatsorgane	(zB	Bundesmini-
ster,	Präsident	des	Rechnungshofes,	Ausschuss	des	
Nationalrates).	

-	 Darüber	hinaus	können	Änderungen	der	generellen	
Normen	auch	durch	individuelle	Entscheidungen	des	
BMF	 herbeigeführt	 werden	 (Ausgabenbindungen,	
Genehmigung	von	Budgetüberschreitungen);	diese	
Ermächtigung	des	BMF	kann	teilweise	auch	an	an-
dere	Bundesorgane	delegiert	werden.

99	Gebarungsermächtigungen	(also	bundesfinanzgesetzliche	Ermächtigungen)	zur	Leistung	von	Ausgaben	für	bestimmte	materiell-gesetzlich	geregelte	Zwecke,	
dürfen	nur	im	Sinne	dieser	Materiengesetze	in	Anspruch	genommen	werden.
100	Vgl	etwa	Kroneder-Partisch	Art	126b	B-VG,	in:	Korinek/Holoubek	(Hrsg),	Bundesverfassungsrecht	(1999/2001)	Rz	33.
101	Rechtserzeugung	und	–vollziehung	werden	meist	verschiedenen	Staatsorganen	zugeordnet,	der	personale	Geltungsbereich	von	Zwangs-	und	Vollzugsnormen	
einerseits	und	Erzeugungsnormen	andererseits	ist	somit	(auch)	im	Falle	des	Haushaltsrechtes	meist	unterschiedlich.
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4.1. Primär- und Sekundärrecht

Im	Rahmen	der	Vorschriften	über	die	Wirtschafts-	und	
Währungsunion	(Titel	VII	-	WWU)	enthält	der	Vertrag	
zur	Gründung	der	Europäischen	Gemeinschaft	(EGV)	
Regelungen	über	die	Ziele	der	Haushaltsführung	der	
Mitgliedstaaten	(insb	Art	99	und	Art	104	sowie	das	hie-
zu	ergangene	”Protokoll	über	das	Verfahren	bei	einem	
übermäßigen	 Defizit”;	 im	 Folgenden:	 ”Protokoll“).	 
Diese	Bestimmungen	des	Primärrechts	werden	durch		
Sekundärrechtsvorschriften	 –	 den	 ”Stabilitäts-	 und	
Wachstumspakt”	 (SWP)	 –	 durchgeführt,	 welche	 im	
Hinblick	auf	das	Eintreten	in	die	dritte	Phase	der	WWU	
erlassen	 wurden.103	 Diese	 Regelungen	 sehen	 iW	 die	
Einhaltung	der	Haushaltsdisziplin	(definiert	an	Hand	
von	Indikatoren:	öffentliches	Defizit	von	max	3	%	des	
BIP	und	öffentlicher	Schuldenstand	von	max	60%	des	
BIP;	bei	deren	Verfehlung	finanzielle	Sanktionen	ver-
hängt	werden	können)	und	die	Erstellung	und	Vorla-
ge	von	vierjährigen	rollenden	Stabilitätsprogrammen,	
welche	 auf	 die	 nachhaltige	 Erreichung	 niedrigerer	
Defizitwerte	 abzielen,	 vor.	 Ziele	 und	 Handhabung	
der	 Instrumente	 werden	 im	 Rahmen	 eines	 kompli-
zierten	Mechanismus	 von	der	Kommission	und	dem	
Rat	 überwacht;	 dieser	 verhängt	 gegebenenfalls	 auch	
die	 Sanktionen.	 –	 Diese	 Gemeinschaftsrechtsnormen 
sind	überwiegend	unmittelbar	anwendbar	und	haben	
gegenüber	 innerstaatlichem	 Recht	 Anwendungsvor-
rang104;	 die	 für	 die	 Feststellung	 und	Vollziehung	 der	
öffentlichen	Haushalte	zuständigen	Staatsorgane	sind	
grundsätzlich	 gebunden.	 Die	 Stabilitätsprogramme 
sind	politische	Plan-	und	Programmdokumente;	ihnen	
kommt	 von	Gemeinschaftsrechts	wegen	 per	 se	 keine	
Rechtswirkung	zu.

	 In	 Mitgliedstaaten	 mit	 mehr	 als	 nur	 einem	 öf-
fentlichen	Haushalt,	 also	 insb	 in	 föderal	gegliederten	
Staaten,	müssen	jedoch	zuvor	die	Verantwortlichkeiten	
in	 Bezug	 auf	 die	 gemeinschaftsrechtlichen	 Pflichten	
verteilt	werden;	dies	kann	nur	rechtsförmig	erfolgen.
In	 diesem	 Sinne	 gebietet	 Art	 3	 des	 Protokolles	 aus-
drücklich,	 “die Mitgliedstaaten haben zu gewährleisten, 
dass die innerstaatlichen Verfahren im Haushaltsbereich sie 
in die Lage versetzen, ihre sich aus dem EGV ergebenden 
Verpflichtungen in diesem Bereich zu erfüllen“. 

4.2. Innerstaatliche Umsetzung

In	Österreich	erfolgt	die	innerstaatliche	Durchführung	
dieser	 gemeinschaftsrechtlichen	 Regelungen	mit	 ver-
schiedenen	Rechtsinstrumenten:105  
Zur	 Durchführung	 dieses	 gemeinschaftsrechtlichen	
“Harmonisierungsgebotes”	wurde	zunächst	ein	vorbe-
reitendes	BVG	(BGBl	I	61/1998)106		erlassen,	welches	im	
Hinblick	auf	die	Haushaltsführung	der	Gebietskörper-
schaften	klare	Vorgaben	enthält:	

„Art I (1) Bund, Länder und Gemeinden, diese vertreten 
durch den Österreichischen Gemeindebund und den Ös-
terreichischen Städtebund, sind ermächtigt, miteinander 
Vereinbarungen über einen Konsultationsmechanismus 
und einen Stabilitätspakt abzuschließen.
.........

(3) Der Stabilitätspakt regelt Verpflichtungen der Ge-
bietskörperschaften zur nachhaltigen Einhaltung der 
Kriterien gemäß Art. 104c107  EG-Vertrag durch die öf-
fentlichen Haushalte der Republik Österreich (Bund, 
Länder, Gemeinden und Träger der Sozialversicherung 

102 Vgl Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer,	Bundesverfassungsrecht10	Rz	511	 sowie	Lödl,	Die	Finanz-	und	Sachmittel	der	Verwaltung,	 in:	Holzinger/Oberndorfer/
Raschauer,	Österreichische	Verwaltungslehre2	(2006)	345	(349	ff).
103	Es	handelt	sich	um	

-	 die	VO	(EG)	1466	des	Rates	vom	7.	Juli	1997;	ABl	L	209/1	v	2.8.1997,		über	den	Ausbau	der	haushaltspolitischen	Überwachung	und	der	Überwachung	und	
Koordinierung	des	Wirtschaftspolitiken,	novelliert	durch	VO	1055/2005,	ABl	L	174/1	v	7.7.2005,	

-	 die	VO	(EG)	1467	des	Rates	vom	7.	Juli	1997;	ABl	L	209/6	v.2.8.1997,	über	die	Beschleunigung	und	Klärung	des	Verfahrens	bei	einem	übermäßigen	Defizit,	
novelliert	durch	VO	1056/2005,	ABl	L	174/5	v	7.7.2005	und	um	

-	 die	VO	(EG)	3605/1993,	ABl	Nr	L	332	v	31.12.1993,	zuletzt	geändert	mit	VO	2103/2005	ABl	L	337/1	v	22.12.2005;	
	 diese	VOen	wurde	durch	politische	Absprachen	ergänzt:	
-	 Entschließungen	des	Europäischen	Rates	über	den	Stabilitäts-	und	Wachstumspakt	sowie	über	Wachstum	und	Beschäftigung;	ABl	Nr	C	236	v	2.8.1997;	
ferner	hat	der	Rat	(ECOFIN)	nähere	Durchführungsregelungen	zur	Vollziehung	der	oa	Verordnungen	festgelegt

-	 Code	of	conduct	2005.
104 Vgl Öhlinger/Potacs,	Gemeinschaftsrecht	und	staatliches	Recht3	(2006)	58	ff	und	79	ff.
105	Vgl	hiezu	Matzinger,	Finanzausgleich,	in:	Steger	(Hrsg),	Öffentliche	Haushalte	in	Österreich2	(2005)	123.
106	„BVG	Gemeindebund/Städtebund“;	vgl	hiezu	Mayer	B-VG4	(2007)	Art	13	B-VG	III	sowie	Weber,	BVG	Gemeindebund,	in	Korinek/Holoubek	(Hrsg),	Bundesver-
fassungsrecht	(1999).
107	nunmehr	Art	104	EGV	(=	Art	126	idF	des	Vertrages	von	Lissabon,	Abl	2007	C	306).

4. Exkurs: Gemeinschaftsrechtliche Rahmen- 
 setzungen für den Bundeshaushalt102
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gemäß den Regeln des europäischen Systems der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnung), insbesondere im Hin-
blick auf die Regeln des Sekundärrechts über die Haus-
haltsdisziplin; diese Vereinbarung hat auch die Schaffung 
einer Regelung über die Aufteilung der Lasten auf Bund, 
Länder und Gemeinden zu enthalten, die aus allfälligen 
Sanktionen gegen Österreich im Sinne des Art. 104c Abs. 
9 bis 11 EG-Vertrag resultieren.“

Das	 BVG	 Städtebund/Gemeindebund	 enthält	 keine	
unmittelbaren	 Verpflichtungen	 der	 Gebietskörper-
schaften,	insb	nicht	zum	Abschluss	der	genannten	Ver-
einbarungen.	 Das	 BVG	 Städtebund/Gemeindebund	
ist	 somit	 keine	 rechtliche	 Erzeugungsbedingung	 für	
die	 rechtsförmig	 ergehenden	 Budgetbeschlüsse	 der	
Gebietskörperschaften.	 Indem	 das	 BVG	 Städtebund/
Gemeindebund	aber	ausdrücklich	auf	das	Erfordernis	
der	 nachhaltigen	Einhaltung	der	Kriterien	des	Haus-
haltsdisziplin	gem	EGV	verweist,	kann	das	BVG	Städ-
tebund/Gemeindebund	auch	als	Staatszielbestimmung	
sui	 generis	 aufgefasst	 werden	 (ohne	 unmittelbare	
rechtliche	Bindungswirkung	für	Budgeterstellung	und		
-beschlussfassung	der	Gebietskörperschaften).	
	 Auf	 Grundlage	 dieses	 BVG	 wurde	 die	 „Verein-
barung	 zwischen	 dem	 Bund,	 den	 Ländern	 und	 den	
Gemeinden	 betreffend	 die	 Koordination	 der	 Haus-
haltsführung	von	Bund,	Ländern	und	Gemeinden	(Ös-
terreichischer	Stabilitätspakt	2008)“108	–	im	Folgenden:	
„öStP“	-	abgeschlossen.	Gemäß	dem	öStP	hat	die	Bun-
desregierung	das	Stabilitätsprogramm	unter	Bedacht-
nahme	 auf	 die	 Haushaltskoordinierung	 zwischen	
Bund,	Ländern	und	Gemeinden	zu	erstellen	und	den	
Gemeinschaftsorganen	vorzulegen.	Auch	der	öStP	ver-

leiht	dem	Stabilitätsprogramm	keine	rechtlichen	Wir-
kungen.	Der	öStP	enthält	darüber	hinaus	Defizitziele	
für	 alle	 österreichischen	 Gebietskörperschaften;	 ähn-
lich	 den	 Gemeinschaftsvorschriften	 sind	 Sanktionen	
für	den	Fall	des	Verfehlens	dieser	Ziele	vorgesehen.
	 Diese	 in	 der	 Rechtssatzform	 einer	 Vereinbarung	
gem	 dem	 BVG	 Städtebund/Gemeindebund	 vorgese-
henen	 Regelungen	 des	 öStP	 binden	 die	 Verbandsor-
gane	 der	 jeweiligen	 Ebene,	 also	 auch	 die	 Bundesor-
gane.	Die	 im	öStP	genannten	Defizitziele	des	Bundes	
sind	 jedoch	 keine	 Erzeugungsbedingungen	 für	 die	
Erlassung	von	Rechtsvorschriften	von	Bund,	Ländern	
und	Gemeinden,	insb	des	BFRG	und	des	BFG.	Durch	
eine	Regelung	im	öStP	kann	solchen	Vorschriften	auch	
nicht	derogiert	werden.	Ein	BFRG	oder	BFG,	welches	
den	im	öStP	genannten	Defizitzielen	nicht	entspricht,	
ist	nicht	verfassungswidrig;	Sanktionen	kommen	nur	
auf	Grund	und	 im	Rahmen	der	Vereinbarungsregeln	
in	Betracht.109  

Im	Ergebnis	ist	fest	zu	halten:	
-	 Die	gemeinschaftsrechtlichen	Regelungen	statuieren	
zwar	auch	für	Bundesorgane	im	Bereich	der	Gesetz-
gebung	und	Verwaltung	bindende	Rechtspflichten,	
sie	sind	aber	einer	unmittelbaren	Anwendung	durch	
Organe	 der	 Bundesverwaltung	 faktisch	 nicht	 zu-
gänglich.	

-	 Die	Regelungen	des	öStP	sind	für	die	Bundesorgane	
bindend;	 der	 rechtliche	 Bestand	 der	 Bundeshaus-
haltsrechtsvorschriften	ist	hiedurch	nicht	berührt.

(Zum	 rechtlichen	Verhältnis	des	BVG	GB/StB	 zu	den	
verfassungsrechtlichen	Rahmenbedingungen	gem	der	
B-VGNH	vgl	Pkt	5.2.1.1.)

108	vgl	hiezu	RV	312	B.gNR	23.	GP;	der	Osterreichische	Stabilitätspakt	2008	wird	 im	BGBl	erst	kundgemacht,	wenn	alle	Vertragspartner	ratifiziert	haben	(vgl	 
Art	17	öStP	2008).
109	Vgl	15a	Abs	1	B-VG	iVm	Art	2	Abs	1	BVG	GB/StB.
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Aus	 dem	 bisher	 Gesagten	 ergibt	 sich	 deutlich,	 dass	
den	mittelfristigen	 und	 einjährigen	Vorgaben	 für	 die	
Haushaltsführung	 ausschlaggebende	 Bedeutung	 zu-
kommt.	Das	Haushaltsverfassungsrecht	enthält	Regeln	
für	die	Erzeugung	des	BFRG	und	des	BFG	sowie	der	
Rechtsakte,	mit	welchen	vom	BFG	abgewichen	werden	
kann.	Teilweise	delegiert	das	B-VG	die	Erlassung	die-
ser	Regeln	an	die	unterverfassungsgesetzliche	Ebene,	
das	BHG.	
In	diesem	Zusammenhang	erscheinen	zwei	Struktura-
spekte	interessant:
•	 Für	die	Gestaltung	der	betraglichen,	sachlichen	und	
zeitlichen	Bindungswirkungen	für	die	Ausgabenge-
barung	sieht	das	B-VG	ein	Zusammenspiel	von	Ge-
setzgebungs-	und	anderen	Rechtssatzformen	vor.

•	 Die	Gebarungsermächtigung	 –	das	BFG	 –	und	die	
dieses	teilweise	bedingenden	Erzeugungsnormen110 
-	 das	 BFRG	 und	 das	 BHG	 –	 sind	 in	 der	 gleichen	
Rechtssatzform	zu	erlassen.	Welche	rechtlichen	Stu-
fungen	sind	hieraus	ableitbar?	

•	 Stufenbaurelevant	 ist	 auch	 die	 Fragestellung,	 wel-
cher	Gesetzgeber	regelungszuständig	 ist,	wenn	die	
Haushaltsartikel	 des	B-VG	 idF	der	B-VGNH	allge-
mein	„die	Bundesgesetzgebung“	mit	der	Regelung	
bestimmter	Sachverhalte	beauftragen111. 

Anhand	dieser	Fragestellungen	sei	zunächst	in	einem	
kurzen	„Rückblick“	noch	einmal	die	bis	31.12.	2008	gel-
tende	Rechtslage	erörtert;	sodann	eingehend	die	neue	
Rechtslage	mit	ihren	beiden	Phasen	(Phase	1:	1.1.2009	
–	31.12.2012,	Phase	2:	ab	1.1.2013).			Was	die	Möglich-
keiten	 betrifft,	 einen	 „Stufenbau“	 dieser	 Rechtsvor-
schriften	 der	 Haushaltsrechtsordnung	 auszumachen,	
sei	schon	vorweg	an	das	Diktum	Mayers	erinnert:	„Der	
Versuch,	eine	positive	Rechtsordnung	in	einem	Stufen-
bau	nach	der	derogatorischen	Kraft	darzustellen,	wird	
umso	schwieriger,	je	ausdifferenzierter	die	Rechtsauto-
rität	eines	Systems	gestaltet	ist.“112 

5.1. Haushalts(verfassungs)rechts- 
 reform 1986113 

5.1.1. Rechtsinhalte

Das	 B-VG	 lässt	 drei	 Hauptbereiche	 der	 Regulierung	
des	Haushaltswesens	erkennen:	
1.	die	 Erlassung	 allgemeiner Vorschriften	 für	 die	
Haushaltsführung,	insb	Organisations-	und	Verfah-
rensregelungen	 sowie	 inhaltliche	 Grundsätze	 ein-
schließlich	der	Ziele der Haushaltsführung	 (deren	
Ausführung	 auf	 unterverfassungsgesetzlicher	 Ebe-
ne	erfolgt	mit	dem	BHG);	

sowie	die	Gebarungsermächtigungen ieS114,	nämlich
2.	die	 Ermächtigung	 zur	 Leistung	 von	Ausgaben	 im	
Rahmen	einer	 jährlichen	gesamthaften	Darstellung	
der	(iW	kassenwirksamen)	Vorgänge	zu	Lasten	und	
zu	Gunsten	 des	 Bundeshaushaltes	 (Bundesfinanz-
gesetz/BFG)	und	

3.	die	 Ermächtigung	 zu	 konkreten	Akten	 der	 Schul-
den-	 und	 Vermögensgebarung	 (Eingehen	 von	
Schulden	 und	Haftungen	 sowie	 Ermächtigung	 zu	
Änderungen	an	den	Rechten	am	Bundesvermögen	
[Verfügungen über Vermögen]).

Das	 B-VG	 nimmt	 diese	 Regelungen	 in	 Grundzügen	
selbst	vor	und	delegiert	die	Erlassung	der	näheren	ge-
nerellen	 Regelungen	 an	 die	 unterverfassungsgesetz-
liche	Ebene.	
	 Der	Vollständigkeit	halber	sei	nochmals	fest	gehal-
ten,	 dass	 die	 Regelung	 der	 konkreten	Aufgaben	 des	
Bundes,	zu	deren	Erfüllung	Ausgaben	zu	leisten	sind,	
Sache	der	materiellen	Gesetzgebung	ist.	Diese	ist	hie-
bei	an	die	allgemeinen	Verfassungsgrundsätze	gebun-
den	(Legalitätsprinzip,	Grundrechte	etc)115.

110	insoweit	die	Bundes(haushalts)gesetzgebung	in	Ausübung	der	erwähnten	Regelungsdelegation	solche	Regelungen	erlässt.
111	Es	handelt	sich	hiebei	um	folgende	Ermächtigungen	bzw	Rechtsetzungsaufträge	(gem	der	B-VGNH	in	der	ab	1.1.2013	geltenden	Fassung):

-	 Die	Festsetzung	des	Zeitpunktes	der	Vorlage	der	Regierungsentwürfe	für	BFRG	und	BFG	(Art	51	Abs	2	B-VG).
-	 Die	Erteilung	der	gesetzlichen	Ermächtigung	für	Vorbelastungen	(Art	51	Abs	9	Z	6	B-VG).
-	 Berichtspflichten	nach	Maßgabe	besonderer	bundesgesetzlicher	Vorschriften	(Art	51d	Abs	2	B-VG).

112 Mayer,	Die	Theorie	des	rechtlichen	Stufenbaues,	in	Walter	(Hrsg),	Schwerpunkte	der	Reinen	Rechtslehre	(1994)	44.
113	B-VG	idF	BGBl	1986/212	idF	BGBl	I	2003/100;	im	Folgenden	B-VGNH	1986.
114	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
115	Vgl	hiezu	oben	Pkt	3.2.

5. Die Haushaltsrechtsvorschriften gemäß dem B-VG;  
 deren Verhältnis
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5.1.2. Rechtssatzformen

Die	Verfassung	teilt	diese	drei	Regelungsbereiche	auf	
vier	 Rechtssatzformen	 (Normerzeugungsverfahren),	
davon	zwei	Gesetzgebungsformen,	auf:

5.1.2.1. Rechtsetzung durch Gesetzgebung 

1.	Der	 einfachen	 Bundesgesetzgebung	 gem	 Art	 42	 
Abs	1	bis	4	B-VG	ist	die	Erlassung	der	allgemeinen	
Regelungen	 der	 Haushaltsführung	 –	 im	 Wesent-
lichen	zusammengefasst	im	BHG	–	zugewiesen.	Das	
BHG	knüpft	darüber	hinaus	 an	die,	 die	Ausgaben	
und	Einnahmen	begründenden,	materiellen	Bundes-
gesetze	an	(vgl	Pkt	3.3.1.7.);	diese	sind	damit	eben-
falls	rechtliche	Grundlage	der	Haushaltsführung.	

2.	Die	beiden	übrigen	Bereiche	(BFG;	Finanzschulden	
etc),	also	die	Gebarungsermächtigungen	ieS116,	sind	
der	 Bundesgesetzgebung	 nach	Art	 42	Abs	 5	 B-VG	
vorbehalten;	 die	 Bundesfinanzgesetzgebung	 darf	
hiebei	die	Erteilung	von	Ermächtigungen	zu	über-
planmäßigen	 Ausgaben	 an	 den	 BMF	 delegieren	 
(Delegationsermächtigung).

5.1.2.2. Rechtsetzung durch die Verwaltung:

Die	Verwaltung	wird	durch	das	B-VG	ermächtigt,	Än-
derungen	der	bundesfinanzgesetzlichen	Vorgaben	für	
die	 Haushaltsführung,	 insb	Änderungen	 hinsichtlich	
der	 betraglichen	 und	 zeitlichen	 Bindungswirkung	
des	 BFG,	 herbeizuführen;	 diese	 Verwaltungsent-
scheidungen	 können	 somit	Gesetzen	 derogieren.	Die	
Rechtsinstrumente	hiefür	sind
1.	 verfassungsunmittelbare,	 gesetzesändernde	 Ver-
ordnungen	betreffend	 außer-	 und	überplanmäßige	
Ausgaben117	(„BudgetüberschreitungsVO“);

2.	Entscheidungen	 („Verfügungen“)	 des	 BMF	 betref-
fend	

	 -	die	 Zustimmung	 zu	 überplanmäßigen	Ausgaben	
(diese	 Ermächtigung	wird	 vom	 B-VG	 auch	 an	 die	
Bundesfinanzgesetzgebung	delegiert);

	 -	die	Verfügung	von	Ausgabenbindungen;
	 -	die	Freigabe	des	KAVA)118;
	 auch	diese	Verfügungen	des	BMF	haben	gesetzesän-
dernde	Wirkung:	Die	Verfügungen	zielen	jeweils	auf	
eine	Änderung	der	 betraglichen	Bindungswirkung	
des	 BFG	 ab;	 im	 Falle	 des	 KAVA	 sind	 auch	Ände-
rungen	der	sachlichen	Bindungswirkung	möglich.

5.1.3. Diskussion wichtiger Einzelfragen

5.1.3.1. Materielles Recht vs allgemeines Haushalts- 
  recht und Gebarungsermächtigungen ieS119 

Das	BHG	war	auf	Basis	des	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	
(also	 bis	 zur	 Geltung	 der	 B-VGNH)	 durch	 einfaches	
Bundesgesetz	zu	regeln120.	In	mehreren	Fällen121	knüpft	
das	BHG	an	Regelungen	an,	welche	durch	„Bundesge-
setz“	zu	erlassen	sind,	nämlich	hinsichtlich	der	Defini-
tion	der	„gesetzlichen	Verpflichtungen“,	der	Vorbela-
stungen	und	der	Zweckbindungen.	Im	Folgenden	soll	
den	Fragen	nachgegangen	werden:
-	 Welcher	Gesetzgeber	ist	zuständig	für	die	vom	BHG	
erwähnten	Bundesgesetze?

-	 Welche	Geltungsbereiche	haben	diese	Regelungen?

5.1.3.1.1. „Gesetzliche Verpflichtungen“ (Art 51b  
  Abs 3 Z 1 B-VG; § 20 Abs 7 BHG)

Es	handelt	sich	um	jene	Gesetze,	welche	Aufgaben	des	
Bundes	 regeln,	 für	deren	Erfüllung	die	Leistung	von	
Ausgaben	zwingend	erforderlich	ist.	Zuständig	hiefür	
ist	 die	 materielle	 Gesetzgebung	 gemäß	 den	 Kompe-
tenzbestimmungen	des	B-VG,	insb	dessen	Kompetenz- 
artikel.	Diese	BG	binden	den	NR	als	Bundesfinanzge-
setzgeber	nicht.	Andererseits	bleibt	der	materiell-recht-
liche	Anspruch	auch	bei	Fehlen	einer	entsprechenden	
bundesfinanzgesetzlichen	Ausgabenermächtigung	un-
berührt.	 Ein	 Derogationsverhältnis	 zwischen	 diesen	
beiden	Regelungen	besteht	nicht;	beide	Bereiche	stehen	 
im	Verhältnis	der	Koordination	(vgl	Pkt	3.3.2.2.).

5.1.3.1.2. Vorbelastungen (§ 45 BHG)

-	 Vorbelastungen,	welche	betraglich	oder	sachlich	den	
in	§	45	Abs	4	BHG	fest	gesetzten	Rahmen	überschrei-
ten,	bedürfen	einer	bundesgesetzlichen	Regelung122. 
Die	 Antwort	 auf	 die	 Frage	 nach	 der	 zuständigen	
Bundesgesetzgebung	 kann	 aus	 der	 Systematik	 des	
§	 45	 BHG	gewonnen	werden:	Hiernach	besteht	 ein	
Gesetzesvorbehalt	 insb	dann	nicht,	wenn	die	einzu-
gehende	 Vorbelastung	 in	 einem	 bereits	 geltenden	
Gesetz	 vorgesehen	 ist,	 welches	 der	 Definition	 der	
„gesetzlichen	 Verpflichtung“	 gem	 §	 20	Abs	 7	 BHG	
entspricht.	 In	 diesem	 Falle	 hängt	 somit	 das	 Beste-
hen	eines	Gesetzesvorbehaltes	von	der	Nichtgeltung	 
einer	materiell-rechtlichen	Regelung	durch	BG	iS	des	
Art	 42	Abs	 1	 -	 4	B	VG	ab.	 -	Diese	Abgrenzung	gilt	

116	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
117	Art	51b	Abs	2	und	6	B-VG.
118	Art	51a	Abs	2	B-VG.
119	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
120	Auf	dieser	Verfassungsgrundlage	wurde	das	dzt	geltende	BHG	idF	BGBl	I	2008/20	erlassen.	Die	künftigen	BHG-Novellen	ergehen	bereits	nach	dem	Verfahren	
gem	Art	42	Abs	5	B-VG.
121	Vgl	oben	Pkt	3.2.	insb	FN	20.
122	s	Pkt	3.3.1.2.
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auch	 für	 künftige,	 zu	 Vorbelastungen	 verpflichten-
de	 oder	 ermächtigende	 Gesetze:	 Insoweit	 mit	 dem	
Gesetz	 unmittelbare	 spezifische	 finanzielle	 Rechts-
ansprüche	 begründet	 werden	 oder	 die	 Verwaltung	
zur	 Begründung	 solcher	 spezifischen	 Rechtsan-
sprüche	 ermächtigt	 wird,	 ist	 allein	 die	 materielle	
Bundesgesetzgebung	 iS	 der	 Kompetenzartikel	 des	
B-VG	(iW	in	der	Rechtssatzform	von	BG	gem	Art	42	 
Abs	1	–	4	B-VG)	dafür	zuständig123. 

	-	 Das	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	ermächtigt	weder	den	
Bundeshaushaltsgesetzgeber	 (auf	 Basis	 des	 Art	 51	
Abs	 6	 B-VG124)	 noch	 den	 Bundesfinanzgesetzgeber	
(auf	Basis	des	Art	51	Abs	1	B-VG)	dazu,	spezifische	
Rechtsansprüche	 Dritter	 direkt	 zu	 begründen	 oder	
die	Verwaltung	zur	Begründung	solcher	spezifischer	
Rechtsansprüche	zu	ermächtigen.

-	 Der	durch	§	45	Abs	4	BHG	angeordnete	Gesetzes-
vorbehalt	 bewirkt	 eine	 Einschränkung	 der	 Vertre-
tungsbefugnis125	 der	 Verwaltung,	 namens	 und	 für	
Rechnung	 des	 Bundes	 Verpflichtungen	 gegenü-
ber	Dritten	 einzugehen:	 Eine	 fehlende	 –	materiell-
gesetzliche	 –	 Ermächtigung	 kann	 zur	 Nichtigkeit	
des	–	seitens	des	Bundesverwaltungsorganes	–	un-
befugt	 abgeschlossenen	 Rechtsgeschäftes	 führen. 
	 Die	 Regelungen	 des	 BHG	 bezüglich	 Vorbela-
stungen	 und	 BG,	 welche	 zum	 Eingehen	 finanziell	
und	sachlich	bedeutsamer	Vorbelastungen	ermächti-
gen,	stehen	in	einem	gestuften	Verhältnis:	Ein	Geset-
zesvorbehalt	für	finanziell	und	sachlich	bedeutsame	
Vorbelastungen	besteht	nur	deshalb,	weil	das	BHG	
der	Verwaltung	eben	keine	generelle	Ermächtigung	
erteilt.	 Wäre	 dies	 der	 Fall,	 wäre	 eine	 spezifische	
materiell-gesetzliche	Ermächtigung	überflüssig.	Das	
BHG	nimmt	daher	in	Bezug	auf	Vorbelastungen	eine	
Art	 Kompetenz-Kompetenz	wahr;	 dies	 ist	mit	 der	

Verfassungsgrundlage	(Art	51	Abs	6	B-VG;	arg:	„…
Vorgangsweise … bei Begründung von Vorbelastungen 
…“)	vereinbar.

5.1.3.1.3. Zweckbindungen (§ 17 Abs 5 BHG)
•	 Allgemein	gesprochen	handelt	es	sich	bei	der	Statu-
ierung	einer	Zweckbindung	um	die	grundsätzliche	
und	idR	unbefristete126	Regelung	der	(ausgabensei-
tigen)	Verwendung	von	Einnahmen	 für	bestimmte	
Zwecke.127	 	 Die	 Zweckbindung	 von	 öffentlichen	
Einnahmen	 zielt	 nicht	 auf	 die	 Aufbringung	 von	
Einnahmen,	sondern	auf	die	Verwendung	von	Ein-
nahmen	für	bestimmte	Zwecke	im	Budget,	also	die	
Festlegung	von	bestimmten	öffentlichen	Ausgaben,	
ab.	Für	diese	Ausgaben	werden	–	ähnlich	dem	BFG	
(und	den	besonderen	gesetzlichen	Ermächtigungen	
von	Vorbelastungen)	–		die	sachliche	und	betragliche	
Bindungswirkung	fest	gelegt,	diese	im	Ausmaß	des	
Aufkommens	der	Einnahme128,	jene	durch	Bindung	
an	den	in	der	Zweckbindungsregelung	bestimmten	
Zweck.	Der	 zeitliche	Geltungsbereich	–	und	damit	
auch	die	zeitliche	Bindungswirkung	der	Ausgaben-
bestimmung	–	ist	meist	unbegrenzt.	

•	 Die	 Kompetenzgrundlage	 für	 die	 gesetzliche	 Re-
gelung	 von	 Zweckbindungen	 steht	 sohin	 mit	 je-
nen	 Vorschriften	 im	 Zusammenhang,	 welche	 die	
Ausgabenseite	 der	 öffentlichen	 Budgets	 regeln.	
Damit	kommen	die	Kompetenzgrundlagen	 für	die	
Erhebung	 und	 Verwaltung	 von	 Einnahmen	 –	 also	
insb	 die	 finanzverfassungsrechtlichen	 Kompe-
tenzbestimmungen	 für	 die	 öffentlichen	 Abgaben	
(§§	 5	 ff	 F	 VG)	 –	 für	 die	 Regelung	 von	 Zweckbin-
dungen	 im	 Bundeshaushalt	 nicht	 in	 Betracht. 
	 Die	 Zweckbindungsregelung	 zielt	 auch	 nicht	 auf	

123	Gem	§	45	Abs	5	BHG	sind	besondere	gesetzliche	Ermächtigungen	insb	dann	nicht	erforderlich,	wenn	eine	dem	§	20	Abs	7	BHG	(„gesetzliche	Verpflichtung“)	
entsprechende	Regelung	der	Vorbelastung	besteht.	Diese	gem	§	45	BHG	erforderlichen	besonderen	gesetzliche	Ermächtigungen	müssen	jedoch	ihrerseits	nicht	
den	von	§	20	Abs	7	BHG		geforderten	Determinierungsgrad	aufweisen.	Das	entsprechende	BG	muss	lediglich	die	Verwaltung	dazu	konkret	ermächtigen,	Ver-
pflichtungen	zur	Leistung	von	Ausgaben	in	künftigen	Finanzjahren,	welche	den	Rahmen	gem	§	45	BHG	übersteigen,	einzugehen.	Dies	trifft	auch	auf	die	BG	gem	
§	45	Abs	5	letzter	Satz	BHG	(„Festsetzung von Finanzierungsbeträgen … für Rechtsträger … durch den Bund“)	zu.
Vgl	hiezu	auch	die	auf	§	45	BHG	idF	BGBl	1986/213	bezogenen	Ausführungen	von	Kotzaurek,	Die	haushaltsrechtliche	Problematik	der	Übernahme	vorbelastende	
Verpflichtungen	des	Bundes,	ÖHW	1999,	127	und	insb	Hengstschläger,	Art	51	B-VG,	in:	Korinek/Holoubek	(Hrsg),	Bundesverfassungsrecht	(1999)	Rz	48,	der	zutref-
fend	ausführt,	dass	„in	Wahrheit	das	Projekt	und	mit	ihm	das	Eingehen	von	Verpflichtungen	bewilligt	wird	und	nicht	die	Ausgabe,	die	eine	davon	untrennbare	
Folgerscheinung	ist“;	daher	„verlangt	§	45	Abs	4	BHG	nicht	eine	‚bundesfinanzgesetzliche’	Ermächtigung	und	macht	damit	den	Materiengesetzgeber	zur	Geneh-
migung	des	Vorhabens	samt	Finanzierung	zuständig“.	–	Die	Zuständigkeitszuweisung	kann	freilich	nicht	allein	und	unmittelbar	durch	das	BHG	(welches	nur	
die	„Vorgangsweise“	regeln	kann)	erfolgen	–	dies	ist	primär	Sache	des	B-VG	.	Dennoch	trifft	es	zu,	dass	weder	das	BFG	noch	das	BHG	von	Verfassungs	wegen	eine	
materielle	Regelung	über	ein	bestimmtes	Projekt	treffen	könnten;	der	Verweis	des	BHG		auf	ein	zu	erlassendes	Bundesgesetz	kann	nur	ein	solches	des	materiell	
zuständigen	Gesetzgebers	betreffen.
124	Die	einfache	Bundesgesetzgebung	gem	Art	51	Abs	6	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	hat	„nach einheitlichen Grundsätzen“ die	„näheren Bestimmungen“	über	“die Haus-
haltsführung des Bundes“, „insbesondere die Vorgangsweise bei ……. Begründung von Vorbelastungen“	zu	regeln.	Das	BHG	hat	somit	in	Durchführung	der	Art	51	–	51c	
iW	Verfahren	und	Haushaltsgrundsätze	zu	regeln;	die	direkte	Begründung	von	spezifischen	Rechtsansprüchen	zählt	nicht	dazu.	–	Die	gegenteilige	Annahme,	
wonach	Art	51	Abs	6	B	VG	zur	bundesgesetzlichen	Eröffnung	von	je	spezifischen	Rechtsansprüchen	ermächtige,	hätte	insb	zur	Folge,	dass	solche	Regelungen	
„nach einheitlichen Grundsätzen“	erfolgen	müssten;	eine	diesbezügliche	Absicht	des	Bundesverfassungsgesetzgebers	ist	nicht	erkennbar.	
125	Vgl	hiezu	oben	Pkt	3.2.4.2.	(insb	FN	55)
126	uU	hängt	der	zeitliche	Geltungsbereich	einer	gesetzlichen	Zweckbindung	von	der	Befristung	der	die	Einnahmenerzielung	regelnden	Vorschrift	ab.
127	Damit	im	Zusammenhang	steht	auch	die	Frage,	welche	Gesetzgebung	zuständig	ist	für	die	Erlassung	von	„Vorausverfügungen“	iS	der	Erk,	die	der	VfGH	
hinsichtlich	bestimmter	Zwangsabgaben	erlassen	hat	(VfSlg	15174	[Außenhandelsförderungsbeitrag],	16454	(Kabelrundfunkbeitrag],	17325	[RTR-Finanzierungs-
beitrag]),	also	die	Frage	der	unmittelbaren	Zuweisung	eines	Einnahmenertrages	an	einen	anderen	Rechtsträger	ohne	Zwischenschaltung	des	Bundeshaushaltes;	
dieser	Frage	kann	hier	nicht	nach	gegangen	werden.	Es	soll	beim	Hinweis	bleiben,	dass	die	von	Frank,	Geringfügige	Beschäftigung,	Dienstgeberabgabe	und	
Finanzverfassung.	Zugleich	ein	Beitrag	zum	Verständnis	des	Abgabenbegriffs	des	F-VG	1948,	ÖJZ	2004,	20,	angestellten,	auch	das	Haushaltsrecht	zurecht	einbe-
ziehenden	Überlegungen	(und	damit	die	gegenüber	der	genannten	VfGH-Judikatur	geäußerte	Kritik)	zutreffen	dürften.
128	Das	Aufkommen	der	zweckgebundenen	Einnahme	fungiert	somit	in	der	Zweckbindungsregelung	als	Tatbestandselement	für	die	Umschreibung	der	betrag-
lichen	Bindungswirkung.
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die	zweckbestimmte	Festlegung	von	Ausgaben	des	
Bundes	 für	 ein	 bestimmtes	 Finanzjahr	 ab;	 Art	 51	
Abs	 1	 B-VG	 („Bundesfinanzgesetz“)	 kommt	 somit	
als	Kompetenzgrundlage	ebenfalls	nicht	in	Betracht.	
Auch	 der	 Kompetenztatbestand	 „Haushaltsfüh-
rung“	gem	Art	51	Abs	6	B-VG	kann	nicht	heran	ge-
zogen	werden,	da	–	wie	bereits	zuvor	erwähnt	–	die	
Erlassung	 der	 Vorschriften	 für	 die	 Haushaltsfüh-
rung	„nach	einheitlichen	Grundsätzen“	zu	erfolgen	
hat;	in	diesem	Rahmen	ist	daher	die	Erlassung	spe-
zifischer,	nur	für	bestimmte	Sachbereiche	geltender,	
haushaltsrelevanter	 Regelungen	 ausgeschlossen.	
Es	kommt	sohin	für	eine	solche	inhaltliche	Bestim-
mung	 von	 Ausgabenzwecken	 nur	 die	 gem	 den	
Kompetenzartikeln	des	B-VG	zuständige	materielle	
Bundesgesetzgebung	in	Betracht129.

•	 An	 solche	 Regelungen	 knüpft	 das	 BHG	 an:	 §	 17	
Abs	5	BHG	enthält	eine	an	die	Verwaltungsorgane	
gerichtete	 Veranschlagungsregel,	 wonach	 „Ausga-
ben nach Maßgabe zweckgebundener Einnahmen“ ua	
nur	 dann	 veranschlagt	 –	 also	 im	 BFG-Entwurf	 als	
solche	kenntlich	gemacht	 –	werden	müssen,	wenn	
„die betreffenden Einnahmen auf Grund eines Bundes-
gesetzes nur für bestimmte Zwecke zu verwenden sind“. 
Das	BHG	 stellt	 also	die	Aufnahme	von	 „zweckge-
bundenen	Ausgaben“	in	den	BFG-Entwurf	partiell130 
unter	einen	Gesetzesvorbehalt.	Da,	wie	zuvor	darge-
tan,	 nur	 die	materiellen	Kompetenzbestimmungen	
als	 verfassungsrechtliche	Grundlage	 für	 solche	ge-
setzliche	 Zweckbindungsverfügungen	 in	 Betracht	
kommen,	 ist	 der	 NR	 als	 Bundesfinanzgesetzgeber	
nicht	ermächtigt,	solche	Regelungen	selbst	zu	erlas-
sen.	Das	 in	 §	 17	Abs	 5	BHG	genannte	 „Bundesge-
setz“	kann	verfassungskonform	nur	als	materielles	
Bundesgesetz	aufgefasst	werden.	

•	 Die	 Zweckbindungsverfügung	 zielt	 grundsätz-
lich	 auf	 die	 Gestaltung	 der	 Ausgabenseite	 des	
Bundesvoranschlages,	 also	 des	 BFG,	 ab.	 Der	 per-
sonale	 Geltungsbereich	 einer	 Zweckbindungsver-
fügung	 umfasst	 somit	 den	 NR	 als	 Bundesfinanz-
gesetzgeber	 und	 die	 den	 BFG-Entwurf	 erstellende	
Verwaltung;	 die	 Zweckbindungsverfügung	 ist	
keinesfalls	 eine	 an	 die	 Organe	 der	 Haushalts-
führung	 gerichtete	 Gebarungsermächtigung.	 
	 Die	 Bindungswirkung	 einer	 solchen	 Zweckbin-
dungsverfügung	 –	 gegenüber	 dem	 NR	 und	 der	
Verwaltung	–	ist	allerdings	fraglich:	Die	gegen	eine	
solche	Bindungswirkung	–	noch	unter	dem	Regime	

des	B-VG	vor	der	Haushaltsrechtsreform	1986	–	vor-
gebrachten	Argumente	sind	auch	unter	dem	neuen	
Haushaltsverfassungsrecht	gültig131:	Hiernach	kön-
nen	 gesetzliche	 Zweckbindungsverfügungen	 nur	
als	nicht-normative	Programmsätze	aufgefasst	wer-
den.	 –	 Wenn	 einfach-gesetzliche	 Zweckbindungen	
auch	für	den	NR	als	BFG	–	Geber	verbindlich	wä-
ren,	 könnten	 im	 Extremfall,	 für	 alle	 Einnahmen	
des	 Bundes	 unbefristete	 Zweckbindungen	 verfügt	
werden.	 Der	 Bundesfinanzgesetzgeber	 wäre	 somit	
gänzlich	außer	Stande,	das	BFG	ausgabenseitig	 in-
haltlich	zu	gestalten;	er	wäre	an	die	durch	die	ein-
fach-gesetzlichen	 Zweckbindungsverfügungen	 fest	
gelegte	Ausgabenstruktur	gebunden;	dieses	 absur-
de	Ergebnis	 ist	mit	dem	–	seit	dem	B-VG	in	seiner	
Stammfassung	seit	1920	unveränderten	-	Zweck	des	
BFG	nicht	vereinbar.	 –	Auch	die	Verwaltung	ist	an	
diese	 Zweckbindungsverfügung	 nur	 deshalb	 ge-
bunden,	weil	das	BHG	dies	vorsieht;	wäre	dies	nicht	
der	Fall,	so	bliebe	es	bei	einem	unverbindlichen	Pro-
grammsatz.132   

	 	 Unter	dem	Regime	der	B-VGNH	kommt	noch	ein	
weiteres	 Argument,	 das	 gegen	 die	 Annahme	 der	
rechtlichen	 Bindungswirkung	 einer	 gesetzlichen	
Zweckbindungsverfügung	 verspricht,	 hinzu:	 Der	
einfache	 Bundesgesetzgeber	 ist	 zu	 einer	 Regelung	
der	 Erstellung	 des	 BFG(-Entwurfes)	 nicht	 mehr	
zuständig,	 da	 solche	 Regelungen	 allein	 durch	 das	
BHG	 in	 der	 Rechtssatzform	 eines	 BG	 gem	Art	 42	
Abs	5	B-VG	erzeugt	werden	dürften.	Eine	einfach-
gesetzliche	Zweckbindungsverfügung	könnte	somit	
keinesfalls	 als	 verfassungskonforme	 Regelung	 der	
„Erstellung des Bundesfinanzgesetzes“	gem	Art	51	Abs	
6	B-VG	aufgefasst	werden.

	 	 In	der	ab	2013	geltenden	Fassung	des	Art	51	Abs	9	
B-VG	gilt	dies	darüber	hinaus	auch	im	Hinblick	auf	
die	–	auch	für	den	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	
verbindliche	 -	Regelung	der	„Gliederung	des	Bun-
desvoranschlages“	und	der	„Bindungswirkung	des	
Bundesfinanzgesetzes“.	 –	 Das	 BHG	 könnte	 daher	
auch	mit	 Bindungswirkung	 für	 den	NR	 vorsehen,	
dass	das	BFG	einfach-gesetzlichen	Zweckbindungs-
verfügungen	 entsprechen	 muss.	 Derzeit	 ist	 dies	
nicht	der	Fall.

•	 Es	 liegt	 somit	 derzeit	 im	 Ermessen	 des	 Bundesfi-
nanzgesetzgebers,	ob	er	einer	(einfach-)gesetzlichen	
Zweckbindungsverfügung	 entspricht	 (bzw	 einen	
dementsprechenden	 BFG-Entwurf	 aufgreift)	 oder	

129	Zur	Bindungswirkung	solcher	Regelungen	siehe	sogleich	weiter	unten.
130	das	BHG	nennt	auch	andere	Tatbestände	für	die	Veranschlagung	von	zweckgebundenen	Ausgaben,	vgl	§	17	Abs	5	Z	1	und	2	BHG.
131 s insb Klecatsky,	Verbietet	§	4	BundesmineralölsteuerG,	Erträgnisse	aus	der	Bundesmineralölsteuer	für	den	Ausbau	schienengleicher	Kreuzungen	zwischen	
Bundesbahnen	und	Bundesstraßen	zu	verwenden?,	ZfVR	1973,	129;	Laurer,	Aktuelle	Probleme	des	österreichischen	Agrar-Marktrechtes,	Schriftenreihe	für	Agrar-
wirtschaft,	Heft	8,	1977,	26	ff.
132	Auch	die	bloß	an	die	Verwaltung	gerichtete	Anordnung	des	BHG,	einer	gesetzlichen	Zweckbindungsverfügung	bei	Erstellung	des	BFG-Entwurfes	jedenfalls	zu	
entsprechen,	könnte	zu	der	erwähnten	absurden	Situation	führen	–	nämlich	dann,	wenn	der	NR	den	vorgelegten	BFG-Entwurf	unverändert	zum	Gesetz	erhebt	;	
damit	wäre	die	absurde	Situation	allein	auf	Entscheidungen	der	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	zurück	zu	führen.



31

Die Haushaltsrechtsvorschriften

nicht.	Sofern	dies	der	Fall	ist,	ergibt	sich	auf	Grund	
des	 (meist)	 unbefristeten133	 zeitlichen	 Geltungsbe-
reiches	einer	gesetzlichen	Zweckbindungsverfügung	
die	Notwendigkeit	der	Rücklagenbildung;	zu	einer	
diesbezüglichen	Regelung	ermächtigt	 ausdrücklich	
Art	51	Abs	6	B-VG.

•	 Eine	 einfach-gesetzliche	 Zweckbindungsverfügung	
ist	eine	von	mehreren	möglichen	Erzeugungsbedin-
gungen	 dafür,	 im	 BFG	 „zweckgebundene	 Ausga-
ben“	ausweisen	zu	können.	BFG,	die	einer	solchen	
einfach	–	gesetzlichen	Zweckbindung	nicht	entspre-
chen134,	sind	nicht	verfassungswidrig.

5.1.3.2. BHG – BFG135:

•	 Die	Regelungsgegenstände	 von	 BHG	und	BFG	 ste-
hen	 im	 engen	 sachlichen	 Zusammenhang,	 sind	 je-
doch	 verschiedenen	 Rechtssatzformen	 –	 einfache	
Bundesgesetzgebung	gem	Art	42	Abs	1	-	4	B-VG	und	
BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	–	zugewiesen.	Es	handelt	
sich	um	zwei	verschiedene	Kompetenzbereiche;	de-
ren	Abgrenzung	wirft	 einige	 Fragen	 auf:	 Im	Allge-
meinen	wird	durch	das	BHG	lediglich	der	Gang	der	
Erstellung	des	Bundesfinanzgesetzentwurfes136,	 also	
eines	 Planwerkes	 der	 Verwaltung,	 fest	 gelegt.	 Eine	
faktische	Bindungswirkung	des	BHG	gegenüber	dem	
NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	ergibt	sich	dadurch,	
dass	der	BFG-Entwurf	der	BReg	den	Beratungen	des	
NR	zugrunde	zu	 legen	 ist	 (Art	51	Abs	1	B-VG);	der	
NR	ist	jedoch	rechtlich	an	diesen	BFG-Entwurf	nicht	
gebunden.

•	 Fraglich	bleibt,	ob	und	gegebenenfalls	in	wie	weit	auch	
der	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	durch	das	BHG	
gebunden	 ist137;	dies	kann	etwa	 im	Hinblick	auf	die	
zeitliche	Einordnung	des	BFG	(Beginn	und	Ende	des	
für	die	Haushaltsführung	verfassungsgesetzlich	vor-

gesehenen	12-Monats-Zeitraumes)138	oder	die	Kompe-
tenz	zur	Regelung	der	Rücklagengebarung	aufgezeigt	
werden.	Zu	letzterer	 ist	 fest	zu	halten:	Art	51	Abs	6	 
B-VG	 beruft	 hiezu	 ausschließlich	 den	 Bundeshaus-
haltsgesetzgeber,	 also	 die	 einfache	 Bundesgesetzge-
bung;	das	BHG	delegiert	diese	Kompetenz	teilweise	
(§	53	Abs	4	BHG)	an	die	Bundesfinanzgesetzgebung	
und	nimmt	sohin	eine	Kompetenz-Kompetenz	gegen-
über	dem	BFG	in	Anspruch;	die	verfassungsrechtliche	
Grundlage	dieser	Regelungsdelegation	ist	fraglich139. 

•	 Nach	 der	 rechtlichen	 Bedingtheit	 ist	 das	 BFG	 dem	
BHG	 zweifellos	 nachgeordnet.	 Eine	 derogatorische	
Beziehung	 zwischen	 den	 beiden	 Rechtsvorschriften	
besteht	im	Allgemeinen	nicht,	da	sie	von	Verfassungs	
wegen	(zumindest	zeitlich)	verschiedene	Geltungsbe-
reiche	aufweisen.	Eine	allgemeine	Kompetenz-Kom-
petenz	des	Bundeshaushaltsgesetzgebers	gegenüber	
dem	 Bundesfinanzgesetzgeber	 besteht	 nicht.	 Trans-
kompetente	Regelungen	könnten	einander	allenfalls	
nach	dem	Prinzip	der	lex	posterior	derogieren;	diese	
werden	jedoch	idR	wegen	Kompetenzüberschreitung	
verfassungswidrig	und	gem	Art	140	B-VG	vernicht-
bar	 sein.	Eine	genaue	Abgrenzung	 ist	nur	an	Hand	
konkreter	Fälle	möglich.

•	 Die	„Arbeitsteilung“	zwischen	dem	Bundeshaushalts-
gesetz	und	Gesetzen	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	betreffend	
Finanzschulden,	Haftungen	 und	Verfügungen	 über	
Bundesvermögen	(für	welche	das	Einjährigkeitsgebot	
nicht	grundsätzlich	gilt140)	wird	vom	B-VG	nicht	starr	
vorgenommen141.	Im	Hinblick	auf	die	Generalklausel	
„nähere	Bestimmungen	über	die	Haushaltsführung“	
in	Art	51	Abs	6	B-VG	kann	eine	Kompetenz-Kompe-
tenz	des	Bundeshaushaltsgesetzgebers	angenommen	
werden.	Wenn	bspw	das	BHG	(in	Form	des	einfachen	
BG)	für	den	Vollzug	von	Regelungen	allein	den	BMF	
für	zuständig	erklärt,	dann	kann	der	Gesetzgeber	nach	

133	-	oder	zumindest	über	ein	Finanzjahr	hinaus	reichenden	-		
134	-	also	die	sachlich/betragliche	Bindungswirkung	nicht	der	Zweckbindung	entsprechend	fest	legen	und	auf	diese	Weise	die	Rücklagenbildung	gem	§	53	Abs	1	
Z	1	BHG	vereiteln	-	
135	bzw	die	übrigen	Gebarungsermächtigungen	ieS	(Finanzschulden,	Haftungen,	Verfügungen	über	Bundesvermögen).
136	Einschließlich	aller	gem	dem	B-VG	zulässigen	Bestandteile	des	BFG,	also	insb	des	KAVA	gem	Art	51a	Abs	2	Z	1	B-VG	und	der	Überschreitungsermächtigungen	
gem	Art	51b	Abs	4	B-VG.
137	Vgl	hiezu	näher	Lödl,	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	56	ff.
138	Das	BFG	hat	nach	Art	51	Abs	2	B-VG	–	neben	dem	Bundesvoranschlag	und	dem	Stellenplan	–	„weitere	für	die	Haushaltsführung	im	jeweiligen	Finanzjahr	
wesentlichen	Grundlagen	zu	enthalten“.	Eine	allgemeine,	unbefristete	Regelung	der	zeitlichen	Einordnung	des	Finanzjahres	ist	somit	jedenfalls	nicht	zulässig.	
Eine	jeweils	auf	höchstens	ein	Finanzjahr	bezogene	Regelung	–	welche	gegebenenfalls	auch	wechseln	könnte	-	wäre	im	Einklang	mit	der	genannten	Regelung;	
der	Bundesfinanzgesetzgeber	würde	hier	nur	sequentiell	tätig	und	somit	nicht	gegen	das	Einjährigkeitsprinzip	verstoßen.	Eine	solche	Regelung(stechnik)	stünde	
jedoch	im	krassen	Gegensatz	zu	dem	aus	Art	51	Abs	6	B-VGNH	erfließenden	Gebot	der	„Regelung	nach	einheitlichen	Grundsätzen“.	Dieses	Gebot	ist	zwar	an	die	
einfache	Bundesgesetzgebung	gerichet	und	wendet	sich	damit	gegen	abweichende	–	einfach-gesetzliche	–	Spezialregelungen	außerhalb	des	BHG.	Das	legislato-
rische	Ordnungsprinzip	der	„Einheitlichkeit“	kann	aber	auch	in	diesem	Falle	als	Argument	dafür	dienen,	dass	ein	Wechsel	des	Zeitregimes	-	nur	-	vom	einfachen	
Bundesgesetzgeber	geregelt	wird:	Eine	Durchbrechung	des	Kalenderjahrkzyklus	berührt	jedenfalls	mehrere	Haushaltsperioden	(also	zumindest	ein	„verkürztes	
Finanzjahr“			auf	Basis	einer	vorläufigen	Vorsorge	gem	Art	51	Abs	5	B-VGNH			und	ein	vollständiges,	nach	dem	1.	Jänner	beginnendes,		Finanzjahr);	dies	lässt	eine	
auch	in	zeitlicher	Hinsicht	einheitliche	Regelung	geboten	erscheinen	.
139	Das	B-VG	sieht	die	Regelung	von	Rücklagen	hinsichtlich	der	„Vorgangsweise“	nur	durch	die	Gesetzgebung	gem	Art	51	Abs	6	B-VG	vor.	Demgegenüber	sieht	Art	
51	Abs	1	B-VG	in	einer	Art	Generalklausel	vor,	dass	das	BFG	die	„für	die	Haushaltsführung	im	jeweiligen	Finanzjahr	wesentlichen	Grundlagen	zu	enthalten“	hat.	
Dies	macht	die	Abgrenzung	der	verfassungsrechtlichen	Kompetenzbereiche	schwierig.	Nur	wenn	eine	Bestimmung	-	hier:	eine	Rücklagenermächtigung	-	im	BFG	
in	denkunmöglicher	Weise	auf	das	jeweilige	Finanzjahr	beschränkt	werden	kann,	läge	eine	Kompetenzüberschreitung	des	Bundesfinanzgesetzgebers	vor.	-	Im	
Rahmen	der	Rechtsfortbildung	in	den	jährlichen	BFGen	wurde	das	Instrument	der	Rücklagenbildung	bereits	lange	vor	der	Haushaltsrechtsreform	1986	gehand-
habt	(vgl	etwa	Art	V	Z	7	BFG	1958);	auch	dies	ohne	verfassungsrechtliche	Grundlage	(vgl	Hengstschläger,	Das	Budgetrecht	des	Bundes	[1977]	insb	143).
140	Nur	insoweit	solche	Bestimmungen	im	BFG	enthalten	sind	–	was	regelmäßig	der	Fall	ist	-,	gilt	für	sie	der	zeitliche	Geltungsbereich	des	BFG,	das	ist	das	Finanzjahr.
141 Vgl Lödl	(2002)	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	57	sowie	Koller,	Haushaltsrecht,	in:	Holoubek/Potacs	(Hrsg),	Handbuch	des	öffent-
lichen	Wirtschaftsrechts2	II	(2007)	277.
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Art	42	Abs	5	B-VG	diese	Festlegung	des	personalen	
Geltungsbereiches	nicht	ändern;	entgegen	stehende	
Regelungen	 wären	 verfassungswidrig	 (temporäre	 
Derogation)	und	gem	Art	140	B-VG	vernichtbar	(bzw	
als	verfassungswidrig	erklärbar).	

 
	 Mit	den	beiden	anderen	Rechtssatzformen	–	Verord-
nungen	 und	 haushaltsrechtliche	 Verfügungen	 des	
BMF	 –	werden	 Instrumente	 bereit	 gestellt,	 welche	
zur	Abweichung	von	bundesfinanzgesetzlichen	Be-
stimmungen	–	ohne	gesonderte	Erlassung	eines	wei-
teren	Gesetzes	–	ermächtigen:	

5.1.3.3. Budgetüberschreitungsverordnungen – BFG

•	 Die	 Budgetüberschreitungsverordnungen	 gem	Art	
51b	Abs	2	und	6	B-VG	können	den	BFGen	derogie-
ren,	genauer:	die	Bindungswirkung	des	BFG	durch-
brechen.	Diese	Durchbrechung	besteht	nicht	darin,	
dass	 eine	 neue	 Höchstausgabengrenze	 festgelegt	
wird,	sondern	dass	die	bestehende	Ausgabengrenze	
zum	Zwecke	der	Leistung	einer	konkreten	Ausgabe	
überschritten	werden	darf;	es	handelt	sich	nicht	um	
eine	Änderung	(Novellierung)	des	BFG.

•	 Das	 B-VG	 ermächtigt	 den	 Verordnungsgeber	 nur	
dazu,	 (Gebarungs)ermächtigungen	 in	 Bezug	 auf	
außer-	und	überplanmäßige	Ausgaben	 zu	 erteilen.	
Hingegen	darf	der	Verordnungsgeber	diese	Ermäch-
tigungskompetenz	nicht	–	wie	etwa	das	BFG	gem	Art	
51	Abs	4	B	VG	–	an	andere	Organe,	insb	den	BMF,	
delegieren.	Die	Verordnung	gem	Art	51b	Abs	6	B-VG	
kann	auch	zur	Aufnahme	von	weiteren	Finanzschul-
den	 ermächtigen	 und	 ist	 insoweit	 gesetzesergän-
zend	gegenüber	dem	Gesetzgeber	gem	Art	42	Abs	5	
B-VG	in	puncto	„Eingehen	oder	Umwandlung	einer	
Finanzschuld	des	Bundes“.	Darüber	hinausgehende	
Verordnungsinhalte	 wären	 verfassungswidrig	 und	
können	gem	Art	139	B-VG	vernichtet	werden.142 

•	 Die	Geltung	solcher	VO	kann	durch	spätere	bundesfi-
nanzgesetzliche	Regelungen	wieder	aufgehoben	wer-
den:	BFGe	und	das	BFG	ändernde	(„BFG-Novelle“)	
oder	ergänzende	(„BÜG“)	Gesetze	können	innerhalb	
des	 zulässigen	 zeitlichen	 Geltungsbereiches	 jeder-
zeit	erlassen	werden;	sie	derogieren	sodann	gelten- 
den	früheren	BFG	oder	Budgetüberschreitungsver- 
ordnungen.	–	Faktisch	kommen	solche	Derogations- 

142	Auf	die	Frage	von	möglichen	Wirkungen	von	Entscheidungen	des	VfGH	gem	Art	139	Abs	6	B-VG	wird	auf	Grund	kaum	gegebener	Praxisrelevanz	hier	nicht	eingegangen.
143	Im	Falle	der	Einschränkung	früherer	Ermächtigungen	würden		sich	–	wenn	die	neue	betragliche	Bindungswirkung	niedriger	als	die	bisherige	Inanspruchnah-
me	der	früheren	Ermächtigungen	angesetzt	wird	-	ähnliche	Wirkungen	wie	bei	rückwirkenden	Normen	ergeben	(s	hiezu	Thienel	Art	49	in:	Korinek/Holoubek	
(Hrsg)	Bundesverfassungsrecht	(1999)	Rz	66	sowie	allgemein	Kelsen,	Allgemeine	Theorie	der	Normen	(1979)	117).
144	Das	BHG	beschränkte	sich	bisher	stets	auf	die	Gestaltung	des	KAVA-Entwurfes;	den	KAVA	betreffende	Derogationsbeziehungen	zwischen	BHG	und	BFG	
waren	daher	ausgeschlossen.
145	Vgl	RV	877	BlgNR	16.	GP	6f,	welche	den	Rechtscharakter	dieser	Verfügungen	nur	negativ	umschreiben	(weder	Bescheid	noch	Verordnung).
146	Grundlage	für	die	Erzeugung	des	(Teil-)Rechtsaktes	„Verfügung	von	Ausgabenbindungen“	ist	allein	das	B-VG;	dieses	sieht	die	Zustimmung	des	BReg	vor.	
Ermächtigungen	zu	Ausgabenbindungen	in	unterverfassungsgesetzlichen	Normen,	die	dieser	Regelung	entgegen	stehen	(etwa	Art	XV	BFG	2002,	BGBl	I	38/2001,	
der	den	BMF	allein	ermächtigt	und	keine	Zustimmung	der	BReg	vorsieht),	sind	verfassungsrechtlich	bedenklich:	Der	Bundesfinanzgesetzgeber	ist	gem	Art	51	
Abs	1	B-VG	nur	zur	Erlassung	der	„für	die	Haushaltsführung	im	jeweiligen	Finanzjahr	wesentlichen	Grundlagen“	ermächtigt;	es	erscheint	stark	zweifelhaft,	dass	
der	Bundesfinanzgesetzgeber	diese	Kompetenz	dazu	nützen	darf,	allgemeinen	Regelungen	des	B-VG	bzw	BHG	(§	42)	ohne	ausdrückliche	verfassungsgesetzliche	
Ermächtigung	temporär	zu	derogieren.

beziehungen	 nur	 insoweit	 in	 Betracht,	 als	 die	
früheren	Gebarungsermächtigungen	durch	 spätere	
Normen	betraglich	oder	sachlich	erweitert	werden.143 

5.1.3.4. BMF-Verfügungen – BFG

5.1.3.4.1. Budgetüberschreitungen
•	 Die	Verfügungen	des	BMF	gem	Art	51a	Abs	2	B-VG	
zielen	ebenfalls	auf	eine	Durchbrechung	der	betrag-
lichen	 und	 –	 im	 Falle	 des	KAVA	 –	 von	 sachlichen	
Bindungswirkungen	des	BFG	ab;	das	B-VG	ermäch-
tigt	daher	den	BMF	zur	 -	Auslösung	der	 -	materi-
ellen	 Derogation	 von	 bundesfinanzgesetzlichen	
Ausgabenermächtigungen.	Diese	 Ermächtigung	 ist	
bedingt,	durch	die	Entwicklung	der	Einnahmen	und	
Ausgaben	oder	durch	wesentliche	Änderungen	der	
gesamtwirtschaftlichen	Entwicklung.	

•	 Die	Bedingungen	und	die	Ausgestaltung	des	KAVA	
können	 sowohl	 im	BHG	 (arg	 „nähere	Bestimmun-
gen	 über	 die	 Haushaltsführung“,	 „Erstellung	 des	
BFG“)144	als	auch	im	BFG	konkretisiert	werden.	Die	
Beurteilung	und	Entscheidung	darüber,	ob	diese	Be-
dingungen	vorliegen,	ob	also	der	Teilrechtsakt	der	
„Verfügung	 der	 Anwendung“	 des	 KAVA	 gesetzt	
werden	darf	oder	nicht,	liegt	gem	dem	B-VG	allein	
beim	BMF.	Eine	Verfügung	des	BMF,	die	nicht	den	
(verfassungs)gesetzlichen	 Bedingungen	 entspricht,	
ist	 absolut	 nichtig.	 Es	 liegt	 bei	 jenen	Organen	 der	
Haushaltsführung,	 insb	den	zuständigen	BM,	wel-
che	zur	Inanspruchnahme	der	durch	den	KAVA	ge-
änderten	Ausgabenermächtigungen	zuständig	sind,	
zu	beurteilen,	ob	die	Verfügung	gilt	oder	nicht.	Eine	
zentrale	Beurteilung	der	Geltung	der	Verfügungen	
des	BMF	ist	durch	das	B-VG	nicht	vorgesehen145.

5.1.3.4.2. Ausgabenbindungen
•	 Art	 51a	Abs	 2	 Z	 2	 B-VG	 ermächtigt	 den	 BMF	 zur	
Verfügung	 von	 Ausgabenbindungen.	 Diese	 zielen	
ebenfalls	 auf	 die	 materielle	 Derogation	 von	 bun-
desfinanzgesetzlichen	 Ausgabenermächtigungen	
ab,	 uzw	 nur	 auf	 die	 Absenkung	 der	 betraglichen	
Bindungswirkung.	 Diese	 Derogation	 kann	 zeitlich	
beschränkt	 (sechs	Monate)	 oder	 unbeschränkt	 (bis	
zum	Ende	des	zeitlichen	Geltungsbereiches	des	BFG)	
verfügt	werden.	Der	BMF	ist	hiebei	an	die	Zustim-
mung	der	BReg	gebunden.146		Art	51a	Abs	2	Z	2	B-VG	
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stellt	diese	Ermächtigung	unter	die	Bedingung,	dass	
durch	die	Verfügung	der	Bindung	die	Erfüllung	fäl-
liger	Verpflichtungen	nicht	berührt	werden	darf147. 
Auch	in	diesem	Falle	ist	eine	den	Bedingungen	nicht	
entsprechende	 Verfügung	 nichtig,	 insb	 wenn	 die	
verfügte	 Ausgabenbindung	 die	 Erfüllung	 fälliger	
Verpflichtungen	unmöglich	macht.	Hinsichtlich	der	
Feststellung	der	Nichtigkeit	gilt	das	Gleiche	wie	im	
Falle	des	KAVA.	

Auch	den	hier	genannten	Verfügungen	des	BMF	kann	
–	wie	im	Falle	der	VO	gem	Pkt	5.1.3.3.	–	durch	nach-
folgende	 bundesfinanzgesetzliche	 Regelungen	 gem	 
Art	42	Abs	5	B-VG	derogiert	werden.

5.2. Phase 1 der Haushalts- 
 (verfassungs)rechtsreform 2008  
 (Rechtslage gem der B-VGNH  
 von 1. 1. 2009 – 31. 12. 2012)148 

5.2.1. Rechtsinhalte

Die	B-VGNH	lässt	nunmehr	vier	Hauptbereiche	der	Re-
gulierung	des	Haushaltswesens	erkennen.	Zu	den	drei	
unter	TZ	5.1.1.	genannten	Bereichen	(allgemeine	Rege-
lung/BHG	sowie	die	Gebarungsermächtigungen	 ieS149: 
BFG;	 Schulden/Haftungen/Verfügungen	 über	 Bundes-
vermögen)	tritt	nun	als	viertes	Element	die	verbindliche	
mittelfristige	Planung,	und	zwar	in	Form	eines	Bundes-
gesetzes	(Bundesfinanzrahmengesetz	-	BFRG).	
Folgende	Änderungen	gegenüber	den	vergleichbaren	
Elementen	der	bisherigen	Verfassungslage	sind	hervor	
zu	heben:

5.2.1.1. Verfassungsrechtliche Ziele der Haushalts- 
  führung („Staatsziele“)

•	 Die	Abs	 2	und	3	des	Art	 13	B-VG	werden	mit	der	
B-VGNH	 neu	 formuliert	 bzw	 hinzu	 gefügt;	 diese	

neu	 formulierten	 Zielbestimmungen	 gelten	 unbe-
fristet150:

 „(2) Bund, Länder und Gemeinden haben bei ihrer Haus-
haltsführung die Sicherstellung des gesamtwirtschaft-
lichen Gleichgewichtes und nachhaltig geordnete Haus-
halte anzustreben. Sie haben ihre Haushaltsführung in 
Hinblick auf diese Ziele zu koordinieren.

 (3) Bund, Länder und Gemeinden haben bei der Haus-
haltsführung die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 
und Männern anzustreben.“

Auch	in	der	neuen	Fassung	handelt	es	sich	bei	diesen	
Zielbestimmungen	 um	 Ziele	 der	 Haushaltsführung:	
Haushaltsdisziplin	und	Gender	Budgeting. Diese Ein-
schränkung	ist	wesentlich:	Die	(nunmehr	zweimal	ver-
wendete)	Wortgruppe	„Bund, Länder und Gemeinden ha-
ben bei ihrer Haushaltsführung…anzustreben“	stellt	klar,	
dass	 diese	 Bemühens-Aufträge	 (arg:	 „anzustreben“) 
an	 Bund,	 Länder	 und	 Gemeinden	 ausschließlich	 die	
Führung	 ihrer	 Haushalte	 betreffen;	 der	 Umfang	 der	
„Haushaltsführung“	 umfasst	 gemäß	 den	 Materialien	
die	 Budgetplanung,	 -erstellung	 und	 -vollzug	 sowie	
die	Gebarungskontrolle“151	 .	Die	Gesetzgebung	ist	so-
mit	von	dieser	Zielbestimmung	nur	insoweit	umfasst,	
als	 sie	die	Planung,	Erstellung,	Vollzug	und	Kontrol-
le	 von	 Budgets	 betrifft;	 dies	 ist	 beim	 Bund	 hinsicht-
lich	dem	BHG,	dem	BFRG	und	dem	BFG	der	 Fall.152 
Sonstige	Materien	 der	 Bundesgesetzgebung,	 insb	 die	
materiell-rechtlichen	 Verwaltungsvorschriften	 sowie	
die	Finanzausgleichsgesetzgebung,	sind	von	der	Ziel-
setzung	nicht	betroffen153.	Es	dient	somit	der	Klarheit,	
idZ	nicht	von	„Staatszielen“,	sondern	von	„Zielen	der	
Haushaltsführung“	zu	 sprechen	 (zum	Begriff	„Haus-
haltsführung“	s	auch	den	Anhang).
•	 Das	 „gesamtwirtschaftliche	 Gleichgewicht“	 wird	
vom	B-VG	 idF	der	B-VGNH	nicht	weiter	definiert;	
gem	den	ErlRV	umfasst	diese	Zielsetzung	
- „ein ausgewogenes Wirtschaftswachstum, 
- Preisstabilität, 
- eine in hohem Maße wettbewerbsfähige soziale Markt-

wirtschaft, 
- Vollbeschäftigung und sozialen Fortschritt sowie 

147	Diese	Bestimmung	gilt	bis	31.12.2012.	Auch	die	Nachfolgebestimmung	-	Art	51b	Abs	2	B	VG	idF	Art	I	Z	10	B	VGNH	–	enthält	diese	Sicherungsklausel.
148	also	idF	des	Art	I	Z	4,	6,	7	–	9a	B-VGNH;	Zitate	im	Pkt	5.2.		beziehen	sich,	wenn	nichts	anderes	angegeben	ist,	auf	diese	Fassungen.	Im	Zeitraum	2009-2012	gelten	
zwei	verschiedene	Artikel	mit	der	Bezeichnung	„51a“;	die	Unterscheidung	erfolgt	durch	Kennzeichnung	„51a	[neu]“	=	idF	Art	I	Z	6	B-VG	NH	und	„51a	[alt]“	=	
idF	BGBl	I	2003/100.
149	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
150	Die	gegenüber	Art	13	Abs	2	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	neuen	Elemente	sind	unterstrichen;	vgl	Art	I	Z	1	und	2	B-VGNH.
151	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	5.
 152	Die	neu	formulierte	Zielstung	gem	Art	13	Abs	2	und	3	B-VG	ist	–	wie	alle	anderen	rechtlichen	Regelungen	für	die	Haushaltsführung	–	Maßstab	der	externen	
Gebarungskontrolle,	insb	durch	den	RH;	nur	insoweit	ist	die	in	den	ErlRV	erwähnte	„Gebarungskontrolle“	berührt.	Im	Übrigen	kann	nur	die	„interne	Gebarungs-
kontrolle“,	etwa	durch	die	Buchhaltungen	(§§	6	f	BHG)	oder	iRd	controllings	(§§	15a	und	15b	BHG),	zur	Haushaltsführung	gezählt	werden.
153	aA	(in	Bezug	auf	Art	13	Abs	2	BVG	idF	BGBl	I	2003/100)	offenbar	Öhlinger,	Verfassungsrechtliche	Determinanten	des	Staates	als	Leistungsträger,	in:	Fremuth	
(Hrsg)	Öffentliches	Interesse	und	öffentliche	Wirtschaftstätigkeit	(1998)	18,	der	die	Auffassung	vertritt,	dass	diese	Bestimmung	„ganz eindeutig eine Verantwortung 
des Staates für eine in diesem Sinn funktionierende Wirtschaftsordnung“	normiert	und	den	„Staat zum Einsatz aller Instrumente (Hervorhebung	v	Verf), die zur Errei-
chung dieser wirtschaftspolitischen Ziele erforderlich sind“ verpflichtet.	–	Die	Frage	des	Zusammenhanges	der	ggstdl	Zielbestimmung	mit	der	„Haushaltsführung“	
wurde	auch	im	Ausschuss	1	des	Österreich	Konvents	diskutiert	(vgl	TOP	3	des	Protokolles	über	die	9.	Sitzung	des	Ausschusses	1	am	10.	Dezember	2003	in	http://
ewww.konvent.gv.at/K/DE/P-ASA-K/P-ASA-K_00009/fnameorig_017501.html).
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- ein hohes Maß an Umweltschutz und Verbesserung 
der Umweltqualität“.154 

-	 Diese	 Definition	 enthält	 Elemente	 der	 bisher	
geltenden	 Fassung,	 geht	 aber	 über	 diese	 hinaus	
(neue	 Elemente	 unterstrichen).	 Das	 BHG	 idF	
BGBl	I	2008/20,	insb	dessen	§	2,		wurde	an	diese	
geänderte	Zielbestimmung	nicht	angepasst;	dem	
BHG	wurde	daher	durch	die	spätere	verfassungs-
gesetzliche	Bestimmung	materiell	derogiert155. 

•	 Das	zweite	Ziel	der	„nachhaltig geordneten öffentlichen 
Haushalte“	bezieht	sich	auf	die	Ausrichtung	der	Bud-
getpolitik	auf	eine	Haushaltsführung,	die	mittel-	bis	
langfristig	 ohne	 erhebliche	 Gegensteuerungsmaß-
nahmen	 aufrecht	 erhaltbar	 ist.	 Damit	 nicht	 verein-
bar	wären	eine	unangemessen	hohe	öffentliche	Ver-
schuldung	 sowie	 erhebliche	 anhaltende	 öffentliche	
Defizite.	Als	Obergrenze	für	die	Verschuldung	sollte	
das	 Maastricht-Schuldenkriterium	 herangezogen	
werden.	Mit	dieser	Zielbestimmung	wären	auch	bud-
getpolitische	Ziele	wie	etwa	ein	über	den	Konjunk-
turzyklus	ausgeglichener	Haushalt	vereinbar.156  Die 
igZ	 in	 den	 ErlRV	 hervor	 gehobene	 Teilzielsetzung	
der	öffentlichen	Verschuldung	von	max	60	%	des	BIP	
mag	zwar	für	Österreich	besser	als	Maßstab	für	einen	
nachhaltig	 geordneten	 Gesamtstaatshaushalt	 geeig-
net	sein.	Die	gemeinschaftsrechtlichen	Zielsetzungen	
für	die	Haushaltsführung	der	Mitgliedstaaten	gelten	
jedoch	als	solche	in	Österreich	unmittelbar	und	ohne	
Beschränkung	auf	einzelne	Elemente157 .

	 	 Hinsichtlich	 beider	 der	 Haushaltsdisziplin	 ge-
widmeten	 Budgetzielsetzungen	 gebietet	 (arg:	 
„haben … zu“)	das	B-VG	die	Koordinierung	zwischen	
Bund,	Länder	und	Gemeinden.	Damit	wird	die	 im	
ÖStP	2008	 freiwillig	übernommene	Koordinations-
verpflichtung	überlagert158;	die	Koordinationspflicht	
wird	vom	B-VG	direkt	und	allgemein	allen	Gebiets-
körperschaften	auferlegt.	 Insofern	wurde	das	BVG	
Gemeindebund/Städtebund	materiell	verstärkt:	Die	
Gebietskörperschaften	sind	grundsätzlich	verpflich-
tet,	von	der	in	Art	1	dieses	BVG	erteilten	Ermächti-
gung	zum	Abschluss	einer	Vereinbarung	über	den	
Stabilitätspakt	 Gebrauch	 machen;	 eine	 Ausnahme	
von	dieser	Pflicht	bestünde	nur,	wenn	andere	Wege	

der	 verbandsübergreifenden	 Koordination	 minde-
stens	ebenso	wirksam	wären	wie	der	Abschluss	der	
Vereinbarung.

•	 Das	 Ziel	 der	 „tatsächlichen Gleichstellung von Frauen 
und Männern“	bezieht	sich	ebenfalls	ausdrücklich	nur	
auf	 die	 Angelegenheiten	 der	 Haushaltsführung159.  
Die	Beurteilung	und	Umsetzung	der	hiernach	erfor-
derlichen	Maßnahmen	des	Bundes	liegt	bei	allen	Or-
ganen	der	Haushaltsführung	(§	1	BHG)	sowie	beim	
NR	 als	 Bundeshaushalts-	 und	 finanz(rahmen)ge-
setzgeber.	Die	Betonung	der	„tatsächlichen“	Gleich-
stellung	 zielt	 offensichtlich	darauf	 ab,	 dass	 es	 nicht	
ausreicht,	 den	 Zugang	 zu	 den	 im	Wege	 der	Haus-
haltsführung	 bewirkten	 staatlichen	 Maßnahmen	
formell	 ohne	 geschlechtsspezifische	Hürden	 zu	 ge-
stalten,	sondern	im	Falle	von	faktischen	geschlechts-
spezifischen	 Benachteiligungen	 den	 erforderlichen	
Auf-	und	Nachholprozess	zu	 fördern.	–	Dieses	Ziel	
kann	 iRd	Haushaltsführung	 etwa	durch	die	Veran-
schlagung	 entsprechender	 Mittel	 im	 BFG	 oder	 die	
Gestaltung	von	haushaltsrechtlichen	Förderungsvor-
schriften160	umgesetzt	werden.

•	 Die	 Begriffe	 „Bund“,	 „Länder“	 und	 „Gemeinden“	
sind	teils	im	organisatorischen,	teils	im	funktionellen	
Sinne	zu	verstehen:	Die	Zuordnung	der	Pflichten	zur	
Tragung	 des	 mit	 der	 Erfüllung	 der	 Aufgaben	 von	
Bund,	 Länder	 und	 Gemeinden	 verbundenen	 Auf-
wandes	 erfolgt	 iRd	 des	 F-VG	 und	 der	 zuständigen	
Gesetzgebung161	 .	 Insoweit	hiernach	die	Gebietskör-
perschaften	für	die	Tragung	bestimmter	Aufwände	in	
ihren	Budgets	Sorge	zu	tragen	haben,	müssen	hiebei	
auch	die	oa	Zielsetzungen	berücksichtigt	werden.162 

•	 Auch	 die	 neu	 formulierte	 Zielsetzung	 gem	Art	 13	
Abs	2	und	3	B-VG	ist	zwar	grundsätzlich	im	Rahmen	
verfassungsgerichtlicher	 Normprüfungsverfahren	
(Art	139	und	140	B	VG)	 justiziabel,	aber	auf	Grund	
ihrer	Allgemeinheit	kaum	geeignet,	Maßstab	für	eine	
verfassungsgerichtliche	 Prüfung	 einzelner	 Rechts-
akte	 von	 Bund,	 Ländern	 oder	 Gemeinden	 zu	 sein.	
Allenfalls	 ließe	 sich	 ein	 gänzliches	 Fehlen	 von	 auf	
einzelne	Teilzielsetzungen,	etwa	die	neue	Gleichstel-
lungszielsetzung,	bezogenen	normativen	Inhalten	in	
den	 Haushaltshaltsbeschlüssen	 von	 Bund,	 Ländern	

154	Die	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	5	verweisen	hiezu	auf	den	gleich	lautenden	Art	I-3	des	Entwurfes	des	Vertrages	über	eine	Verfassung	für	Europa;	nunmehr:	Art	2	
Abs	3	des	EUV	idF	des	Vertrages	von	Lissabon,	ABl	2007	C	306,	1.
155	Die	zahlreichen	Bezugnahmen	im	BHG	auf	die	Ziele	der	Haushaltsführung	gem	§	2	BHG	sind	daher	ebenfalls	in	der	durch	die	B-VGNH	modifizierten	Fassung	
zu	lesen.
156	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	5.
157	Vgl	hiezu	oben	Pkt	4.1.
158	und	die	im	Protokoll	zum	EGV	(s	oben	Pkt	4.1.)	verankerte	gemeinschaftsrechtliche	Koordinationspflicht	konkretisiert.
159	Trefflich	daher	Klatzer,	die	in	ihrer	Stellungnahme	beim	Budgethearing	16.10.2007,	ausdrücklich	fest	hält,	dass	die	neue	Zielsetzung	der	Haushaltsführung	nur	
erreicht	werden	könne	,	wenn	„Gender	Budgeting	in	alle	Phasen	der	Haushaltsführung	integriert	werde,	in	Planung,	Erstellung,	Realisierung	und	Kontrolle	der	
Haushaltsführung.“	(Hervorhebung	v	Verf);	vgl	hiezu		http://www.parlament.gv.at/PG/PR/JAHR_2007/PK0747/PK0747.shtml .
160	vgl	etwa	die	Verordnung	des	Bundesministers	für	Finanzen	über	Allgemeine	Rahmenrichtlinien	für	die	Gewährung	von	Förderungen	aus	Bundesmitteln	(ARR	
2004),	BGBl	II	2004/51.
161	vgl	Walter/Mayer/Kucsko-Stadlmayer	Bundesverfassungsrecht10	(2007)	Rz	284;	Ruppe	§	2	F-VG	in	Korinek/Holoubek	Bundesverfassungsrecht	(1999);	Koller,	Haus-
haltsrecht,	in:	Holoubek/Potacs	(Hrsg),	Handbuch	des	öffentlichen	Wirtschaftsrechts2	II	(2007)	331.
162	Dies	gilt	auch	hinsichtlich	der	budgetären	Belange	im	Falle	mittelbarer	Verwaltungsverhältnisse,	insb	bei	der	Tragung	des	Amtssach-	und	Zweckaufwandes	
sowie	bei	der	Funktion	des	LH	als	Organ	der	Bundeshaushaltsführung	(§	5	Abs	2	Z	2	BHG).

Die Haushaltsrechtsvorschriften



35

und	Gemeinden	(im	Falle	des	Bundes	im	BFG	und	im	
BHG)	 als	 Verfassungswidrigkeit	 geltend	machen.163  
Für	die	Geltendmachung	der	Pflicht	zum	Abschluss	
eines	 Stabilitätspaktes	 gem	 dem	 BVG	 Gemeinde-
bund/Städtebund	 steht	 kein	 (verfassungs)rechtlich	
geregeltes	Verfahren	zur	Verfügung.

5.2.1.2. ad BHG:

Gem	Art	 51	Abs	 7	 zählen	 folgende	Angelegenheiten	
zu	 den	 Regelungsgegenständen	 des	 BHG	 (neue	 
Elemente164	unterstrichen):
- „Die näheren Bestimmungen über die Erstellung des 

Bundesfinanzrahmengesetzes, des Bundesfinanzgesetzes 
und über die sonstige Haushaltsführung des Bundes sind 
nach einheitlichen Grundsätzen durch Bundesgesetz zu 
treffen. In diesem sind insbesondere 

- die Gliederung und Bindungswirkung des Bundesfinanz-
rahmengesetzes, 

- die Vorgangsweise 
~ bei Eingehen und Umwandlung von Verbindlichkeiten 

aus Geldmittelbeschaffungen, die nicht innerhalb des-
selben Finanzjahres getilgt werden, oder aus langfri-
stigen Finanzierungen (Finanzschulden), 

~ bei Begründung von Vorbelastungen, 
~ bei Bildung von Haushaltsrücklagen, 
~ bei Verfügungen über Bundesvermögen und 
~ bei Haftungsübernahmen des Bundes 

- sowie die Mitwirkung des Rechnungshofes an der Ord-
nung des Rechnungswesens ...“

Der	 zeitliche	 Geltungsbereich	 dieser	 im	 BHG	 vorzu-
nehmenden	 Regelungen	 ist	 von	 Verfassungs	 wegen	
grundsätzlich	 unbeschränkt;	 es	 besteht	 jedoch	 kein	
Verbot	hinsichtlich	befristeter	Regelungen.	
	 Unterverfassungsgesetzliche	Regelungen	auch	für	
den	Zeitraum	ab	2009	stehen	mit	dem	BHG	idF	BGBl	I	
2008/20	bereits	in	Geltung;	die	Bestimmungen	über	Er-
stellung,	Gliederung	und	Bindungswirkung	des	BFRG	
finden	sich	den	§§	12	ff	BHG.	

5.2.1.3. ad BFRG:

-	 Das	BFRG	für	die	Jahre	n	bis	n+3	ist	bis	Ende	April	
des	 Jahres	n-1	 (Art	51	Abs	2	B-VG	iVm	§	12	Abs	1	
BHG)	 zu	 erlassen.	Hiemit	wird	das	 Budgetverfah-
ren	des	Bundes	geteilt:	Im	Frühjahr	erfolgt	die	Dis-
kussion	und	Beschlussfassung	über	die	budgetären	
mittelfristigen	Rahmensetzungen	mit	Schwerpunkt	
auf	dem	Jahr	n;	im	Herbst	findet	wie	bisher	die	Be-
ratung	und	Beschlussfassung	über	das	BFG	für	das	

Jahr	n	statt	(die	Vorlage	des	BFG-Entwurfes	ist	nach	
wie	vor	verfassungsgesetzlich	[Art	51	Abs	3	B-VG]	
mit	dem	22.	Oktober	des	Jahres	n-1	terminisiert).

-	 Das	 BFRG	 gibt	 auf	 Ebene	 von	 Rubriken	 und	 Un-
tergliederungen	Obergrenzen	 für	das	BFG	vor;	die	
Obergrenzen	 sind	 grundsätzlich	 unüberschreitbar	
-	 mit	 einer	 Ausnahmemöglichkeit	 für	 die	 Unter-
gliederungs-Obergrenzen	 (Art	51	Abs	1	und	2,	Art	
51a[neu]	Abs	1	-	3	B-VG).

-	 Der	zeitliche	Geltungsbereich	umfasst	die	Jahre	n	bis	
n+3.	Die	Rubrikenobergrenzen	sind	für	den	gesamt-
en	Zeitraum	verbindlich,	die	Untergliederungsober-
grenzen	nur	hinsichtlich	des	Jahres	n;	bei	Beschluss-
fassung	von	BFGen	für	die	Jahre	n	und	n+1	sind	auch	
die	Untergliederungen	für	das	Jahr	n+1	verbindlich	
(Art	51	Abs	2	B-VG).

-	 Normadressat	sind	der	NR	als	Bundesfinanzgesetz-
geber	und	die	BReg,	welche	den	Entwurf	des	BFG	
vorlegen	muss	 (Art	 51	Abs	1	 -	 3	B-VG);	das	BFRG	
enthält	keine	Gebarungsermächtigungen.	

-	 Eine	mittelbare	Bindungswirkung	des	BFRG	ist	 im	
Hinblick	auf	Vorbelastungen	denkbar:	Gem	Art	51	
Abs	6	B-VG	gilt	„für die Haushaltsführung“,	dass	die	
Obergrenzen	des	BFRG	nicht	überschritten	werden	
dürfen.	Die	ErlRV	(203	BlgNR	23.	GP	8)	halten	hiezu	
fest,	dass	zur	Haushaltsführung	auch	„das Eingehen 
von Vorbelastungen“	zählt	(Näheres	in	Pkt	5.2.3.5.).

5.2.1.4. ad BFG: 

-	 Es	können	 (im	Jahr	n-1)	ausnahmsweise	zwei	BFG	
für	 zwei	 aufeinander	 folgende	 Finanzjahre	 (n	 und	
n+1)	auf	einmal	beschlossen	werden;	diesfalls	muss	
aber	die	BReg	in	der	zweiten	Hälfte	des	Jahres	n	für	
das	 zweite	 BFG	 den	 Entwurf	 eines	Änderungsge-
setzes	vorlegen.

-	 Das	(die)	BFG(e)	muss	(müssen)	dem	BFRG	entspre-
chen	(Art	51	Abs	1	B-VG).	

-	 Das	 BFG	 „hat als Anlagen den Bundesvoranschlag 
und den Personalplan sowie weitere für die Haushalts-
führung wesentliche Grundlagen zu enthalten“ (Art	51	
Abs	 5	 B-VG);	 die	 Hervorhebung	 „für das jeweilige 
Finanzjahr“165	 ist	nicht	mehr	enthalten;	der	zeitliche	
Geltungsbereich	 (arg:	 „für das folgende Finanzjahr“,	
„und das nächstfolgende Finanzjahr, nach Jahren ge-
trennt“	–	vgl	Art	51	Abs	3	B-VG)	bleibt	dennoch	mit	
jeweils	einem	(Finanz-)Jahr	unverändert.

163	Bloße	programmatische	Beteuerungen	oder	Erklärungen	in	den	nicht-normativen	Bestandteilen	des	BFG	reichen	zur	Umsetzung	der	Gleichstellungs-Zielset-
zung	nicht	aus.	Das	Gleichstellungsziel	wird	darüber	hinaus	iRd	2.	Phase	in	Art	51	Abs	9	Z	1	B-VG	ausdrücklich	in	das	Determinierungsprogramm	für	das	BHG	
aufgenommen	und	verstärkt	damit	dessen	Wirksamkeit	iRd	Haushaltsführung	des	Bundes.
164	gegenüber	der	bis	31.12.2008	geltenden	Verfassungslage	(Art	51	Abs	6	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100).
165	gem	Art	51	Abs	3	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100.

Die Haushaltsrechtsvorschriften



36

5.2.1.5.  ad Budgetüberschreitungen, Ausgaben-
   bindungen

Die	 Möglichkeiten	 der	 Budgetüberschreitungen	 wei-
sen	 gegenüber	 der	 bisherigen	 Verfassungslage	 keine	
grundsätzlichen	 Änderungen	 auf.	 Als	 Instrumente	
kommen	weiterhin	in	Betracht:
-	 bundesfinanzgesetzliche	Regelungen	(BFG-Novelle,	
BÜG);	 die	 diesbezügliche	 verfassungsgesetzliche	
Ermächtigung	(Art	51b	Abs	1	B-VG)	enthält	die	bis	
31.	 12.	 2008	vorgesehenen	einschränkenden	Bedin-
gungen166	nicht	mehr;

-	 Zustimmungen	des	BMF	zu	überplanmäßigen	Aus-
gaben	gem	verfassungsunmittelbarer	Ermächtigung	
oder	 gem	 Ermächtigung	 auf	 Grund	 des	 BFG;	 der	
BMF	darf	 hiebei	 die	Obergrenzen	 des	 BFRG	 nicht	
überschreiten	(Art	51b	Abs	3	B-VG);	

-	 Verordnungen	 der	 BReg	 iEm	 dem	mit	 der	 Vorbe-
ratung	 von	 Bundesfinanzgesetzen	 betrauten	 Aus-
schuss	des	Nationalrates	betreffend	außer-	bzw	über-	 
planmäßige	Ausgaben	(Art	51b	Abs	2	und	4	B-VG).

5.2.1.6. ad Budgetprovisorium

Das	 verfassungsgesetzliche	 („automatische“)	 Budget-
provisorium	 im	 Falle	 des	 Fehlens eines BFG	 wurde	
vereinfacht	(Art	51a	[neu]	Abs	4	B	VG):	
-	 es	ist	das	letzte	beschlossene	BFG	anzuwenden;
-	 die	50%-Regel	für	das	Eingehen	von	Finanzschulden	
wird	beibehalten;

-	 Das	BFG	kann	auch	weiterhin	durch	eine	„vorläufige	
Vorsorge	durch	Bundesgesetz“	suppliert	werden;

-	 die	 Bedachtnahme	 auf	 die	 „auf	Grund	 von	Geset-
zen	 eingetretenen	 Änderungen der Einnahmen und 
Ausgaben“167	 –	 also	 Änderungen	 auf	 Grund	 mate-
rieller	 Gesetze	 -	 und	 die	 Zwölftel-Regelung	 (samt	
Sicherstellungsklausel	betreffend	die	Erfüllung	 fäl-
liger	Verpflichtungen)	entfallen.

Auch	für	ein	 fehlendes BFRG	wird	eine	Provisorial-
regelung	statuiert	(Art	51a	[neu]	Abs	3	B-VG):	
-	 grundsätzlich	sind	durch	ein	BFRG	Obergrenzen	für
	 das	Jahr	n+3	vorgesehen;	ist	im	Jahr	n+3	kein	neues

	 BFRG	 erlassen	 worden,	 dann	 gelten	 nach	 Ablauf	
dieses	Zeitraumes	–	also	für	das	Jahr	n+4		-	die	Ober-
grenzen	des	letzten	geltenden	BFRG	für	das	Jahr	n+3	
weiter.

5.2.1.7. ad Berichtspflichten

Der	BMF	muss	alle	haushaltsleitende	Organe,	insb	die	
Mitglieder	der	BReg	über	den	Budgetvollzug	regelmä-
ßig	informieren	(Art	51b	Abs	5	B-VG).

5.2.2. Rechtssatzformen

Das	B-VG	nimmt	die	erwähnten	Regelungen	in	Grund-
zügen	selbst	vor	bzw	delegiert	die	Erlassung	der	näheren	
generellen	Regelungen	an	die	unterverfassungsgesetz-
liche	 Ebene.	 Für	 die	 Normerzeugung	 sind	 nun	 nur- 
mehr	drei	Rechtssatzformen	vorgesehen:

5.2.2.1. Rechtsetzung durch Gesetzgebung 

Die	Erlassung	von	Gesetzen	(BHG;	BFRG;	BFG;	Geba-
rungsermächtigungen	ieS	[s	Pkt	3.3.1.7.	FN	72])	obliegt	
nunmehr	ausschließlich	der	Bundesgesetzgebung	nach	
Art	42	Abs	5	B-VG;	diese	Kompetenzbestimmung	gilt	
bereits	seit	Beginn	2008168.	Das	B-VG	lässt	hiebei	zwei	
Stufungen	erkennen:	
-	 Das	vom	NR	zu	erlassende	BHG	hat	die	Gestaltung	
des	BFRG	und	des	BFG	zu	regeln,	im	Falle	des	BFRG	
auch	mit	Bindungswirkung	für	den	NR	als	Gesetz-
gebungsorgan169	 	 (die	Gestaltung	des	BFG	hat	wei-
terhin	vom	NR	unmittelbar	auf	Grund	der	verbind-
lichen	Vorgaben	des	B-VG	zu	erfolgen;	das	BHG	tritt	
nur	insoweit	dazwischen,	als	die	Verwaltung	bei	der	
Erstellung	des	BFG-Entwurfes	an	das	BHG	gebun-
den	ist);	

-	 Das	BFRG	hat	verbindliche	Vorgaben	für	die	Gestal-
tung	des	BFG	 (ebenfalls	mit	Bindungswirkung	 für	
den	 Nationalrat	 als	 Bundesfinanzgesetzgeber)	 zu	
enthalten170.

-	 Der	einfachen	Bundesgesetzgebung	gem	Art	42	Abs	1	
bis	4	B-VG	ist	kein	spezifischer	Regelungsbereich	im	

166 „Diese Ermächtigung darf nur erteilt werden, sofern die Überschreitung sachlich an Bedingungen geknüpft und ziffernmäßig bestimmt oder errechenbar ist sowie Ausgaben 
betroffen sind, 

1. deren Umschichtung wegen unvorhersehbarer Dringlichkeit notwendig ist, ohne daß dadurch die Ausgabengliederung des Bundesvoranschlages erheblich 
verändert wird, oder

2. die notwendig werden, wenn sich im Laufe des Finanzjahres eine wesentliche Änderung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung abzeichnet (Art. 51 a  
Abs. 2) oder

3. die im Hinblick auf die im Bundesfinanzgesetz vorgesehene Gesamtausgabensumme von geringfügiger Bedeutung sind.“ 
(Art	51b	Abs	4	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100).	
167	Vgl	Art	51	Abs	5	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100.
168	Vgl	oben	Pkt	1.
169	Art	51	Abs	7	B-VG	idF	Art	I	Z	4	B-VGNH	nennt	„die	Gliederung	und	Bindungswirkung“	des	BFRG	ausdrücklich	als	Regelungsgegenstand	des	BHG;	das	BHG	
–	in	der	Rechtssatzform	eines	BG	iS	des	Art	42	Abs	5	B-VG	–	ist	somit	Erzeugungsbedingung	für	das	BFRG.	Zum	Unterschied	von	(dem	späteren)	Art	51	Abs	9	
B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH	besteht	bis	31.12.	2012	keine	Kompetenz	für	den	Gesetzgeber	des	BHG,	auch	die	Gestaltung	des	BFG	mit	verbindlicher	Wirkung	für	
den	NR	zu	normieren:	Die	Erl	zu	Art	I	Z	4	und	5	der	B-VGNH	(203	BlgNR	23.	GP	5f)	enthalten	ausdrücklich	nur	in	Bezug	auf	die	Z	5,	also	den	Art	51	Abs	9	B	VG	
mit	dem	zeitlichen	Geltungsbereich	ab	1.1.2013,	Ausführungen	über	die	Rechtsinhalte	und	–	wirkungen	des	BHG	(vgl	hiezu	den	Anhang).
170	Vgl	Art	51	Abs	1	B-VG	idF	Art	I	Z	4	B-VGNH:	„Der Nationalrat beschließt das Bundesfinanzrahmengesetz sowie innerhalb dessen Grenzen das Bundesfinanzgesetz“.
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Rahmen	 des	 Haushaltswesens	 mehr	 zugewiesen.	
Da	jedoch	das	B-VG	(und	das	BHG)	an	die	materiel-
le	Rechtsordnung	ausdrücklich	anknüpfen,	ist	auch	
die	durch	die	einfache	Bundesgesetzgebung	gestal-
tete	Rechtslage	grundsätzlich	Grundlage	der	Haus-
haltsführung.

5.2.2.2. Rechtsetzung durch die Verwaltung:

Die	weiteren	Rechtsetzungsakte	entsprechen	jenen	der	
Verfassungsrechtlage	vor	31.12.2008:
1.	 verfassungsunmittelbare,	 gesetzesändernde	 Ver-
ordnungen	betreffend	 außer-	 und	überplanmäßige	
Ausgaben171;

2.	 Entscheidungen	 („Verfügungen“)	 des	 BMF	 betref-
fend		
~	 die	Zustimmung	zu	überplanmäßigen	Ausgaben	
(diese	 Ermächtigung	 wird	 vom	 B-VG	 teilweise	
unmittelbar	erteilt	und	teilweise	an	die	Bundesfi-
nanzgesetzgebung	delegiert),

~	 die	Verfügung	von	Ausgabenbindungen,
~	 die	Freigabe	des	KAVA172 .

Art	 51	Abs	 7	 B-VG	 delegiert	 auch	 diesbezüglich	 die	
Erlassung	näherer	genereller	Regelungen	an	die	unter-
verfassungsgesetzliche	Ebene	(BHG).

5.2.3. Diskussion wichtiger Einzelfragen

5.2.3.1. Materielles Recht vs allgemeines Haushalts- 
  recht und Gebarungsermächtigungen ieS173 

Das	 Verhältnis	 dieser	 Regelungsbereiche	 ändert	 sich	
nicht	grundlegend	gegenüber	der	 bis	 2008	geltenden	
Verfassungslage.	Materielles	Recht	und	Haushaltsrecht	
sind	 beides	 Grundlagen	 für	 die	 Haushaltsführung.	
Beide	 Bereiche	 sind	 koordiniert;	 ein	 Unterordnungs-
verhältnis	besteht	nicht.174 
	 Die	Frage	der	Abgrenzung	der	Bereiche	wird	von	
der	Änderung	der	Rechtssatzform	für	das	allgemeine	
Haushaltsrecht	 -	 das	BHG	 ist	 nunmehr	 ebenfalls	mit	
BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen	–	geprägt:	Allge-
meine	Regelungen	 für	die	Haushaltsführung	können	
nur	mehr	in	dieser	Form	erlassen	werden.	Regelungen	
der	Haushaltsführung	 in	materiellen	Gesetzen	 in	der	

Rechtssatzform	von	BG	gem	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	
sind	verfassungswidrig,	uzw	auch	dann,	wenn	sie	iZm	
den	nach	Art	42	Abs	5	B-VG	ergangenen	Regelungen	
des	 BHG	 den	 „einheitlichen	 Grundsätzen“	 entspre-
chen.	Haushaltsrechtliche	leges	fugitivae	in	materiellen	
Gesetzen	wären	daher	nur	zulässig,	wenn	diesbezüg-
lich	die	üblichen	Ausnahmen	im	zugrunde	liegenden	
Gesetzgebungsverfahren175	gemacht	werden.
Hinsichtlich	der	spezifischen	Frage	der	
-	 gesetzlichen	Verfügung	von	Zweckbindungen	und	
-	 der	 gesetzlichen	 Ermächtigungen	 zum	 Einge-
hen	 von	 sachlich	oder	 finanziell	 bedeutsamen,	 die	 
Grenze	des	§	45	Abs	4	BHG	überschreitenden,	Vor-
belastungen	

tritt	allerdings	keine	Änderung	ein	(s	hiezu	Pkt	5.1.3.1.):	
Auch	auf	der	Basis	des	B-VG	in	der	von	2009	bis	2012	gel-
tenden	Fassung	ist	für	solche	Regelungen	die	materielle	
Gesetzgebung,	 also	 die	 einfache	 Bundesgesetzgebung	
gem	Art	42	Abs	1	–	4	B-VG,	zuständig:	Das	–	nach	dem	
Verfahren	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassende	BHG	
hat	nach	wie	vor	lediglich	die	„Vorgangsweise“			der	Ver-
waltung			„bei Begründung von Vorbelastungen“	zu	regeln	
(Art	51	Abs	7	B-VG).	Die	Erteilung	der	gesetzlichen	Vor-
belastungsermächtigung	iS	des	§	45	Abs	4	BHG	ist	wei-
terhin	Angelegenheit	der	materiellen	Gesetzgebung.176 

5.2.3.2. BHG – BFRG

-	 Gem	Art	 51	Abs	 7	B-VG	wird	der	 Inhalt	des	BHG	
gegenüber	der	bisherigen	Verfassungslage177	ausge-
weitet:	Das	BHG	hat	auch	die	Erstellung	des	BFRG	
zu	regeln,	insb	dessen „Gliederung und Bindungswir-
kung“.	Damit	ist	klar	gestellt,	dass	das	BHG	mit	Ver-
bindlichkeit	auch	für	den	NR	als	Gesetzgeber	wich-
tige	Inhalte	des	BFRG	allgemein	fest	zu	legen	hat.	

-	 Das	BHG	und	das	BFRG	sind	in	der	Form	von	BG	
gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen,	haben	aber	weit	
gehend	 verschiedene	 Geltungsbereiche:	 Der	 zeit-
liche	Geltungsbereich	des	BFRG	umfasst	von	Verfas-
sungs	wegen	maximal	4	Jahre	(n	bis	[n+3]),	jener	des	
BHG	ist	grundsätzlich	nicht	beschränkt.	Der	perso-
nale	Geltungsbereich	ist	teilweise	verschieden:	Das	
BFRG	ist	von	dem	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	
(und	der	den	BFG-Entwurf	erstellenden	BReg)	anzu-
wenden178	;	das	BHG	ist	überwiegend	direkt	an	die	
Verwaltungsorgane	 hinsichtlich	 aller	 Bereiche	 der	

171	Art	51b	Abs	2	und	4	B-VG	idF	Art	I	Z	9	B-VGNH.
172	Art	51a	Abs	2	Z	1	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100.
173	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
174	s	oben	Pkt	5.1.3.1.
175	vgl	Schick,		Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG,	in:	Korinek/Holoubek	(Hrsg),	Bundesverfassungsrecht	(1999)	Rz	33.
176	Vgl	Pkt	5.1.3.1.2.
177	Art	51	Abs	6	B-VG	idF	BGB	I	2003/100.
178	§	12b	Abs	1	BHG	idF	BGBl	I	2008/20,	welcher	lautet

„(1) Die im Bundesfinanzrahmengesetz für vier Finanzjahre festgelegten Obergrenzen auf Rubrikenebene dürfen weder bei der Erstellung noch beim Vollzug des jeweiligen 
Bundesfinanzgesetzes überschritten werden, ausgenommen bei Gefahr im Verzug und im Verteidigungsfall (Art. 51b Abs. 2 und 4 B-VG).“

enthält	daher	zwei	verschiedende	Anordnungen	mit	unterschiedlichem	Adressatenkreis:	Das	Überschreitungsverbot	hinsichtlich	der	Erstellung	des	BFG	richtet	
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Haushaltsführung	 gerichtet;	 manche	 Regelungen	
können	 sich	 jedoch	 auch	 auf	 die	 „Arbeitsteilung“	
zwischen	dem	BHG	und	den	für	die	Erteilung	von	
Gebarungsermächtigungen	 ieS179	 zuständigen	 Ge-
setzgeber	–	also	ebenfalls	den	Gesetzgeber	nach	Art	
42	Abs	5	B-VG	-	beziehen.	Überschneidungen	wer-
den	eher	selten	der	Fall	sein,	sind	aber	nicht	ausge-
schlossen.	Die	sachlichen	Geltungsbereiche	weisen	
ebenfalls	Gemeinsamkeiten	und	Unterschiede	auf.	

-	 BHG	und	BFRG	haben	jeweils	das	BFG,	insb	dessen	
Erstellung,	als	Regelungsgegenstand.

-	 Die	 Festlegung	 der	 „Gliederung und Bindungswir-
kung“	des	BFRG	durch	das	BHG	muss	innerhalb	des	
vom	B-VG	gezogenen	Rahmens	erfolgen	(Art	51	Abs	
2	B-VG):	

-	 Das	 BFRG	 bezieht	 sich	 nur	 auf	 die	Mittelverwen-
dungsseite;	die	Mittelherkunft	ist	nicht	Gesetzesbe-
standteil.	

-	 Als	hierarchische	Gliederungselemente	 sind	 jeden-
falls	und	nur	Rubriken	und	Untergliederungen	vor-
zusehen;	das	B-VG	ermächtigt	nicht	zur	Festlegung	
darüber	 hinaus	 gehender,	 tieferer	 Gliederungsele-
mente.	

-	 Die	Festlegung	der	Struktur	der	Rubriken	und	Unter-
gliederungen	ist	Sache	des	BHG	(vgl	§§	12a	und	12b	
BHG);	nur	durch	die	Festlegung	eben	dieser	Struk-
tur	kann	das	BHG	die	„Gliederung	und	Bindungs-
wirkung“	des	BFRG	bestimmen180.	Soweit	das	BHG	
keine	Bestimmung	von	Obergrenzen	vornimmt,	 ist	
der	NR	als	Bundesfinanzrahmengesetzgeber	 inner-
halb	des	B-VG	in	seiner	Regelungsbefugnis	frei.181  

-	 Fraglich	ist,	in	wie	weit	der	Bundeshaushaltsgesetz-
geber	ermächtigt	ist,	seine	Regelungskompetenz	an	
einen	Verordnungsgeber	 zu	 delegieren.182	 Verneint	
man	eine	solche	Kompetenz,	dann	könnte	der	perso-
nale	Geltungsbereich	einer	solchen	Verordnung	nur	
die	 Verwaltungsorgane	 bei	 der	 Vorbereitung	 des	
BFRG-Entwurfes	binden,	nicht	aber	den	NR	als	Ge-
setzgeber.	Die	Beurteilung	der	Reichweite	der	Bin-
dungswirkung	ist	Sache	des	NR	als	Gesetzgeber	des	
BFRG	und	der	nachprüfenden	Kontrolle	des	VfGH.	

-	 Das	 BHG	 ist	 Erzeugungsbedingung	 für	 das	 BFRG	
und	 ist	 diesem	 im	 Stufenbau	 nach	der	 rechtlichen	
Bedingtheit	 übergeordnet.	 Auch	 derogatorische	
Wirkungen	zwischen	BHG	und	BFRG	sind	möglich:	
Änderungen	 des	 BHG	 (in	 Bezug	 auf	 „Gliederung	
und	Bindungswirkung“	des	BFRG)	können	die	 In-
validation	eines	bestehenden	BFRG	bewirken;	inso-
weit	ist	das	BHG	dem	BFRG	im	Stufenbau	nach	der	
derogatorischen	Kraft	übergeordnet.

5.2.3.3. BHG – BFG183 

-	 Die	Bestimmungen	des	B-VG	sehen	auch	für	die	Zeit	
von	1.1.2009	–	31.12.2012	für	das	BHG	und	das	BFG	
verschiedene	Regelungsinhalte	-	mit	verschiedenen	
zeitlichen	und	teilweise	deckungsgleichen	persona-
len	Geltungsbereichen	–	vor.	Eine	vollständig	trenn-
scharfe	 sachliche	 Zuordnung	 von	 Regelungsinhal-
ten	zum	BHG	und	BFG	 ist	nicht	möglich;	 insofern	
treffen	die	für	das	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	ange-
stellten	 Überlegungen	 (vgl	 oben	 Pkt	 5.1.3.2.)	 auch	

sich	an	den	NR	(und	im	Vorlauf	an	die	BReg	bei	Beschlussfassung	über	den	BFG	Entwurf	);	Basis	hiefür	ist	der	Art	51	Abs	1	B-VG.	Das	Überschreitungsverbot	in	
Bezug	auf	den	Vollzug	des	BFG	richtet	sich	an	die	im	Rahmen	der	Ausgabengebarung	tätige	Verwaltung,	und	zwar	insoweit,	als	die	dem	BFRG	entsprechenden	
Rubriken-Obergrenzen	auch	solche	des	–	verfassungskonformen	–	BFG	sind;	Grundlage	für	diese	Regelung	ist	Art	51	Abs	6	Z	1	B-VG	(vgl	hiezu	Pkt	5.2.3.4.).
179	Art		51	Abs	6	Z	2	und	Abs	7	B-VG	(vgl	Pkt	3.3.1.7.	,	insb	FN	72).
180	Eine	solche	Regelung	ist	in	den	§§	12ff	BHG	idF	BGBl	I	2008/20	enthalten.
181	 In	den	ErlRV	204	BlgNR	23.	GP	4	(„Unterteilung …in Untergliederungen, die die bisherige Unterteilung in Kapitel ersetzt.“)	und	den	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	6	
(„Unterhalb der Rubriken sind für die jeweiligen Finanzjahre n+4 Obergrenzen vorzusehen, die sich auf Untergliederungen beziehen und jeweils einem haushaltsleitenden Organ 
zuzuordnen sein werden, wobei einem haushaltsleitenden Organ auch mehrere Untergliederungen in einer oder mehreren Rubriken zugeordnet sein können.“)	wird	eine	Un-
tergliederungsstruktur	allgemein	angedeutet;	über	die	voraussichtliche	künftige	konkrete	Struktur	berichten	Steger/Pichler,	Das	neuen	Haushaltsrecht	des	Bundes	
(2008)	114.	Unabhängig	von	diesen	Hinweisen	kann	eine	rechtsgültige	Struktur	der	Untergliederungen	nur	durch	den	NR	als	Bundesfinanzrahmengesetzgeber	
fest	gestellt	werden;	er	ist	hiebei	ausschließlich	an	das	B-VG	und	das	BHG	gebunden,	die	Ausführungen	in	den	Erläuterungen	sind	rechtlich	nicht	bindend.
182	Eine	solche	Delegierung	nimmt	§	12a	Abs	4	BHG	idF	BGBl	I	2008/20	vor.	Hiernach	haben	die „Festlegung der Bereiche, in denen variable Ausgabengrenzen zulässig 
sind, und die Bestimmung der Parameter… mit Verordnung des Bundesministers für Finanzen - bei Festlegung der Parameter im Einvernehmen mit dem zuständigen haushalts-
leitenden Organ - zu erfolgen.“	–	Diese	VO	enthält	somit	Konkretisierungen	und	Aktualisierungen	von	Regelungsinhalten,	welche	gem	dem	B-VG	der	Bundeshaus-
haltsgesetzgeber	fest	zu	legen	hat.	Ebenso	wie	das	BHG	bindet	daher	auch	die	VO	den	NR	als	Bundesfinanzrahmengesetzgeber.	Eine	systematische	Betrachtung	
der	Haushaltsartikel	des	B-VG	zeigt,	dass	Delegationsakte,	auf	Grund	welcher	rechtlich	relevante	Entscheidungen	von	Verwaltungsorganen	die	Ingerenz	des	
Gesetzgebers	hinsichtlich	der	Rechtserzeugung	oder	-vernichtung	berühren,	durchwegs	auf	einer	ausdrücklichen	bundesverfassungsgesetzlichen	Ermächtigung	
beruhen,	nämlich:	
-	 Delegation	der	Ermächtigung	des	BMF	zur	Erteilung	der	Zustimmung	zu	überplanmäßigen	Ausgaben	bzw	Mittelverwendungen	durch	das	BFG	(Art	51b	Abs	
3	B-VG	idF	Art	I	Z	7	B-VGNH;	Art	51c	Abs	2	B-VG	idF	Art	I	Z	11	B-VGNH).

-	 Sub-Delegation	dieser	Ermächtigung	vom	BMF	an	andere	Verwaltungsorgane	(Art	51c	Abs	2	B	VG	idF	Art	I	Z	11	B-VGNH).
-	 Erteilung	der	Ermächtigung	zur	Verfügung	von	Ausgabenbindungen	bzw	Freigabe	des	KAVA	(Art	51a	Abs	2	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100;	Art	51b	Abs	2	idF	Art	
I	Z	10	B-VGNH).

-	 Festlegung	(im	BHG)	der	Voraussetzungen	für	die	Ermächtigung	des	BMF	zur	Erlassung	von	VO	zur	Begründung	von	Vorbelastungen	und	zur	Vornahme	von	
Verfügungen	über	Bundesvermögen	(Art	51	Abs	9	Z	6	und	8	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH).

Eine	solche	Delegationsermächtigung	ist	hinsichtlich	der	Befugnisse	des	Bundeshaushaltsgesetzgebers	gem	Art	51	Abs	7	B-VG	(idF	Art	I	Z	4	B-VGNH;	ebenso	Art	
51	Abs	9	Z	3	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH)	betreffend	„Gliederung und Bindungswirkung des Bundesfinanzrahmengesetzes“	im	B-VG	nicht	enthalten.	Dies	spricht	gegen 
die	Annahme,	dass	der	Bundeshaushaltsgesetzgeber	(in	§	12a	Abs	4	BHG)	seine	ihm	vom	B-VG	übertragene	Ermächtigung,	den	Bundesfinanzrahmengesetzgeber	
zu	binden,	an	den	BMF	als	Verordnungsgeber	delegieren	darf.	Für	die	Annahme	der	Verfassungskonformität	der	Verordnungsermächtigung	gem	§	12a	Abs	4	
BHG	spricht,	dass	die	B-VGNH	und	die	BHG-Novelle	BGBl	I	2008/20	vom	Verfassungsgesetzgeber	unter	einem	beraten	und	beschlossen	wurden	(vgl	zu	dieser	
Argumentation	Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	54	[FN	13]).
183	bzw	die	übrigen	Gebarungsermächtigungen	ieS	(Finanzschulden,	Haftungen,	Verfügungen	über	Bundesvermögen);	vgl	FN	72.
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für	 die	 von	 2009	 bis	 2013	 geltende	Verfassungsbe-
stimmungen	zu.

-	 Das	BHG	und	das	BFG	sind	in	derselben	Rechtssatz-
form,	nämlich	als	BGe	gem	Art	 42	Abs	 5	B-VG	zu	
erlassen.

-	 Im	 Stufenbau	 nach	 der	 rechtlichen	 Bedingtheit	 ist	
das	BHG	dem	BFG	 insoweit	übergeordnet,	 als	der	
Weg	der	Erstellung	des	BFG	–	wenn	auch	nicht	mit	
rechtlicher	 Bindungswirkung	 für	 den	 NR	 –	 vom	
BHG	 vorgezeichnet	 wird.	 Eine	 Stufung	 nach	 der	
derogatorischen	Kraft	besteht	für	keines	der	beiden	
Gesetze:

-	 Die	gesetzliche	Festlegung	von	Ausgabenermächti-
gungen	darf	weiterhin	nur	für	ein	Finanzjahr	erfol-
gen;	 jede	 solche	 in	der	Form	eines	BG	gem	Art	 42	
Abs	5	B-VG	ergehende	Regelung	ist	als	„BFG“	auf-
zufassen.	Es	ist	jedoch	dem	Gesetzgeber	nach	Art	42	
Abs	 5	 B-VG	 nicht	 verwehrt,	 Regelungsinhalte,	 die	
dem	BHG	zugeordnet	sind,	iRd	BFG	als	leges	fugi-
tivae	nur	für	ein	(Finanz)Jahr	in	Geltung	zu	setzen,	
soweit	diese	mit	dem	Einheitlichkeitsgebot	gem	Art	
51	Abs	 7	 B-VG	 im	 Einklang	 stehen.	 Dies	 lässt	 die	
Möglichkeit	 offen,	 dass	 Regelungen	 des	 BFG	 tem-
porär	 allgemeinen	 Regelungen	 des	 BHG	 nach	 der	
lex-posterior-(bzw lex specialis-)Regel	materiell	 dero-
gieren;	das	Einheitlichkeitsgebot	dürfte	dem	jedoch	
äußert	enge	Grenzen	setzen.

-	 Das	B-VG	sieht	in	Bezug	auf	die	übrigen	Gebarungs-
ermächtigungen	ieS184	nach	wie	vor	zwei	Regelungs-
bereiche	vor:	Art	42	Abs	5	B-VG	nennt	diese	Bereiche	
–	wie	seit	der	B-VGNov	1986	–	als	Tatbestände	für	
spezifische	 Regelungen	 (welche	 –	 im	 Unterschied	
zum	 BFG	 -	 von	 Verfassungs	 wegen	 keinen	 befri-
steten	 zeitlichen	 Geltungsbereich	 haben	 müssen).	
Daneben	hat	gem	Art	51	Abs	7	B-VG	das	BHG	„die 
Vorgangsweise bei ……Finanzschulden, … Verfügungen 
über Bundesvermögen und bei Haftungsübernahmen des 
Bundes“	zu	regeln.	Da	ab	2008	auch	das	BHG	in	der	
Rechtssatzform	 eines	 BG	 gem	Art	 42	Abs	 5	 B-VG	
zu	erlassen	 ist,	 ist	die	Aufteilung	des	Rechtsstoffes	
auf	diese	beiden	Bereiche	nur	mehr	eine	Frage	der	
Zweckmäßigkeit.	

	 	 Keine	 dieser	 Regelungen	 ist	 nach	der	 rechtlichen	
Bedingtheit	 oder	 der	 derogatorischen	 Kraft	 über-
geordnet;	 Derogationswirkungen	 kommen	 nur	
nach	der	lex-posterior- (bzw lex specialis-)-Regel	in	Be-
tracht.

5.2.3.4. BFRG – BFG

-	 Gem	Art	51	Abs	1	B-VG	beschließt	„der Nationalrat 
…das Bundesfinanzrahmengesetz sowie innerhalb dessen 
Grenzen das Bundesfinanzgesetz“.

-	 Gem	Art	51	Abs	2	B-VG	hat	das	BFRG	„für das fol-
gende Finanzjahr und die drei nächstfolgenden Finanz-
jahre Obergrenzen der vom Nationalrat im jeweiligen 
Bundesfinanzgesetz zu genehmigenden Mittelverwen-
dung auf der Ebene von Rubriken sowie die Grundzüge 
des Personalplanes zu enthalten; ausgenommen hievon 
sind die Mittelverwendungen für die Rückzahlung von 
Finanzschulden und zur vorübergehenden Kassenstär-
kung eingegangene Geldverbindlichkeiten sowie die 
Mittelverwendungen infolge eines Kapitalaustausches 
bei Währungstauschverträgen. Für weitere Untergliede-
rungen sind Obergrenzen für das folgende Finanzjahr 
und die drei nächstfolgenden Finanzjahre vorzusehen“. 

-	 Die	 Bindungswirkung	 des	 BFRG	 bezieht	 sich	 nur	
auf	 den	 NR	 als	 Bundesfinanzgesetzgeber	 und	 die	
BReg	 bei	 Beschluss	 über	 den	 BFRG-Entwurf.	 Die	
Verwaltung	 kommt	 im	 Übrigen	 als	 Adressat	 der	
Regelungen	des	BFRG	nicht	 in	Betracht;	 sie	 ist	 bei	
der	Haushaltsführung,	insb	der	Ausgabengebarung,	
nur	an	das	BFG	gebunden.185 

-	 Die	 im	 BFG	 vorgesehenen	 Mittelverwendungser-
mächtigungen	 dürfen	 die	 Obergrenzen	 des	 BFRG	
nicht	überschreiten;	dies	bezieht	sich	auf	die	Summe	
der	zu	einer	Rubrik	bzw	zu	einer	Untergliederung	
gehörenden	 Mittelverwendungsermächtigungen	
(Voranschlagsansätze)	 einschließlich	 allfälliger	
Ermächtigungen	 zur	 Überschreitung	 von	 Voran-
schlagsansätzen.	Das	BFG	muss	daher	zwangsläufig	
Gliederungselemente	 aufweisen,	 welche	 den	 Ru-
briken	und	Untergliederung	des	BFRG	entsprechen;	
die	dort	 jeweils	ausgewiesene	Summe	kann	 jedoch	
die	des	BFRG	unterschreiten186. 

-	 Ein	BFG,	welches	die	Obergrenzen	des	BFRG	über-
schreitet,	 ist	 verfassungswidrig	und	kann	gem	Art	
140	 B-VG	 aufgehoben	 werden187.	 Insoweit	 besteht	
eine	Überordnung	des	BFRG	gegenüber	dem	BFG	
im	Stufenbau	nach	der	derogatorischen	Kraft.

Änderung	von	Obergrenzen:
-	 Die	 Obergrenzen	 der	 Rubriken	 des	 BFRG	 können	
grundsätzlich	nur	durch	Änderung	des	BFRG	abge-
ändert	werden;	es	kommen	hiefür	alle	Varianten	der	
Derogation	 in	Betracht.188	 	Ausnahmsweise	können	
bei	Vorliegen	des	„Verteidigungsfalles“	und	bei	„Ge-
fahr im Verzug“	 die	Rubrikenobergrenzen	 auch	auf	

184	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
185	hinsichtlich	der	Wirkungen	des	BFRG	auf	die	Begründung	von	Vorbelastungen	s	Pkt	5.2.3.5.).
186	Vgl	203	BlgNR	23.	GP	8	sowie	§	12b	Abs	2	BHG.
187	So	auch	die	ErlRV	203	BlgNR	23	GP	8;	ein	BFG,	das	einem	bestehenden,	früheren	BFRG	nicht	entspricht,	ist	verfassungswidrig;	ein	späteres	BFRG,	welches	die	
Obergrenzen	unter	dem	Niveau	der	entsprechenden	Ausgabensumme	eines	früheren	BFG	fest	legt,	führt	zur	Invalidation	dieses	früheren	BFG.
188	Vgl	hiezu	Pkt	2.
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Grund	 von	VO	der	 BReg	 iEm	dem	 für	 die	Vorbe-
ratung	 von	 BFG	 betrauten	 Ausschuss	 überschrit-
ten	werden	(Art	51	Abs	6	iVm	Art	51b	Abs	2	und	4	 
B-VG189). 

-	 Die	Obergrenzen	der	Untergliederungen	dürfen	nur	
dann	überschritten	werden,	wenn	das	BHG	hiezu	er-
mächtigt.	Die	Aktualisierung	der	Überschreitungen	
erfolgt	im	Rahmen	des	Vollzuges	des	BFG	(vgl	hiezu	
die	näheren	Ausführungen	zum	Begriff	„Haushalts-
führung“	in	Art	51	Abs	6	B-VG	im	Anhang).

-	 Auch	das	Verhältnis	von	BFRG	und	BFG	wird	we-
sentlich	 davon	 bestimmt,	 dass	 beide	 Gesetze	 in	
Form	von	BGen	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen	
sind.	Eine	 im	späteren	BFG	enthaltene	auf	die	 for-
melle	Änderung	von	Obergrenzen	abzielende	lex fu-
gitiva,	welche	sich	auf	die	BFRG-Kompetenz	stützt,	
bewirkt	 eine	 Derogation	 des	 früheren	 BFRG	 nach	
der	 lex-posterior-Regel,	uzw	für	die	Dauer	des	zeit-
lichen	Geltungsbereiches	des	BFG	(bzw	der	lex fugi-
tiva);	dies	ist	–	wie	jede	andere	formelle	Derogation	
des	BFRG	 -	 zulässig.	Hingegen	 führt	 eine	 bloß	 im	
BFG	zum	Ausdruck	kommende	Überschreitung	der	
Obergrenze	-	dh	die	Summe	der	Gebarungsermäch-
tigungen	 des	 BFG	 ist	 höher	 als	 die	 entsprechende	
Obergrenze	des	BFRG	-	zur	Verfassungswidrigkeit	
und	Vernichtbarkeit	(Art	140	B-VG)	des	BFG.190 

5.2.3.5. BFRG - Vorbelastungen

Gem	Art	51	Abs	6	B-VG	gilt	„für die Haushaltsführung“,	
dass	 die	 Obergrenzen	 des	 BFRG	 nicht	 überschritten	
werden	dürfen.	Die	ErlRV	(203	BlgNR	23.	GP	8)	halten	
hiezu	fest,	dass	zur	Haushaltsführung	auch	„das Einge-
hen von Vorbelastungen“	zählt.
	 Eine	unmittelbare	Bindungswirkung	des	BFRG	in	
Bezug	auf	Vorbelastungen	kommt	dennoch	nicht	in	Be-
tracht,	da	das	BFRG	keine	an	die	Verwaltungsorgane	
gerichteten	Gebarungsermächtigungen,	und	zwar	auch	
nicht	 hinsichtlich	des	 Eingehens	 von	Vorbelastungen	 
(„Verpflichtungsermächtigungen“191),	 enthält.	 Auch	
das	BHG,	das	gem	Art	51	Abs	7	B-VG	dazu	ermächtigt	
wäre192,	stellt	derzeit	(idF	BGBl	I	2008/20)	keinen	aus-
drücklichen	 unmittelbaren	 Zusammenhang	 zwischen	
BFRG	und	Vorbelastungen	her193. 
	 Das	BFRG	kommt	mittelbar	aber	insofern	ins	Spiel,	
als	 der	 BMF	bei	 der	 Prüfung	der	„Bedeckbarkeit“	 von	
Vorbelastungen	 „auf die voraussehbare Entwicklung der 
Bundesfinanzen ... sowie ... auf bereits bestehende Verpflich-

tungen“	Bedacht	zu	nehmen	hat	 (§	45	Abs	1	Z	2	 lit	b	
BHG).	Einer	Beurteilung	der	voraussehbaren	Entwick-
lung	der	Bundesfinanzen	ist	jedenfalls	auch	das	BFRG	
–	als	jenes	Gesetz,	welches	die	Ausgaben	in	künftigen	
Finanzjahren	begrenzt	-	zugrunde	zu	legen.	Wenn	eine	
solche	 Beurteilung	 zum	 Ergebnis	 führt,	 dass	 durch	
die	Begründung	der	beabsichtigten	Vorbelastung	eine	
Obergrenze	 des	 BFRG	 voraussichtlich	 überschritten	
würde,	dann	muss	der	BMF	 seine	Zustimmung	zum	
Eingehen	der	Vorbelastung	verweigern.	Dies	wäre	nur	
dann	der	Fall,	wenn	für	ein	dem	BFRG	unterfallendes	
Finanzjahr	 bereits	 Verpflichtungen	 bestünden,	 wel-
che	 in	Summe	die	betreffende	Obergrenze	des	BFRG	
bereits	 soweit	 ausschöpfen,	 so	 dass	 eine	 weitere	 für	
dieses	 Finanzjahr	 in	Aussicht	 genommene	 Verpflich-
tung	(Vorbelastung)	im	Rahmen	der	Obergrenze	nicht	
mehr	vollständig	Platz	findet.	Die	„Bedeckbarkeit“	der	
geplanten	Vorbelastung	wäre	 dann	 nämlich	 insoweit	
nicht	 gegeben,	 als	 für	 das	 betreffende	 Finanzjahr	 ein	
BFG,	welches	zur	Leistung	der	der	Vorbelastung	ent-
sprechenden	 Ausgaben	 ermächtigt,	 verfassungskon-
form	nicht	erlassen	werden	könnte.
	 Im	 Fall	 der	 Vorbereitung	 eines	 BG,	mit	 dem	 die	
spezifische	Ermächtigung	zur	Begründung	einer	Vor-
belastung	iS	§	45	Abs	4	BHG	erteilt	werden	soll,	muss	
der	BMF	im	Gesetzgebungsverfahren	auf	die	allenfalls	
(im	vorerwähnten	Sinne)	bestehende	zwingende	Kon-
sequenz	 der	 Überschreitung	 einer	 BFRG-Obergrenze	
hinweisen.	Ein	dennoch	erlassenes	BG,	mit	dem	zum	
Eingehen	 der	 –	 zum	 Überschreiten	 der	 Obergrenze	
führenden	-	Vorbelastung	ermächtigt	wird194,	wäre	we-
gen	Verstoßes	gegen	Art	51	Abs	6	B-VG	verfassungs-
widrig:	Interpretiert	man	Art	51	Abs	6	B-VG	im	Sinne	
der	zit	ErlRV,	wonach	die	„Haushaltsführung“	auch	das	
„Eingehen von Vorbelastungen“	 umfasst,	 so	 würde	 ein	
solches	BG	die	Verwaltung	zu	einem	verfassungswid-
rigen	Handeln	ermächtigen.	Hiefür	kann	eine	Zustän-
digkeit	 des	 Bundesgesetzgebers	 zwangsläufig	 nicht	
bestehen.	In	diesem	Sinne	hätte	das	BFRG	auch	eine	in-
direkte	Bindungswirkung	gegenüber	Ermächtigungs-
gesetzen	iS	des	§	45	Abs	4	BHG.		–	In	der	Praxis	wird	
gegebenenfalls	eine	formelle	Änderung	des	BFRG	und	
eine	 bundesgesetzliche	 Vorbelastungsermächtigung	
zu	kombinieren	sein.

189	idF	Art	I	Z	4	und	9	B-VGNH	sowie	–	hinsichtlich	Art	51b	Abs	2	–	idF	BVG	BGBl	I	2003/100.
190	So	im	Ergebnis	wohl	auch	Steger/Pichler,	Das	neuen	Haushaltrecht	des	Bundes	(2008)	32.
191	Vgl	hiezu	oben	Pkt	3.3.1.2.	insb	FN	65.
192	Gem	Art	51	Abs	7	B-VG	hat	das	BHG	insb	„die ... Bindungswirkung des Bundesfinanzrahmengesetzes“	zu	regeln.
193	Nur	§	12b	Abs	1	BHG		geht	auf	die	Frage	des	Haushaltsvollzuges	ein;	er	lautet: „Die im Bundesfinanzrahmengesetz für vier Finanzjahre festgelegten Obergrenzen 
auf Rubrikenebene dürfen weder bei der Erstellung noch beim Vollzug des jeweiligen Bundesfinanzgesetzes überschritten werden, ausgenommen bei Gefahr im Verzug und im 
Verteidigungsfall (Art. 51b Abs. 2 und 4 B-VG).“	Damit	sind	gem	dem	BHG	Vorbelastungen	vom	BFRG	nicht	direkt	erfasst.
194	Dieses	BG	ist	nach	dem	Verfahren	gem	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG,	also	unter	Mitwirkung	des	BR,	zu	erlassen	(vgl	Pkt	5.2.3.1.)
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5.2.3.6. Genehmigung von Budgetüberschreitungen  
  durch den BMF

Die	entsprechende	Regelung195	enthält	gegenüber	der	
bis	 Ende	 2008	 geltenden	 Rechtslage	 ein	 zusätzliches	
Element:	
Zustimmungen	zu	Ausgabenüberschreitungen	dürfen	
nur	erteilt	werden,	wenn
-	 die	Obergrenzen	des	BFRG	eingehalten	werden	und 
wenn;	

-	 ein	„unvorhergesehenes Erfordernis“	vorliegt.

Diese	 Bedingungen	 schränken	 die	 Möglichkeit	 zur	
Leistung	 von	 überplanmäßigen	 Ausgaben	 ein;	 dies	
gilt	auch	im	Hinblick	auf	Ausgaben	für	die	Erfüllung	
fälliger	rechtlicher	Verpflichtungen.	In	diesem	Zusam-
menhang	 ist	 insb	die	Beurteilung	des	Vorliegens	der	
Bedingung	des	„unvorhergesehenen Erfordernisses“	pro-
blematisch:	 Eine	 „auf Grund einer bereits im Zeitpunkt 
des In-Kraft-Tretens des Bundesfinanzgesetzes bestehen-
de … Verpflichtung“	 kann	nicht	 ein	„unvorhergesehenes 
Erfordernis“	sein.	Das	B-VG	erteilt	somit	dem	BMF	für	
den	 Fall	 der	 nicht	 ausreichenden	Mitteldotierung	 im	
BFG	 einerseits	 –	 auch	und	 insb	 zum	Zwecke	der	Er-
füllung	bestehender	rechtlicher	Verpflichtungen	-	eine	
Ermächtigung	zur	Ausgaben-(bzw	Mittelverwendungs	
)überschreitung;	 andererseits	 wird	 die	 Inanspruch-
nahme	 ebendieser	 Ermächtigung	 genau	 für	 den	 Fall	
bestehender	 rechtlicher	Verpflichtungen	 (arg:	„unvor-
hergesehenes“)	 wieder	 eingeschränkt	 bzw	 gar	 zurück	
genommen.	Es	liegt	jedenfalls	beim	BMF,	zu	entschei-
den	und	nachzuweisen196,	ob	die	Bedingung	vorliegt.	
Liegen	 die	 Bedingungen	 nicht	 vor,	 so	 sind	 trotzdem	
erteilte	 Zustimmungen	 des	 BMF	 absolut	 nichtig.	Die	
rechtliche	Existenz	der	Zustimmungen	des	BMF	haben	
jene	Organe	 der	Haushaltsführung	 zu	 beurteilen,	 an	
welche	die	Zustimmung	gerichtet	ist.
Diese	Problematik	besteht	auch	in	dem	Falle,	dass	das	
BFG	 den	 BMF	 zu	Überschreitungen	 ermächtigt;	 dies	
wird	 jedoch	 in	 Bezug	 auf	 bestehende	 rechtliche	Ver-
pflichtungen	 nur	 selten	 der	 Fall	 sein,	 da	 die	 verfas-
sungsunmittelbare	Ermächtigung	hiefür	ausreicht.

5.2.3.7. Automatisches Budgetprovisorium

Die	Bestimmungen	über	das	Nothaushaltsrecht	sehen	
–	 im	Gegensatz	 zu	der	bis	Ende	2008	geltenden	Ver-
fassungslage	–	nicht	mehr	vor,	dass	die	provisorische	
Grundlage	 für	 die	 Haushaltsführung,	 also	 das	 letz-
te	 beschlossene	 BFG,	 hinsichtlich	 der	Ausgaben	 und	
Einnahmen	an	die	durch	materielle	Gesetze	bewirkte	
Änderungen	anzupassen	ist.	Neue	materiell-gesetzlich	

vorgesehene	 finanzielle	 Rechtsansprüche	 gegenüber	
dem	Bund,	welche	während	des	zeitlichen	Geltungsbe-
reiches	des	automatischen	Budgetprovisoriums	in	Gel-
tung	treten,	könnten	sohin	während	dieses	Zeitraumes	
nicht	liquidiert	werden.	Da	die	B-VGNH	allgemein	auf	
eine	Erhöhung	der	Haushaltsdisziplin	abzielt,	liegt	die	
an	 dieser	 Zwecksetzung	 orientierte	 Annahme	 nahe,	
dass	damit	ein	weiterer	Anreiz	für	das	für	die	Gesetz-
gebung	verantwortliche	politische	System	zur	raschen	
Beendigung	eines	automatischen	Budgetprovisoriums	
gesetzt	werden	sollte.	Es	besteht	keine	Lücke,	welche	
mit	 Hilfe	 der	 Krücke	 der	Analogie	 im	 Sinne	 der	 bis	
2008	geltenden	Verfassungslage	(Art	51	Abs	5	B-VG	idF	
BGBl	I	2003/100)	geschlossen	werden	müsste.
	 Es	 ist	 jedoch	 nicht	 davon	 auszugehen,	 dass	 das	
B-VG	 damit	 Rechtsansprüche,	 die	 der	 Provisorial-
grundlage	dem	Grund	und	der	Höhe	nach	nicht	ent-
sprechen,	vernichtet	werden	sollten.	Diese	Ansprüche	
bleiben	unberührt	(vgl	oben	Pkt	3.3.2.).	Um	fällige	Ver-
pflichtungen	 auf	 Grund	 neuer	 materiell-gesetzlicher	
Bestimmungen	 zu	 erfüllen,	 können	 vielmehr	 auch	
während	 des	 automatischen	 Budgetprovisoriums	 die	
Überschreitungsregeln	gem	Art	51b	Abs	3	B-VG	ange-
wendet	werden,	uzw	sowohl	die	im	BFG	vorgesehenen	
(arg	 „nach	 den	 Bestimmungen	 des	 zuletzt	 beschlos-
senen	 Bundesfinanzgesetzes“	 –	Art	 51b	Abs	 4	 B-VG)	
als	auch	–	auf	Basis	eines	Größenschlusses	–	die	verfas-
sungsunmittelbaren.	
	 Der	 Entfall	 der	 Zwölftelregelung	 stellt	 a	 priori	 
sicher,	 dass	 die	 in	 der	 Provisorialgrundlage	 enthal-
tenen	Jahresbeträge	sofort	ab	Beginn	des	Provisoriums	
vollständig	zur	Verfügung	stehen	–	und	insoweit	auch	
für	die	Bedeckung	von	fälligen	Verpflichtungen.

5.3. Phase 2 der Haushalts-  
 (verfassungs)rechtsreform 2008 
 (Rechtslage gem der B-VGNH  
 ab 1. 1. 2013)197 

5.3.1. Rechtsinhalte

Die	 B-VGNH	 sieht	weiterhin	 vier	Hauptbereiche	 der	
Regulierung	des	Haushaltswesens	vor	(allgemeine	Re-
gelung/BHG;	BFRG;	BFG;	BG	betreffend	Finanzschul-
den/Haftungen/Verfügungen	über	Bundesvermögen).	
Die	Rechtsinhalte	werden	um	im	BHG	sowie	im	BFRG	
und	BFG	gänzlich	neue	Elemente	erweitert:

195	Vgl	Art	51b	Abs	3	B-VG	idF	Art	I	Z	7	B-VGNH.
196	Dies	insb	anlässlich	der	Befassung	des	RH	im	Rahmen	der	begleitenden	Kontrolle	gem	§	1	Abs	2	RHG.
197	also	idF	des	Art	I	Z	5,	10,	11	und	12		B-VGNH.
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5.3.1.1. „Haushaltsgrundsätze“ des Bundes

Die	mit	der	B-VGNH	in	Art	13	Abs	2	und	3	B-VG	mit	
Wirkung	ab	1.1.	2009	eingeführten,	ergänzten	und	mo-
difizierten	 Staatsziele	 gelten	 weiterhin,	 uzw	 für	 alle	
Gebietskörperschaften	und	Staatsfunktionen	(mit	Aus-
nahme	der	Gerichtsbarkeit).198 
 Vier weitere Grundsätze	 für	 die	 Haushaltsfüh-
rung199 – „Wirkungsorientierung insbesondere auch unter 
Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männer“, „Transparenz“, „Effizienz“	und	
„möglichst getreue Darstellung der finanziellen Lage des 
Bundes“	–	werden	mit	Art	51	Abs	8	B-VG	mit	Wirkung	
ab	 1.1.	 2013	 zusätzlich	 fest	 gelegt;	dies	 jedoch	nur	 in	
Bezug	auf	die	Haushaltsführung	des	Bundes:
-	 Wirkungsorientierung
	 Der	Grundsatz	der	Wirkungsorientierung	zielt	 auf	
eine	„Output/outcome-Orientierung	der	Haushalts-
führung“	 –	 also	 der	 Einbeziehung	 der	 Wirkungs-	
und	 Leistungsaspekte	 des	 Ressourcen	 verbrau-
chenden	Verwaltungshandelns			ab200;	idZ	wird	die	
„Haushaltsführung“	 einschließlich	 der	 Gestaltung	
des	BFG	verstanden.	Damit	ist	es	zulässig,	im	BFG	
für	 die	 Verwaltung	 verbindliche	 Wirkungs-	 und	
Leistungsziele	vorzusehen,	um	damit	eine	finale	in-

haltliche	Determinierung	des	Verwaltungshandelns	
zu	 bewirken.	Gem	den	Materialien	 umfasst	 dieser	
Grundsatz	 auch	 den	 klassischen	 Haushaltsgrund-
satz	der	„Zweckmäßigkeit“.	–	Der	Grundsatz	der	Wir-
kungsorientierung	 ermächtigt	 somit	den	Bundesfi-
nanzgesetzgeber,	 die	 sachliche	 Bindungswirkung	
nicht	nur	durch	eine	Bezeichnung	des	Voranschlags-
ansatzes	 (allgemeiner:	 der	 Mittelverwendungser-
mächtigung)	zu	bestimmen,	sondern	dieses	-	weiter-
hin	unverzichtbare	 –	Element	der	BFG-Gliederung	
um	weitere	normative	Elemente,	die	den	Mittelver-
wendungszweck	näher	umschreiben,	zu	ergänzen.

-	 Transparenz201 
	 Dieser	Grundsatz	zielt	darauf	ab,	dass	die	Budget-
dokumente	–	einschließlich	der	Gesetzesbeschlüsse	
des	NR	–	und	das	Budgetverfahren	verständlich	und	
nachvollziehbar	sind.	Die	„Transparenz“	schließt	gem	
den	Materialien	 die	 klassischen	 Budgetgrundsätze	
der	„Einheit“, „Vollständigkeit“, „Bruttobudgetierung“ 
und „Budgetkontinuität“ ein.   

-	 Effizienz202 
	 Mit	 diesem	 Grundsatz	 werden	 iW	 die	 bekannten	
Grundsätze203	der	„Wirtschaftlichkeit“	und	der	„Spar-
samkeit“	in	neuer	Terminologie	weiter	geführt.	

198	s	hiezu	die	Ausführungen	zur	1.	Phase	unter	Pkt	5.2.1.1.
199	Dies	umfasst	auch	die	Beschlussfassung	des	BFG	durch	den	NR;	vgl	hiezu	die	Ausführungen	zu	Art	51	Abs	8	B	VG	im	Anhang.
200	Der	Grundsatz der Wirkungsorientierung „bedeutet, dass bei Budgeterstellung und Haushaltsführung eine Orientierung an den mit den eingesetzten Mitteln erreichten 
Wirkungen erfolgt. Im Zentrum steht daher die Frage, welche Ziele sich die Politik setzt und inwieweit diese tatsächlich umgesetzt werden. Von der Wirkungsorientierung ist 
auch der traditionelle Budgetgrundsatz der Zweckmäßigkeit umfasst, der sich mit dem der Effektivität deckt, wie er im Weißbuch der Kommission der Europäischen Gemein-
schaften über „Europäisches Regieren“ formuliert ist. Die Umsetzung erfolgt dadurch, dass die bereitgestellten Mittel mit konkreten Wirkungs- und Leistungszielen verknüpft 
werden, was einen fundamentalen Wandel zur bisher vorherrschenden Inputorientierung darstellt. Im Zusammenhang mit der Wirkungsorientierung ist auch eine angemessene 
Evaluierung der Ziele vorzunehmen, wobei die mit der Evaluierung entstehenden Kosten in einem vertretbaren Verhältnis zum Nutzen der Evaluierungen stehen sollen. Im 
Rahmen der Wirkungsorientierung ist insbesondere die tatsächliche Gleichstellung von Frauen und Männern zu berücksichtigen.“	(ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	8);	s	idZ	auch	
die	Ausführungen	zum	Grundsatz	der	Effizienz.	Zu	diesen	Beschreibungen	und	Erläuterungen	des	Grundsatzes	der	Wirkungsorientierung	kritisch	Klug,	Ist	die	
Bundeshaushaltsreform	der	„größte	Wurf	seit	1945“?,	ÖHW	2008,	118	f.	
201	Der	Grundsatz der Transparenz „verlangt, dass die maßgeblichen budgetären Umstände nachvollziehbar dargestellt sind (Budgetklarheit). In diesem Grundsatz sind 
auch Einheit und Vollständigkeit enthalten, wonach in einem Voranschlag alle Budgetmittel des jeweiligen Finanzjahres aufzunehmen sind. Dabei wird die Bruttobudgetierung 
anzuwenden sein. Weiters ist auf eine Vergleichbarkeit der Gebarung (Budgetkontinuität) Bedacht zu nehmen. Darüber hinaus bezieht sich der Grundsatz der Transparenz auf 
die Erkennbarkeit der haushaltspolitischen Ziele, die zeitnahe Veröffentlichung von Informationen bezüglich Budgeterstellung und -vollzug, das Berichtswesen (sowohl verwal-
tungsintern als auch gegenüber dem Nationalrat und der Öffentlichkeit) und die unabhängige Erstellung des Bundesrechnungsabschlusses, welche gemäß Art. 121 Abs. 2 B-VG 
durch den Rechnungshof erfolgt.
Ein wesentlicher Aspekt des Grundsatzes der Transparenz ist eine klare Rollenverteilung, wer wofür verantwortlich ist. Es geht mithin um den Grundsatz der Verantwortlichkeit, 
wie er im Weißbuch über „Europäisches Regieren“ angeführt ist. Transparenz erleichtert auch den ebenfalls im Weißbuch angeführten Grundsatz der Partizipation. Ein weiterer 
im Weißbuch angeführter Grundsatz, nämlich die Offenheit, steht ebenfalls im Konnex mit der Transparenz: Offenheit etwa in Form einer verständlichen Sprache trägt zur 
Transparenz bei.“	(ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	8).	Als	Auslegungsbehelf	für	die	Ermittlung	des	Begriffsinhaltes	ist	somit	insb	das	genannte	Kommissionsdokument	
(KOM[2001]	428	endgültig	vom	25.7.2001)	heran	zu	ziehen.
202	Der	zentrale	Grundsatz der Effizienz (Wirtschaftlichkeit) „bezieht sich auf unterschiedliche Ebenen von Verwaltungshandeln, die Zielebene, die Maßnahmenebene und 
die Wirtschaftlichkeitsebene. Er ermöglicht damit auch die Einordnung der Begriffe der Sparsamkeit und Zweckmäßigkeit.
Der Grundsatz der Effizienz kennt auf der Maßnahmenebene zwei Ausprägungen, das Minimal- und das Maximalprinzip:
Nach dem Minimalprinzip ist ein gegebenes Ziel (eine bestimmte staatliche Leistung) mit einem möglichst geringen Mitteleinsatz zu erreichen.
Nach dem Maximalprinzip ist mit vorgegebenen Mitteln ein maximales Ergebnis zu erzielen.
Das Minimalprinzip kann auf die Mengenwirtschaftlichkeit bzw. die Kostenwirtschaftlichkeit abstellen. Das Kriterium der Kostenwirtschaftlichkeit bewertet auf der Wirtschaft-
lichkeitsebene den Einsatz der Produktionsfaktoren monetär und stellt darauf ab, ob die Kostenminimierung bei der Erreichung eines bestimmten Produktionsziels erreicht wird. 
Dieses Prinzip der Kostenwirtschaftlichkeit ist deckungsgleich mit dem Grundsatz der Sparsamkeit.
Eine Konkretisierung des Wirtschaftlichkeitsbegriffs ist aber nicht nur im Hinblick auf die eingesetzten Mittel, sondern auch unter Bedachtnahme auf die Reichweite der Betrach-
tung möglich. Dabei kann zwischen der einzelwirtschaftlichen (betriebswirtschaftlichen) Betrachtungsweise und der volkswirtschaftlichen Sicht unterschieden werden. Für die 
öffentliche Verwaltung ist neben der dargestellten betriebswirtschaftlichen Betrachtungsweise auch die volkswirtschaftliche Wirtschaftlichkeit als Gradmesser für die allgemeine 
Bedarfsdeckung von Interesse. Sie bezieht sich auf das Verhältnis zwischen eingesetzten Mitteln und dem Ergebnis unter Berücksichtigung bestimmter sozialer Nutzen und 
Kosten.
Der Grundsatz der Zweckmäßigkeit (Effektivität) bezieht sich auf die Zielebene und gibt Auskunft darüber, inwieweit bestimmte Ziele und Wirkungen tatsächlich erreicht wor-
den sind (siehe dazu den Grundsatz der Wirkungsorientierung). Zwischen der Wirtschaftlichkeit und der Effektivität können Zielkonflikte auftreten, anzustreben ist daher ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen beiden Grundsätzen.
Der Grundsatz der Effizienz richtet sich auch auf die Prozesse der Budgeterstellung, des Budgetvollzuges sowie der Gebarungskontrolle: diese sind so zu gestalten, dass sie dem 
Grundsatz selbst Rechnung tragen.“	(ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	9).
203	Vgl	Art	51a	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100	sowie	die	Prüfziele	des	RH	gem	dem	VI.	Hpst	des	B-VG,	insb	Art	126b	Abs	5	B-VG	(idF	BGBl	I	2008/2).
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-	 Möglichst	getreue Darstellung	 der	finanziellen	Lage	
des	Bundes204 

	 Dieser	Grundsatz	bezieht	sich	gleichfalls	auf	die	Er-
stellung	der	Budgetdokumente;	hier	allerdings	ein-
schließlich	der	Rechnungslegung	und	der	Erstellung	
einschlägiger	Berichte.

Wie	bereits	erwähnt,	besteht	kein	Zweifel,	dass	diese	
bundesverfassungsgesetzlichen	 Grundsätze	 für	 bei-
de	 beteiligten	 Staatsfunktionen	 (Gesetzgebung	 und	
Vollziehung	 des	 Bundes)	 gelten	 (vgl	 hiezu	 auch	 die	
Ausführungen	zu	Art	51	Abs	8	B-VG	im	Anhang).	Die	
Gesetzgebung	 ist	 insoweit	 gebunden,	 als	 sie	 sich	auf	
Gegenstände	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	bezieht.	Nur	diese	
können	der	„Haushaltsführung des Bundes“	(Art	51	Abs	8	 
B-VG)	zugeordnet	werden;	zudem	verpflichtet	Art	51	
Abs	9	B-VG	den	NR	auch	als	Bundeshaushaltsgesetz-
geber	„entsprechend den Bestimmungen des Abs. 8“	vor-
zugehen,	uzw	auch	in	Bezug	auf	die	normativen	Vor-
gaben	für	den	Bundesfinanz(rahmen)gesetzgeber	gem	
Art	51	Abs	9	Z	3	–	5	B-VG.	
	 Hingegen	 ist	 auf	Grund	 dieser	 neu	 und	 deutlich	
formulierten	 verfassungsgesetzlichen	 Rahmenset-
zungen	 eine	 Bindung	 der	 materiellen	 Gesetzgebung	
durch	die	Haushaltsgrundsätze	ausgeschlossen.	–	Dies	
gilt	 jedenfalls	 in	 Bezug	 auf	 die	 Haushaltsartikel	 des	 
B-VG.	
	 Die	 von	 einem	 Teil	 der	 Lehre	 und	 der	 Rsp	 des	 
VfGH205	vertretene	Auffassung,	wonach	die	–	als	Ziele	
der	Verwaltung	geltenden	–	Prüfziele	des	RH	auch	den	
Gesetzgeber	binden,	begegnet	Skepsis206;	dieses	Skep-
sis	wird	hier	durchaus	geteilt.

5.3.1.2. ad BHG:

Gem	Art	51	Abs	9	B-VG	zählen	-	neben	den	bisherigen	
Inhalten207	 -	 folgende	Angelegenheiten	 zu	 den	 Rege-
lungsgegenständen208	des	BHG	(neue	Elemente	unter-
strichen):	
- „1. die Maßnahmen für eine wirkungsorientierte Verwal-

tung insbesondere auch unter Berücksichtigung des Ziels 
der tatsächlichen Gleichstellung von Frauen und Män-
nern;

- 2. die Maßnahmen zur Sicherstellung der Transparenz 

 einschließlich der Pflicht zur Erstattung von Berichten an 
den mit der Vorberatung von Bundesfinanzgesetzen be-
trauten Ausschuss des Nationalrates;

- 3. Erstellung, Gliederung und Bindungswirkung des 
Bundesfinanzrahmengesetzes;

- 4. die Gliederung des Bundesvoranschlages;
- 5. die Bindungswirkung des Bundesfinanzgesetzes insbe-

sondere in zeitlicher und betraglicher Hinsicht;
- 6. die Begründung von Vorbelastungen einschließlich der 

Voraussetzungen, bei deren Vorliegen Vorbelastungen 
einer Verordnung des Bundesministers für Finanzen im 
Einvernehmen mit dem mit der Vorberatung von Bun-
desfinanzgesetzen betrauten Ausschuss des Nationalrates 
oder einer gesetzlichen Ermächtigung bedürfen;

- 7. die Bildung von positiven und negativen Haushalts-
rücklagen;

- 8. Verfügungen über Bundesvermögen einschließlich der 
Voraussetzungen, bei deren Vorliegen Verfügungen über 
Bundesvermögen einer Verordnung des Bundesministers 
für Finanzen im Einvernehmen mit dem mit der Vorbe-
ratung von Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuss 
des Nationalrates oder einer gesetzlichen Ermächtigung 
bedürfen;

- 9. die Übernahme von Haftungen durch den Bund;
- 10. die Eingehung und Umwandlung von Verbindlich-

keiten aus Geldmittelbeschaffungen, die nicht innerhalb 
desselben Finanzjahres getilgt werden, oder aus langfri-
stigen Finanzierungen (Finanzschulden);

- 11. Anreiz- und Sanktionsmechanismen;
- 12. das Controlling;
- 13. die Mitwirkung des Rechnungshofes an der Ordnung 

des Rechnungswesens.“

Hervor	zu	heben	 ist,	dass	–	 in	gleicher	Weise	wie	 im	
Rahmen	der	1.	Phase	beim	BFRG	–	das	BHG	nunmehr	
auch	mit	Bezug	auf	das	BFG	bindende	Vorgaben	für	den	
NR	festlegen	kann.	Die	Elemente	„Anreiz- und Sankti-
onsmechanismen“	sowie	„Controlling“	haben	ihr	Vorbild	
in	 geltenden	 Bestimmungen	 des	 BHG	 (Controlling:	 
§	 15a	 und	 15b;	Anreiz-	 und	 Sanktionsmechanismen:	 
§	17a	und	17b	iVm	AB	1489	BlgNR	20.	GP	3).	All	dies	ist	
auch	von	Relevanz	für	die	am	Beginn	des	Determinie-
rungsprogammes	stehende	Bezugnahme	auf	die	Bud-
getgrundsätze	der	„Wirkungsorientierung“ und „Trans-

204	Der	Grundsatz der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage „betrifft die Anforderungen an die Beschaffenheit des Budget-, Verrechnungs- und Be-
richtssystems im weitesten Sinn. Darin enthalten ist auch die Budgetwahrheit, wonach Budgetmittel möglichst genau zu veranschlagen sind. Der Begriff der „finanziellen Lage“ 
bezieht sich nicht zwingend nur auf die Finanzlage (zB Einnahmen/Ausgaben) des Bundes, sondern kann auch – je nach konkreter Ausgestaltung des Haushaltsrechts – andere 
Erfordernisse adressieren (zB Vermögenslage, ungewisse Verbindlichkeiten). Es wird davon ausgegangen, dass aus verwaltungsökonomischen Gründen bei der Umstellung auf 
das neue Rechnungswesen eine Eröffnungsbilanz nicht zwingend notwendig ist.
Dieser Budgetgrundsatz bezieht sich nicht nur auf den Budgetvollzug und die Gebarungskontrolle, sondern auch auf die Budgeterstellung: im Bundeshaushaltsgesetz wären 
näher zu definierende Ausprägungen der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen Lage des Bundes zu normieren.“	(ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	9).
205	s	die	Nachweise	bei	Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	71.
206	So	etwa	Wiederin,	Öffentliche	und	private	Umweltverantwortung	–	Verfassungsrechtliche	Vorgaben,	in:	Schriftenreihe	des	Österreichischen	Wasser-	und	Abfall-
wirtschaftsverandes	(ÖWAV);	Heft	141,	Staat	und	Privat	im	Umweltrecht	(2000)	84,	oder	Zellenberg,	Wirtschaftlichkeit	versus	Rechtsstaat	–	ein	Gegensatz	in	der	
öffentlichen	Verwaltung?,	in:	Österreichiche	Verwaltungswissenschaftliche	Gesellschaft	(Hrsg),	Verwaltung	im	Umbruch	(2007)	310	ff,	der	insb	auf	die	Höherran-
gigkeit	des	Rechtsstaats-	gegenüber	dem	Effizienzprinzip	hinweist.
207	gem	der	bis	31.12.2012	geltenden	Verfassungslage.
208	Das	BHG	ist	ab	1.1.2013	nicht	mehr	darauf	beschränkt,	„die Vorgangsweise“	hinsichtlich	bestimmter	haushaltsrelevanter	Tatsbestände	zu	regeln;	die	Regelungs-
kompetenz	ist	umfassend.
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parenz“,	für	welche	das	BHG	geeignete	Maßnahmen	der	
Haushaltsführung	-	inkl	der	Bundesfinanz(rahmen)ge-
setzgebung	–	fest	zu	legen	hat.

5.3.1.3. ad BFRG:

Gegenüber	der	ab	1.1.	2009	geltenden	Rechtslage	 tre-
ten	keine	wesentlichen	Änderungen	ein.	Auch	Art	51	 
Abs	9	B-VG	ermächtigt	nunmehr	den	NR	als	Bundes-
haushaltsgesetzgeber	 ausdrücklich	 „die Erstellung, 
Gliederung und Bindungswirkung“	des	BFRG	zu	regeln.	
Der	 neu	 hinzu	 gekommene	 Tatbestand	 wiederholt	
die	 Einleitungsworte	 zum	 Abs	 7	 und	 bekräftigt	 die	
schon	zuvor	gegebene	Verfassungslage,	wonach	auch	
der	NR	 bei	 der	 Beschlussfassung	 über	 das	 BFRG	 an	 
diese	Regelungen	des	BHG	gebunden	ist.

5.3.1.4. ad BFG:

•	 Die	Bestimmung	der	Gegenstände der Veranschla-
gung	 wird	 allgemeiner	 gefasst:	 Das	 BFG	 (BFRG)	
muss	 sich	nicht	 zwingend	 auf	Ausgaben	und	Ein-
nahmen	 beziehen	 (cash	 budgeting),	 sondern	 kann	
auch	 andere	 Gegenstände	 der	 Veranschlagung	
(„Mittelverwendung“	und	–aufbringung)	enthalten	
(zB	accrual	budgeting;	vgl	Pkt	3.3.1.1.).	–	Im	Hinblick	
auf	die	Spezialbestimmung	für	Vorbelastungen	gem	
Art	51	Abs	9	Z	6	B-VG	ist	allerdings	davon	auszuge-
hen,	dass	„Verpflichtungsermächtigungen“	(vgl	Pkt	
3.3.1.2.)	 von	 Verfassungs	 wegen	 weiterhin	 keinen	
Gegenstand	der	Veranschlagung	im	BFG	bilden.

•	 Das	BFG	ist	ab	1.1.2013	nicht	nur	an	die	Vorgaben	
des	B-VG	gebunden:	Nunmehr	ist	der	NR	als	Bun-
deshaushaltsgesetzgeber	ermächtigt,	die	„Gliederung 
des Bundesvoranschlages“	und	die	„Bindungswirkung 
des Bundesfinanzgesetzes insbesondere in zeitlicher und 
betraglicher Hinsicht“	zu	regeln.	Dem	B-VG	liegt	hier	
klar	 die	Absicht	 zugrunde,	 dass	 die	Vorgaben	des	
BHG	 für	 normative	 Elemente	 bzw	 die	 Gestaltung	
von	Bindungswirkungen	des	BFG	den	NR	als	Bun-
desfinanzgesetzgeber	 (und	 die	 BReg,	 welche	 den	
BFG-Entwurf	erstellt)	binden.	Dies	betrifft	auch	die	
Elemente	der	Wirkungsorientierung.	

•	 Der	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	wird	darüber	
hinaus	 zur	 Erteilung	 von	 –	 gegenüber	 der	 vorher	
gehenden	Verfassungslage	neuen	und	weiter	gehen-
den	–	Überschreitungsermächtigungen	ermächtigt.	
-	 Der	BMF	kann	nicht	nur	–	wie		bisher	–	zur	Er-
teilung	 der	 Zustimmung	 zu	 überplanmäßigen	
Mittelverwendungen	durch	das	BFG	ermächtigt	

werden;	 der	 BMF	 ist	 darüber	 hinaus	 von	 Ver- 
fassungs	 wegen	 ermächtigt,	 diese	 ihm	 vom	
BFG	 erteilte	 Ermächtigung	 seinerseits	 an	 einen	
Dienststellenleiter	 zu	 delegieren	 („Subdelega-
tion“;	Art	51c	Abs	2	B-VG).	Dieser	Delegationsakt	
ist	an	das	Einvernehmen	des	zuständigen	haus-
haltsleitenden	 Organes	 und	 die	 Voraussetzung	
der	„Erforderlichkeit“	hinsichtlich	der	„Umsetzung 
einer wirkungsorientierten Verwaltung“	gebunden.	
Der	mit	Art	20	B-VG	(idF	BGBl	I	2008/2)	etablierte	
Weisungs-	 und	 Delegationszusammenhang	 in	
der	 Verwaltung	 wird	 daher	 spezifisch	 für	 das	
Haushaltswesen	des	Bundes	ergänzt.	

		 	 Der	 Begriff	„Dienststellenleiter“	wird	 neu	 ein-
geführt	und	der	aus	dem	(bisher	einfachgesetz-
lichen)	BHG	bekannte	Begriff	des	„haushaltsleiten-
den Organes“	zum	Verfassungsbegriff209	erhoben;	
beide	 Begriffe	 werden	 auf	 Verfassungsebene	
nicht	weiter	definiert.	Als	Anhaltspunkt	für	das	
Verständnis	 der	 Begriffe	 „haushaltsleitendes Or-
gan“ und „Dienststellenleiter“	 können	 §	 5	Abs	 1	
und	3	BHG	idF	BGBl	I	2008/20	sowie	die	einschlä-
gigen	Dienstrechtsvorschriften	des	Bundes	(insb	
§§	45	 iVm	278	BDG	1979)	dienen.	Die	konkrete	
Festlegung	der	Begriffsinhalte	ist	Sache	des	BHG,	
welches	gem	Art	51	Abs	9	B	VG	ausdrücklich	zur	
Erlassung	 der	 näheren	 Bestimmungen	 für	 die	
Haushaltsführung	ermächtigt	ist.

-	 Das	 BFG	 kann	 weiters	 den	 BMF	 ermächtigen,	
„einen bestimmten Anteil der im Bundesfinanzgesetz 
vorgesehenen Mittelverwendung [zu] binden“	 (Art	
51b	Abs	2	B-VG;	„Ausgabenbindung“).	Die	bisher	
bloß	verfassungsunmittelbare	und	an	das	Einver-
nehmen	mit	der	BReg	gebundene	Ausgabenbin-
dungsermächtigung210	wurde	somit	erweitert.

5.3.1.5. ad Vorbelastungen, Finanzschulden,  
  Haftungen und Verfügungen über Bundes- 
  vermögen

Die	 Vornahme	 dieser	 Akte	 der	 Haushaltsführung	
wurde	bisher	vom	BHG211	allgemein	–	hinsichtlich	der	
„Vorgangsweise“	 der	 Verwaltung	 -	 geregelt	 und	 (im	
Falle	der	Vorbelastungen	bei	Vorliegen	besonderer	Vo-
raussetzungen)	 zusätzlich	 an	 gesonderte	 gesetzliche	
Ermächtigungen	 gebunden212.	 Diese	 Regelungstech-
nik	wird	vom	B-VG	nunmehr	ausdrücklich	als	zuläs-
sig	erklärt	(Art	51	Abs	9	Z	6	und	8	B	VG)	und	darüber	
hinaus	 erweitert:	 Das	 BHG	 kann	 die	 Vornahme	 von	
Vorbelastungen	und	Verfügungen	über	Bundesvermö-

209	Damit	werden	diese	beiden	Elemente	-	neben	dem	BMF	–	von	Verfassungs	wegen	als	Pflichtbestandteile	der	Organisation	der	Haushaltsführung	statuiert.
210	Art	51a	Abs	2	Z	2	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100;	im	Ergebnis	wird	damit	die	gelegentliche	Staatspraxis	sanktioniert	(vgl	FN	146).	
211	einschließlich	der	„Arbeitsteilung“	zwischen	BHG	und	den	konkreten	Gesetzen	betr	Eingehen	von	Finanzschulden,	Haftungen	sowie	Verfügungen	über	Bun-
desvermögen.
212	Betreffend	Vorbelastungen	s	§	45	Abs	4	und	5	BHG,	dieser	verweist	auf	den	einfachen	Bundesgesetzgeber;	betreffend	Verfügungen	über	Bundesvermögen	§	61	
Abs	1	Z	2	(und	analog	dazu	§	63	Abs	2	Z	3	sowie	BHG	§	64	Abs	2	Z	3)	BHG,	welcher	auf	das	BFG	bzw	ein	Gesetz	iS	des	Art	42	Abs	5	B-VG	(idF	BGBl	I	2003/100)	
verweist	(vgl	Pkt	3.3.1.2.,	5.1.3.1.2.	und	5.2.3.5.).
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gen	durch	die	Verwaltung	auch	an	eine	Ermächtigung	
binden,	welche	durch	eine	VO	des	BMF	iEm	dem	Bud-
getausschuss	des	NR	erteilt	wird.
Darüber	 hinaus	 ist	 gem	Art	 51	Abs	 9	 Z	 6	 B-VG	 das	
BHG	 nicht	 mehr	 darauf	 beschränkt,	 die	 „Vorgangs-
weise“	-		der	Verwaltung			betreffend	Vorbelastungen213 
zu	regeln;	das	BHG	hat	nach	dem	neuen	Wortlaut	des	
B-VG	 vielmehr	 „die Begründung von Vorbelastungen“ 
–	also	direkt	und	umfassender		  „zu regeln“.	–	Gleich-
wohl	handelt	bezieht	sich	das	BHG	auch	in	diesem	Fal-
le	immer	noch	auf	Verwaltungsakte:	Die	ummittelbare	
Begründung	von	Vorbelastungen	durch	ein	BG	(ohne	
Dazwischentreten	 eines	 Verwaltungsaktes)	 ist	 eine	
sondergesetzliche	Regelung,	welche	mit	 dem	 für	das	
BHG	geltenden	Grundsatz	der	Einheitlichkeit	 (Art	51	
Abs	9	B-VG)	nicht	vereinbar	wäre.

5.3.1.6. ad Budgetüberschreitungen

Das	bestehende	 Instrumentarium	 (s	 oben	Pkt	 5.2.1.5)		
wird	grundsätzlich	beibehalten;	die	Budgetüberschrei-
tungen	beziehen	sich	allerdings	nunmehr	auf	die	allge-
meinere	Nomenklatur	 („Mittelverwendung“).	Es	beste-
hen	hiernach	folgende	Möglichkeiten:	
-	 Ermächtigung	 zu	 überplanmäßigen	 Mittelverwen-
dungsüberschreitungen	 unmittelbar	 auf	 Grund	
der	Verfassung	sowie	auf	Grund	des	BFG	(Art	51c	
B-VG);	 letztere	inkl	der	erwähnten	Subdelegations-
ermächtigung;	

-	 Ermächtigung	 zu	 außer	 und	 –überplanmäßigen	
Mittelverwendungsüberschreitungen	bei	Gefahr	im	
Verzug	 sowie	 im	 Verteidigungsfall;	 bei	 Letzterem	
inkl	Finanzschuldenaufnahme	(Art	51	Abs	7	Z	1	und	
2	B-VG).

-	 Bei	 Inanspruchnahme	 der	 Ermächtigungen	 müs-
sen	die	Obergrenzen	des	BFRG	 (für	Rubriken	und	
Untergliederungen;	Ausnahmen	gem	Art	 51	Abs	6	 
Z	 1	 B-VG)	 eingehalten	 werden;	 hinsichtlich	 der	
Obergrenzen	 der	 Untergliederungen	 kann	 das	
BHG	 eine	 Überschreitung	 erlauben	 (Art	 51	Abs	 6	 
Z	2	B-VG);	diese	wird	dzt	durch	§	41	Abs	6	Z	5	BHG	
erteilt214 .

5.3.1.7. ad Budgetprovisorium

Die	 seit	 1.1.	 2009	 geltenden	 Bestimmungen	 (Art	 51a	
[neu]	B-VG)	gelten	weiter	(s	oben	Pkt	5.2.1.6.).

5.3.1.8. ad Berichtspflichten

Gem	Art	51d	Abs	2	B-VG	sind	dem	mit	der	Vorberatung

von	BFGen	betrauten	Ausschuss	des	NR	Berichte	„nach 
Maßgabe besonderer bundesgesetzlicher Vorschriften zu 
übermitteln“.	 Solche	 Berichtspflichten	 können	 je	 nach	
Anlassfall	 durch	BFG	 (oder	 sonst	 einem	haushaltsre-
levanten	Gesetz	nach	Art	42	Abs	5	B-VG)	vorgesehen	
werden;	auch	eine	Regelung	durch	materielles	Gesetz	
–	sofern	sich	dieses	auf	für	die	Haushaltsführung	rele-
vante	Angelegenheiten	(etwa	die	Gewährung	von	För-
derungen)	bezieht			scheint	nicht	ausgeschlossen.	Diese	
Gesetze	können	jedenfalls	auch	andere	Verwaltungsor-
gane	als	den	BMF	zur	Vorlage	von	Berichten	verpflich-
ten;	 die	 in	 der	 Vorgängerbestimmung215	 enthaltene	
Hervorhebung	des	BMF	ist	weg	gefallen.	–	Eine	solche	
Berichtspflicht	 anderer	 oberster	 Organe	 könnte	 etwa	
iZm	 der	 Wirkungsorientierung	 des	 Budgets	 zweck-
mäßig	sein.
	 Berichtspflichten	 sind	 auch	 Gegenstand	 der	 am	
Transparenzgrundsatz	orientierten	Regelung	des	BHG	
gem	Art	51	Abs	9	Z	2	B-VG.

5.3.2. Rechtssatzformen

Für	die	Normerzeugung	sind	weiterhin	nur	mehr	drei	
Rechtssatzformen	vorgesehen:

5.3.2.1. Rechtsetzung durch Gesetzgebung 

1.	Die	 Erlassung	 von	 Gesetzen	 (BHG;	 BFG;	 BFRG;	 
Finanzschulden	 etc.)	 obliegt	 ausschließlich	 der	 
Bundesgesetzgebung	nach	Art	42	Abs	5	B-VG.	Das	
B-VG	lässt	hiebei	zwei	Stufungen	erkennen:	
~	Das	vom	Nationalrat	zu	erlassende	BHG	hat	die	
Gestaltung	 des	 BFRG	und	 des	 BFG	 –	 in	 beiden	
Fällen	 	 	 auch	mit	Bindungswirkung	 für	den	NR	
als	Gesetzgebungsorgan	–		zu	regeln216	;	

~	Das	BFRG	hat	verbindliche	Vorgaben	für	die	Ge-
staltung	des	BFG	(ebenfalls	mit	Bindungswirkung	
für	den	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber)	zu	ent-
halten.217 

Der	einfachen	Bundesgesetzgebung	gem	Art	42	Abs	1	
bis	4	B-VG	ist	weiterhin	kein	spezifisch	haushaltsrele-
vanter	 Regelungsbereich	mehr	 zugewiesen.	 Sie	 kann	
und	hat	 jedoch	gem	Art	 18	die	 allgemeine	 rechtliche	
Grundlage	für	das	Verwaltungshandeln	in	materieller	
Hinsicht	–	also	die	„Verwaltungsvorschriften“	-	bereit	
zu	stellen	und	ist	insoweit	auch	Grundlage	für	das	Res-
sourcen	verbrauchende	Verwaltungshandeln.	
Im	Hinblick	auf	die	 zuvor	 erwähnte	Möglichkeit	 der	
bundesfinanzgesetzlichen	 Vorgaben	 für	 eine	 „wir-

213	Ebenso	hinsichtlich	Eingehen	von	Finanzschulden,	Übernahme	von	Haftungen	und	Verfügungen	über	Bundesvermögen.
214	Vgl	ErlRV	204	BlgNR	23.	GP	9.
215	Art	51c	Abs	2	B-VG	idF	BGBl	I	2003/100.
216	Art	51	Abs	9	Z	3,	4	und	5	B-VG.
217	Art	51	Abs	1	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH.
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kungsorientierte Verwaltung“	 –	 also	 ua	 von	Wirkungs-	
und	Leistungszielen	-	stehen	somit	ab	1.1.	2013	für	die	
materielle	 Determinierung	 des	 Verwaltungshandelns	
grundsätzlich	zwei	Gesetzgebungsverfahren	 zur	Ver-
fügung:	 Jenes	 gem	Art	 42	Abs	 5	 B-VG,	 soweit	 es	 für	
eine	„wirkungsorientierte	Verwaltung“	iZm	dem	BFG	
erforderlich	ist,	und	jenes	gem	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	
im	Allgemeinen	 (zum	Verhältnis	dieser	beiden	Rege-
lungsbereiche	su	Pkt	5.3.3.2.).

5.3.2.2. Rechtsetzung durch die Verwaltung:

Die	weiteren	Rechtsetzungsakte	entsprechen	iW	jenen	
der	Verfassungsrechtlage	vor	2013:
2.	 (verfassungsunmittelbare)	 Verordnungen	 betref-
fend	 außer-	 und	 überplanmäßige	 Mittelverwen-
dungen218	 sowie	 (neu)	 Verordnungen	 betreffend	
Vorbelastungen	 und	 Verfügungen	 über	 Bundes- 
vermögen219.

3.	Entscheidungen	(„Verfügungen“)	des	BMF:	
~	Zustimmung	 zu	 überplanmäßigen	 Ausgaben	
(diese	 Ermächtigung	wird	 teilweise	 unmittelbar	
durch	das	B-VG	erteilt	 und	 teilweise	 vom	B-VG	
an	die	Bundesfinanzgesetzgebung	delegiert)220  

~	Delegation	 solcher	 Überschreitungsermächti-
gungen	an	Dienststellenleiter221 

~	Verfügung	von	Mittelverwendungsbindungen222. 

Das	 B-VG	 nimmt	 alle	 diese	 Regelungen	 in	 Grund- 
zügen	wiederum	selbst	vor	und	delegiert	die	Erlassung	
der	näheren	generellen	Regelungen	an	die	unterverfas-
sungsgesetzliche	Ebene.	

5.3.3. Diskussion wichtiger Einzelfragen 

5.3.3.1. Materielles Recht vs allgemeines Haushalts 
  recht und Gebarungsermächtigungen ieS223 

Das	Verhältnis	von	materiellem	Recht	und	Haushalts-
recht	erfährt	auf	Grund	des	bereits	erwähnten	Art	51	
Abs	9	Z	6	B-VG	in	Bezug	auf	Vorbelastungen	eine	neue	
Akzentuierung:	Das	BHG	ist	hiernach	nicht	mehr	da-
rauf	beschränkt,	die	„Vorgangsweise“	-		der	Verwaltung	-			 
betreffend	Vorbelastungen224	 zu	 regeln;	 das	 BHG	hat	

nach	dem	neuen	Wortlaut	des	B-VG	vielmehr	„die Be-
gründung von Vorbelastungen“	–	also	direkt	und	umfas-
sender	-	„zu regeln“.	Dies	 legt	den	Schluss	nahe,	dass	
auch	 spezifische	 gesetzliche	 Ermächtigungen	 (iS	 des	
Art	51	Abs	9	Z	6	B-VG	bzw	§	45	Abs	4	BHG)	zur	Be-
gründung	 von	 Vorbelastungen	 nach	 dem	 Verfahren	
gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen	sind	(vgl	aber	noch-
mals	das	in	Pkt	5.3.1.5.	erwähnte	Spannungsverhältnis	
zu	dem	für	die	Gestaltung	des	BHG	geltenden	Grund-
satz	der	Einheitlichkeit.225)  
	 Damit	erhebt	sich	die	Frage,	ob	die	materielle	Bun-
desgesetzgebung,	welche	idR	nach	dem	Verfahren	gem	
Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	vorzugehen	hat,	nunmehr	von	
der	 Erteilung	 von	 Ermächtigungen	 für	 sachlich	 oder	
finanziell	bedeutsame	Vorbelastungen	ausgeschlossen	
ist;	 ob	also	 in	Bezug	auf	Vorbelastungen	ein	Kompe-
tenzwechsel	 stattgefunden	hat.	 Einer	 solchen	Annah-
me	könnte	entgegen	gehalten	werden,	dass	die	in	Pkt	
5.1.3.1.2.	 und	 5.2.3.1.	 angestellten	 Erwägungen	 nach	
wie	zutreffen:	Die	Regelung	eines	von	der	Verwaltung	
durchzuführenden	konkreten	Projektes	ist	Angelegen-
heit	der	materiellen	Gesetzgebung.	
	 Als	Lösungsansatz	bietet	sich	ein	„sowohl-als-auch“	
an:	Bundesgesetzliche	Ermächtigungen	zum	Eingehen	
sachlich	 oder	 finanziell	 bedeutsamer	 Vorbelastungen	
sind	nach	dem	Verfahren	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	er-
lassen;	erforderlichenfalls	können	sie	in	eine	materielle	
bundesgesetzliche	Regelung,	welche	die	übrigen,	nicht	
finanziellen	Aspekte	des	Projektes	umfasst,	eingebettet	
sein.	 Im	 Gesetzgebungsverfahren	 wird	 –	 wie	 bisher	
auch	 schon	 im	 Falle	 von	 bundesfinanzgesetzlichen	 
leges fugitivae	–	auf	die	Trennung	der	Legislativverfah-
ren	 Bedacht	 zu	 nehmen	 und	 der	 BR	 hinsichtlich	des	
Vorbelastungsteils	 von	 Mitwirkung	 auszuschließen	
sein.226 
	 Misslingt	die	richtige	Wahl	des	Gesetzgebungsver-
fahrens,	 so	 beruht	die	mit	 der	Vorbelastungsermäch-
tigung	 einem	Verwaltungsorgan	 erteilte	 Vertretungs-
befugnis,	 im	 Namen	 und	 für	 Rechnung	 des	 Bundes	
Verpflichtungen	 gegenüber	 Dritten	 einzugehen,	 auf	
einem	 verfassungswidrigen	 und	 daher	 anfechtbaren	
Gesetz.	Dessen	Aufhebung	könnte	 auch	den	Bestand	
des	darauf	beruhenden,	einen	Rechtsanspruch	gegenü-
ber	dem	Bund	begründenden	Rechtstitels	(insb	Rechts-
geschäft)	gefährden	oder	beeinträchtigen.

218	Art	51	Abs	7	Z	1	und	2	B-VG.
219	Art	51	Abs	9	Z	6	und	8	B-VG.
220	Art	51c	Abs	2	B-VG.
221	Art	51c	Abs	2	letzter	Satz	B-VG.
222	Art	51b	Abs	2	B-VG.
223	Vgl	Pkt	3.3.1.7.	(FN	72).
224	Ebenso	hinsichtlich	Eingehen	von	Finanzschulden,	Übernahme	von	Haftungen	und	Verfügungen	über	Bundesvermögen.
225	Art	51	Abs	9	Z	6	B-VG	und	die	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	10,	sprechen	zwar	nur	unspezifisch	von	einer	„gesetzlichen Ermächtigung“.	Zu	beachten	ist	aber,	dass	
seit	2008	das	-	vormals	nach	dem	Verfahren	gem	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	zu	erlassende	-	BHG	(sowie	dass	neue	eingeführte	BFRG),	und	damit	alle	haushaltsre-
levanten	BG,		nach	den	Verfahren	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen	sind.	Dies	scheint	aber	darauf	hin	zu	deuten,	dass	der	Bundesverfassungsgesetzgeber	eine	
Systementscheidung	zu	Gunsten	des	zuletzt	genannten	Gesetzgebungsverfahrens	getroffen	hat	und	das	Verfahren	gem	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	von	der	Regelung	
bundeshaushaltsrechtlicher	Angelegenheiten	ausschließt.
226 Vgl Schick,	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	in:	Korinek/Holoubek	(Hrsg)	Bundesverfassungsrecht	(1999)	Rz	33.
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	 Hinsichtlich	 der	 gesetzlichen	 Zweckbindungen 
tritt	 ebenfalls	 eine	 Neuerung	 ein:	 Gem	 Art	 51	 Abs	
9	 B-VG	 kann	 das	 BHG	 eine	 –	 auch	 für	 den	 NR	 als	
Bundesfinanzgesetzgeber	 verbindliche	 –	 Regelung	
der	 „Gliederung	 des	 Bundesvoranschlages“	 und	 der	
„Bindungswirkung	 des	 Bundesfinanzgesetzes“	 tref-
fen.	–	IdZ	könnte	das	BHG	daher	auch	mit	normativer	
Wirkung	für	den	NR	vorsehen,	dass	das	BFG	einfach-
gesetzlichen	Zweckbindungsverfügungen	entsprechen	
muss.227	Derzeit	ist	dies	nicht	der	Fall.

5.3.3.2. Die „Wirkungsorientierung“

5.3.3.2.1. Materielle Determinierung der Verwaltung  
  durch das BFG
Aus	den	 oben	 (Pkt	 5.3.1.)	 dargelegten,	 neuen	 verfas-
sungsgesetzlichen	 Bestimmungen	 lassen	 sich,	 insb	
im	 Lichte	 der	Materialien,	 folgende	 Urteile	 über	 die	
Rechtslage	ableiten:
-	 Die	 Bundesfinanzgesetzgebung	 ist	 ermächtigt,	 im	
Rahmen	 der	 Wirkungsorientierung,	 bzw	 der	 wir-
kungsorientierten	Gestaltung	des	BFG,	den	Bundes-
organen	 Vorgaben	 für	 die	Art	 der	 Wahrnehmung	
ihrer	 Aufgaben	 im	 Rahmen	 der	 Vollziehung	 zu	
machen,	 soferne	 sie	 hiefür	Mittel	 verwendet	 (bzw	
Mittelverwendungsermächtigungen	 in	 Anspruch	
nimmt).

-	 Inhalt,	Art	und	Bindungswirkung	dieser	Vorgaben	
sind	durch	das	BHG	zu	regeln.	Primär	kommen	hie-
für	Wirkungs-	und	Leistungs-Ziele	 in	Betracht;	all-
gemein	scheint	jede	das	Verhalten	der	Verwaltungs-
organe	leitende	Äußerung	des	NR	zulässig.	

-		 Das	B-VG	erlaubt	zweifellos,	dass	die	im	BFG	enthal-
tenen	 Angaben	 zur	 Wirkungsorientierung	 gesetz-
liche	Bindungswirkung	gegenüber	der	Verwaltung	
haben.228/229	Das	B-VG	sieht	dies	 jedoch	nicht	zwin-
gend	vor;	 ein	BFG	mit	 Elementen	der	Wirkungso-
rientierung	 ohne	 gesetzliche	 Bindungswirkung	 ist	
zulässig.

-	 Diese	Ermächtigung	umfasst	alle	Tätigkeitsbereiche	
der	Verwaltung;	 die	Unterscheidung	 von	Hoheits-	
und	Privatwirtschaftsverwaltung	spielt	keine	Rolle.	

-	 Soferne	die	im	BFG	enthaltenen	Angaben	zur	„Wir-
kungsorientierung“	 gesetzliche	 Bindungswirkung	
haben,	 werden	 diese	 zu	 Verwaltungsrechtsvor-
schriften	besonderer	Art;	als	solche	stehen	sie	neben 
jenen	Regelungen,	die	–	in	Form	einfacher	materiel-
ler	BG	 -	 in	herkömmlicher	Weise	das	Handeln	der	
Organe	 der	 Bundesverwaltung	 determinieren.	 Ge-
gebenenfalls	wird	hiedurch	die	–	durch	die	doppelte	
rechtliche	 Bedingtheit	 der	 Finanzverwaltungsakte	
bereits	gegebene	–	„Verdichtung“	der	Bindung	der	
Verwaltung230	nochmals	verstärkt.	

Ist	der	Bundesfinanzgesetzgeber	bei	der	Erlassung	sei-
ner	 im	 Rahmen	 der	Wirkungsorientierung	 (genauer:	
der	wirkungsorientierten	Budgetierung)	erteilten	ma-
teriellen	Anordnungen	an	die	Verwaltung	an	die	durch	
einfache	BG	gem	Art	 42	Abs	 1	 bis	 4	 B-VG	 erzeugten	
Verwaltungsvorschriften	 gebunden?	Als	Antwort	 auf	
diese	 Kernfrage	 wird	 –	 mit	 der	 gebotenen	 Vorsicht	
als	Arbeitshypothese	–	vorgeschlagen:	Argumente	für	 
einen	 Nachrang	 der	 im	 BFG	 gegebenenfalls	 enthal-
tenen	Elemente	der	Wirkungsorientierung	gegenüber	
den	 materiell-rechtlichen	 Verwaltungsvorschriften	
sind	weder	aus	den	neuen	Verfassungsbestimmungen	
(in	 der	 B-VGNH)	 noch	 aus	 anderen	 Verfassungsbe-
stimmungen	oder	aus	deren	Zusammenhang	zu	abzu-
leiten.	–	Die	bloße	Tatsache,	dass	das	BFG	in	eine	–	ge-
genüber	den	einfachen	BG	gem	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG			
„einfacher“	 zu	 erzeugende	 Rechtssatzform	 gekleidet	
ist,	ist	für	die	Begründung	der	Annahme	der	Nachran-
gigkeit	 der	 Elemente	 der	 Wirkungsorientierung	 des	
BFG	jedenfalls	nicht	ausreichend.231 
Das	 B-VG	 eröffnet	 damit	 der	 Gesetzgebung	 die	An-
wendung	neuer	Regelungstechniken;	diese	können	–	je	
nach	Ausgestaltung	und	Handhabung	–	Probleme	mit	
sich	bringen.	Hiezu	einige	kurze	Überlegungen:

227	Diesfalls	würde	sich	wieder	die	in	Pkt	5.1.3.1.3.	aufgeworfene	Frage	stellen,	ob	eine	Vielzahl	von	gesetzlichen	Zweckbindungsverfügungen,	welche	in	ihrer	Ge-
samtheit	die	Ausgabenstruktur	des	BFG	bereits	überwiegend	oder	gar	vollständig	–	iZm	der	Anordnung	des	BHG	-	vorher	bestimmen,	mit	den	haushaltsverfas-
sungsrechtlichen	Regelungen	im	Einklang	stünde.	–	Eine	legislatorische	Lösungsmöglichkeit	bestünde	etwa	darin,	dass	das	BHG	den	Ausweis	zweckgebundener	
Mittelverwendungen	mit	BFG	mit	einem	Prozentsatz	der	Gesamtmittelsumme	beschränkt.	Es	läge	sodann	am	Bundesfinanzgesetzgeber,	im	Rahmen	einer	solchen	
betragsmäßigen	Beschränkung	einzelnen	gesetzlichen	Zweckbindungsverfügungen	zum	Durchbruch	zu	verhelfen	oder	diese	zu	übergehen.	
228	Das	BFG	zählt	damit	auch	zu	den	vom	B-VG	vorgesehenen	Instrumenten	der	Steuerung	der	Vollziehung	im	Bereich	der	Hoheitsverwaltung:	Gesetz,	Verord-
nung	sowie	die	Weisung	demokratisch	legitimierter	oberster	Organe	der	Staatsverwaltung	(vgl	VfSlg	17172:	„Der Inhalt verschiedener Vorgaben mag zwar durchaus 
unter Verwendung von im Wirtschaftsleben etablierten  Techniken erarbeitet werden, die verbindliche Anordnung selbst muss jedoch in der Form eines bundesverfassungsge-
setzlich vorgesehenen Gestaltungsmittels getroffen werden.“)	–	Auch	im	Rahmen	der	Wirkungsorientierung	reichen	bloße	„Zielvereinbarungen“	zur	Determinierung	
und	Steuerung	nicht	aus.
229	Damit	geht	die	B-VGNH	einen	entscheidenden	Schritt	weiter	als	die	als	Vorbild	dienende	Flexibilisierungsklausel:	Auch	diese	in	den	§§	17a	und	17b	BHG	
verankterte	Bestimmung	(vgl	Pkt	1)	sieht	eine	Verknüpfung	von	Mittelverwendungen	mit	einer	Art	von	Performance-Budgeting	vor:	§	17a	Abs	9	BHG	ermächtigt	
das	zuständige	haushaltsleitende	Organ	iEm	dem	BMF	zur	Erlassung	einer	VO,	mit	welcher	ein	mehrjähriges	Projektprogramm	fest	gelegt	wird.	„Dieses Projekt-
programm hat insbesondere einen nach Finanzjahren gegliederten qualitativen und quantiativen Leistungskatalog und eine Darstellung der im Projektzeitraum voraussichtlich 
erforderlichen Einnahmen und Ausgaben sowie Planstellen zu beinhalten“. 
Der	Unterschied	der	Flexibilisierungsklausel	zur	Wirkungsorientierung	der	Haushaltsführung	gem	der	B-VGNH	besteht	iW	darin,	dass	die	Verfassungsbestim-
mungen	der	§§	17a	und	17b	BHG	gemäß	ihrem	Wortlaut	ausschließlich	auf	die	Statuierung	von	Ausnahmen	zum	Budgetrecht	abzielen	(vgl	AB	1489	BlgNR	20.	
GP	2f	sowie	AB	1129	BlgNR	21.	GP	2).	In	Bezug	auf	die	Normierung	der	im	Projektzeitraum	zu	erfüllenden	Aufgaben	(also	den	„qualitativen	und	quantitativen	
Leistungskatalog“),	kann	die	Beschreibung	der	Leistungen	nur	auf	der	Grundlage	der	geltenden	Verwaltungsvorschriften	erfolgen;	insoweit	hat	die	vom	HO	iEm	
dem	BMF	zu	erlassenden	VO	keinen	gesetzesändernden,	-ergänzenden	oder	–vertretenden	Charakter	(§17a	Abs	9	BHG	steht	im	Range	eines	einfachen	BG).	
230 Merkl,	Allgemeines	Verwaltungsrecht	(1927/1969)	240.
231	vgl	nochmals	Thienel,	Gibt	es	einen	Stufenbau	der	Bundesgesetze	nach	ihrer	Erzeugungsform?,	ÖJZ	1983,	477	(482).
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5.3.3.2.2. Exkurs I: Normative Wirkungsorientierung  
  – der „bundesfinanzgesetzliche Ziel- 
  und Leistungsauftrag“?
-	 Wenn	 das	 BFG	 normative	 Vorgaben	 für	 das	 Res-
sourcen	 verbrauchende	 Verwaltungshandeln	 ent-
hält,	 entsteht	 zwangsläufig	 die	 Notwendigkeit,	
diese	 Vorgaben	 mit	 den	 materiell-rechtlichen	 Ver-
waltungsvorschriften	abzustimmen.	Geht	man	hier	
nicht	 sorgfältig	vor,	kann	es	–	unter	der	zuvor	ge-
troffenen	 Annahme	 -	 zu	 Derogationswirkungen	
kommen.	Diese	können	im	Hinblick	auf	die	Periodi-
zität	der	Gebarungsermächtigungen	betreffend	Mit-
telverwendungen	(insb	 iRd	BFG)	zu	oszillierenden	
oder	–	mehr	noch	–	chaotischen	Rechtslagen	führen;	
uzw	unabhängig	davon,	 ob	die	Mittelverwendung	
durch	die	Verwaltungsorgane	iRd	Privat-	oder	Ho-
heitsverwaltung	erfolgt.	Auf	diese	möglichen	Rechts-
wirkungen	wurde	bereits	iZm	den	Haushaltsrechts-
reformen	 in	 Deutschland	 unter	 dem	 Schlagwort	
„haushaltsgesetzlicher	Leistungsauftrag“		(insb	iZm	
§	6a	HGrG)	hingewiesen232. 

-	 Normative	Vorgaben	im	BFG	können	auf	die	Rechts-
positionen	der	Rechtsunterworfenen	Einfluss	haben:	
So	kann	etwa	eine	generelle	Zielsetzung	der	Verkür-
zung	 der	 Dauer	 von	 hoheitlichen	 Entscheidungs-
verfahren,	zB	der	Asylgerichtsbarkeit,	–	iZm	gleich	
bleibenden	 Ressourcen	 –	 dazu	 führen,	 dass	 die	
Qualität	der	Produktion	der	Entscheidungen	sinkt.	
-	Mehr	 noch:	 Es	 erscheint	 durchaus	 denkbar,	 dass	
eine	bundesfinanzgesetzliche	Vorgabe	von	qualita-
tiven	Zielsetzungen	 für	 spezifische	Bereiche	direkt	
die	bestehenden,	materiellgesetzlichen	Determinie-
rungsgrundlagen	 für	 verwaltungsbehördliche	 Ent-
scheidungen	im	Wege	materieller	Derogation	modi-
fiziert.	–	Es	sei	nochmals	erinnert:	Die	Vorgabe	von	
Zielen,	 unbestimmten	 Begriffen	 uä	 ist	 ein	 im	Ver-
waltungsrecht	gängiges	 Instrument	zur	rechtlichen	
Steuerung	(auch)	der	(Hoheits	)Verwaltung.	Soferne	
die	 Verwaltung	 Bundesmittel	 einsetzt,	 könnte	 das	
BFG	diese	Rechtsgrundlagen	ergänzen	oder	modifi-
zieren.233  

	 	 Für	 alle	 Rechtssuchenden	 und	 alle	 rechtsanwen-
denden	Organe	würde	die	Ermittlung	der	relevanten	
Rechtsgrundlage	 noch	 komplizierter	 als	 dies	 jetzt	
schon	der	Fall	ist.	Die	Haushaltsverfassungsreform	
könnte	 also	 für	 weitere	 Probleme	mit	 der	 Rechts-
staatlichkeit	der	Verwaltung	sorgen.

-	 Derogationen	 der	 einfachgesetzlichen,	 materiell-
rechtlichen	 Verwaltungsvorschriften	 könnten	 da-
durch	vermieden	werden,	dass	das	BHG	den	Vorrang	

der	materiell-gesetzlichen	 Verwaltungsvorschriften	
anordnet;	dies	wäre	in	zweifacher	Weise	möglich:	
a)		Zum	einen	könnte	die	Verwaltung,	insb	die	BReg,	
verpflichtet	werden,	in	den	BFG-Entwurf	nur	sol-
che	 Elemente	 der	 Wirkungsorientierung	 auf	 zu	
nehmen,	die	im	Einklang	mit	den	materiellen	Ver-
waltungsvorschriften	stehen;

b)	zum	anderen	könnte	das	BHG	die	Bindungswir-
kung	des	BFG	dahin	beschränken,	dass	 im	Falle	
eines	 Widerspruches	 zwischen	 Elementen	 der	
Wirkungsorientierung	 und	 materiellen	 Verwal-
tungsvorschriften,	diesen	der	Vorrang	vor	 jenen	
zukommt.	 In	 diesem	 Sinne	 könnte	 insb	 die	 Si-
cherungsklausel	des	§	37	Abs	2	BHG	in	ergänzter	
Form	 aufrechterhalten	 werden;	 etwa:	 „Mit	 dem	
BFG	werden	Rechtsansprüche	weder	begründet,	
noch	modifiziert	noch	aufgehoben.“	-	Damit	wäre	
zumindest	 garantiert,	 dass	 materiell-rechtlichen	
Regelungen,	welche	Rechtsansprüche	der	Rechts-
unterworfenen	gestalten,	durch	das	BFG	keines-
falls	derogiert	wird.	

Derogationswirkungen	können	freilich	auch	in	diesem	
Falle	nicht	ausgeschlossen	werden:	Materiell-rechtliche	
Verwaltungsvorschriften	würden	nämlich	im	Falle	des	
Widerspruches	den	die	Elemente	der	Wirkungsorien-
tierung	enthaltenden	Bestimmungen	des	BFG	derogie-
ren.	Damit	 hätte	 auch	die	Anwendung	 einer	 solchen	
Regelungstechnik	zur	Folge,	dass	–	 im	Falle	der	Ver-
wendung	öffentlicher	Mittel	–	die	Ermittlung	der	gel-
tenden	Rechtslage	für	die	Verwaltungsorgane	kompli-
zierter	wird.

5.3.3.2.3. Exkurs II: Wirkungsorientierung im Wege  
  von Berichtspflichten?
Im	 Folgenden	 einige	 vorläufige	 Überlegungen,	 wie	 
diese	 möglichen	 Rechtswirkungen	 zumindest	 ent-
schärft	werden	könnten:
-	 Die	zuvor	dargestellte	Art	der	Umsetzung	der	Haus-
haltsverfassung	 ist	nicht	zwingend	vom	B-VG	vor-
gesehen.	Die	Gestaltung	der	Bindungswirkung	des	
BFG	durch	das	BHG	bietet	die	Möglichkeit,	 in	das	
BFG	 (weitere)	 nicht	 normative	 Bestandteile	 aufzu-
nehmen.	

-	 Das	BFG	enthält	seit	jeher	Elemente,	welchen	keine	
normative	 Kraft	 zukommt,	 nämlich	 die	 Angaben	
über	 Einnahmen.	 Während	 die	 ausgabenseitigen	
Voranschlagsansätze	 betragliche,	 sachliche	 Bin-
dungswirkungen	 gegenüber	 der	 Verwaltung	 ent-
falten,	 ist	 dies	 hinsichtlich	 der	 einnahmenseitigen	

232	vgl	hiezu	etwa	kritisch	Kube,		Neue	Steuerung	im	Haushaltsrecht	–	Ein	Kompetenzgefüge	außer	Balance?,	DÖV	(2000)	810,	sowie	Kube,	Zu	Rechtssstaatlichkeit,	 
Demokratie	 und	 der	Autonomie	 rechtlicher	 Rationalität	 –	 Im	 Spiegel	 der	Haushaltsrechtsreform.	Die	Verwaltung	 (2002)	 507	 ff;	 eher	 antikritisch	Hermonies,	 
Der	Leistungsauftrag	im	rheinland-pfälzischen	Haushaltsrecht	(2006)	70	f.
233	Hier	erhebt	sich	sogleich	die	Frage,	ob	bundesfinanzgesetzliche	Vorgaben	für	Wirkungen	und	Leistungen	iZm	dem	Einsatz	von	Bundesmitteln	–	etwa	bei	der	
Finanzierung	von	Zweckaufwand	im	finanzausgleichsrechtlichen	Sinne	–	auch	im	Rahmen	der	mittelbaren	Bundesverwaltung	zu	gelten	hätten.	Dies	wird	iRd	
Funktion	des	LH	als	Organ	der	Haushaltsführung	des	Bundes	(§	5	Abs	2	Z	2	BHG)	wohl	zu	bejahen	sein.
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Voranschlagsansätze	 nicht	 der	 Fall234.	Aus	 der	Ge-
samtdarstellung	 von	 Ausgaben	 und	 Einnahmen	
lassen	sich	Bezugsgrößen	etwa	für	Ermächtigungen	
zu	 Ausgabenüberschreitungen	 (gegen	 Bedeckung	
durch	 Mehreinnahmen)	 oder	 Finanzschuldenauf-
nahmen	 (in	 Höhe	 des	 Unterschiedsbetrages	 von	
Ausgaben	 und	 Einnahmen)	 	 ableiten;	 die	 Einnah-
menansätze	oder	–summe	bilden	hiebei	jedoch	nur	
Tatbestandselemente,	denen	per	se	keine	rechtliche	
Wirkung	zu	kommt.	

	 	 Die	 Einnahmenansätze	 beruhen	 auf	 Schätzungen	
der	Verwaltung,	die	der	NR	übernimmt	oder	abän-
dert	-	und	sodann	in	das	BFG	aufnimmt,	ohne	ihnen	
normative	Wirkung	zu	verleihen.	Sie	 fungieren	 im	
Rahmen	 des	 Bundesrechnungsabschlusses,	 näher-
hin	der	Voranschlagsvergleichsrechnung235,	 als	An-
knüpfungspunkt	 für	 die	 von	 den	 Bundesorganen	
vorzulegenden	 Berichte	 über	 die	 (ausgaben-	 und)	
einnahmenseitigen	Abweichungen	von	den	im	BFG	
enthaltenen	Voranschlagsbeträgen.

-	 Es	scheint	daher	zulässig,	die	Wirkungsorientierung	
im	BFG	 etwa	dadurch	zu	verankern,	 dass	die	 von	
der	Verwaltung	selbst	gewählten	und	mit	dem	BFG-
Entwurf	präsentierten	Zielsetzungen	oder	sonstigen	
Angaben	 über	 angestrebte	 Verwaltungsergebnisse	
nicht	durch	den	NR	in	gesetzliche	Vorgaben	für	die	
Verwaltung	„umgegossen“	werden;	sondern	als	blo-
ße	 „Informationen“	 im	 BFG	 dargestellt	 werden236. 
Ähnlich	wie	bei	Einnahmenansätzen	könnten	diese	
„Informationen“	Anknüpfungspunkte	 für	 Berichte	
bilden,	welche	die	Verwaltung	–	etwa	auch	im	Bun-
desrechnungsabschluss,	 aber	 auch	 gesondert	 und	
unterjährig	 –	 dem	 NR	 vorzulegen	 hat.237	 Der	 NR	
könnte	 diese	 Berichte	 zum	Anlass	 für	 weiter	 füh-
rende	Einflussnahmen	auf	die	Verwaltung	nehmen	
-	oder	einfach	in	die	Genehmigung	(oder	der	Versa-
gung	der	Genehmigung)	des	BRA	einbeziehen.

-	 Eine	solche	Regelungstechnik	schließt	indirekte	fak-
tische	Wirkungen	nicht	aus:	Ein	Bundesminister,	der	
eine	Berichtslegung	und	Diskussion	(im	NR	und	in	
der	Öffentlichkeit)	über	die	Verfehlung	von	Zielen238,	
die	im	BFG	erwähnt	sind,	fürchtet,	kann	veranlasst	
sein,	die	ihm	unterstehenden	Verwaltungsorgane	zu	

Entscheidungen	 zu	bewegen,	den	 ausdrücklich	als	
nicht-normativ	 erklärten	 Zielsetzungen	 auch	 dann	
zu	 entsprechen,	wenn	 sie	 in	 einem	Spannungsver-
hältnis	 zu	 materiell-rechtlichen	 Vorgaben	 stehen.	
Der	rechtliche	Maßstab	für	die	von	den	Verwaltungs-
organen	 getroffenen	 Entscheidungen	 und	 deren	
Beurteilung	 iRd	Rechtsschutzsystems	blieben	zwar	
weiterhin	 allein	 die	 materiell-gesetzlichen	 Verwal-
tungsvorschriften.	 Im	Falle	widersprüchlicher	oder	
Spannungsverhältnisse	 etablierender	 Regelungen	
im	BFG	einerseits	und	 im	Materiengesetz	anderer-
seits	 könnte	 aber	 dennoch	 für	 die	 Verwaltungsor-
gane	eine	Art	–	 tw	außerrechtlicher	 -	„double bind“ 
entstehen.

-	 Auch	 bei	 dieser	 Regelungstechnik	wäre	 daher	 die	
Beobachtung	 besonderer	 legistischer	 Sorgfalt	 un-
abdingbar.	 Die	 rechtlichen	 Konsequenzen	 bei	 Ver-
fehlung	 dieser	 Bedingung	 sind	 allerdings	 deut-
lich	 weniger	 einschneidend	 als	 im	 Falle	 rechtlich	 
verbindlicher	 outcome/output-Vorgaben	 im	 BFG,	
da	 Derogationswirkungen	 a	 priori	 ausgeschlossen	 
wären.

5.3.3.3. Die Grundsätze für die Haushaltsführung  
  des Bundes und die Prüfziele des Rechnungs- 
  hofes

Es	ist	herrschende	Lehre,	dass	die	 im	VI.	Hauptstück	
des	B-VG	mehrfach	genannten	Prüfziele	des	RH	–	Spar-
samkeit,	 Wirtschaftlichkeit,	 Zweckmäßigkeit	 –	 nicht	
nur	 den	 RH,	 sondern	 auch	 die	 Verwaltung	 binden.	
„Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit“ 
sind	Ziele	des	Verwaltungshandelns.	Mit	Art	51a	B-VG	
(idF	BGBl	 I	 2003/100)	 –	 und	 auf	 unterverfassungsge-
setzlicher	Stufe	mit	 §	2	BHG	–	wurden	diese	Grund-
sätze	 mit	 Geltung	 für	 den	 Bund	 nochmals	 rechtlich	
verankert:	Art	51a	B-VG	sieht	als	Kern	der	Haushalts-
leitkompetenz	des	BMF	dessen	Pflicht	vor,	die	Einhal-
tung	dieser	Haushaltsgrundsätze	bei	der	Führung	des	
Gesamthaushaltes	sicher	zu	stellen.
	 Mit	Art	51	Abs	8	und	9	 iVm	Art	51b	Abs	1	B-VG	
(idF	Art	I	Z	5	und	10	B-VGNH)	wurden	diese	Zielbe-
stimmungen	neu	formuliert	und	erweitert,	jedoch	ohne	

234	Dies	lässt	sich	aus	Art	51c	iVm	Art	51	Abs	7	B-VG	ableiten,	welche	nur	für	Mittelverwendungs-Überschreitungen	(vormals	Ausgabenüberschreitungen)	einen	
Gesetzesvorbehalt	bzw	spezifische	Budgetüberschreitungsmöglichkeiten	vorsehen.	Im	Falle	einer	normativen	Bedeutung	der	Mittelaufbringungsseite	(vormals	
Einnahmenseite)	müssten	auch	für	diese	von	der	Verfassung	ähnliche	Vorkehrungen	wie	für	Mittelverwendungen	getroffen	werden;	dies	ist	offensichtlich	nicht	
der	Fall	(s	hiezu	oben	Pkt	3.3.2.).
235	Vgl	§	98	Abs	2	Z	1	BHG	iVm	§	9	RLV.
236	Eine	gewisse	Problematik	mag	in	folgender	rechtlicher	Konstellation	liegen:	Wenn	der	NR	die	von	der	Verwaltung	im	BFG	Entwurf	vorgelegten	und	vorge-
schlagenen	Wirkungselemente	oder	sonstigen	angestrebten	Verwaltungsergebnisse	nicht	unverändert,	sondern	erst	nach	eigener	Entscheidung	in	abgeänderter	
Fassung	in	das	BFG	übernimmt,	dann	können	diese	Elemente	nur	dem	NR	zugerechnet	werden;	eine	„Rückführung“	dieser	Elemente	auf	voran	gegangene	Ver-
waltungsentscheidungen	wäre	weder	möglich	noch	zulässig.	Auch	wenn	sie	keine	normative	Wirkung	entfalten,	könnten	diese	Elemente	im	Wege	der	daran	an-
knüpfenden	Berichtspflicht	doch	eine	verhaltensleitende	Wirkung	ausüben,	da	die	Verwaltungsorgane	bestrebt	sein	könnten,	als	„Sanktionen“	wahrgenommene	
(und	möglicher	Weise	beabsichtigte)	Folgeentscheidungen	des	NR	zu	vermeiden.	–	Der	Unterschied	zu	einem	rechtlich	verbindlichen	„Ziel“	läge	etwa	darin,	dass	
die	rechtlichen	Maßstäbe	für	das	Verwaltungshandeln	allein	in	den	Materiengesetzen	zu	finden	wären.
237	Zu	ähnlichen	auf	Berichtspflichten	abstellende	Überlegungen	vgl	Walter,	Soft	law	aus	rechtstheoretischer	und	verfassungsrechtlicher	Sicht,	in:	Lang/Schuch/
Staringer	(Hrsg)	Soft	Law	in	der	Praxis	(2005)	26.
238	Unabhängig	davon,	ob	die	Formulierung	dieser	Ziele	letztlich	auf	die	Verwaltung	(gem	dem	unveränderten	BFG-Entwurf)	oder	den	NR	(gem	eigenständig,	
vom	BFG-Entwurf	abweichend	fest	gelegten	BFG-Inhalten)	zurück	geht.
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eine	Abkehr	von	den	früheren	Grundsätzen	zu	bewir-
ken.	Die	neuen	Haushaltsgrundsätze	sind	–	im	Rahmen	
der	Rechtmäßigkeitskontrolle	–	auch	Prüfziele	des	RH.	
IdZ	führt	der	Grundsatz	der	Wirkungsorientierung	der	
Haushaltsführung,	 welcher	 gewissermaßen	 aus	 dem	
Zweckmäßigkeitsgrundsatz	 hervorgeht	 und	 diesen	
ausbaut,	 zu	einer	Ausweitung	der	Prüfungsaufgaben	
des	RH.

5.3.3.4. BHG – BFRG; BHG – BFG

Gem	Art	 51	Abs	 9	B-VG	kommt	dem	BHG	eine	weit	
größere	Bedeutung	zu,	als	dies	bis	2012	der	Fall	war:	
-	 Das	 BHG	 ist	 nunmehr	 Erzeugungsbedingung	 für	
das	BFRG	und	das	BFG;	uzw	jeweils	auch	mit	Ver-
bindlichkeit	für	den	NR	als	Gesetzgeber.	

-	 Ein	BFRG	oder	BFG,	welches	nicht	dem	BHG	ent-
spricht	 ist	 verfassungswidrig;	 eine	 spätere	 Ände-
rung	des	BHG	kann	zur	Invalidation	eines	früheren	
BFRG	 oder	 BFG	 führen.	 Beide	Mängel	 können	 iR	
eines	Normprüfungsverfahrens	 gem	Art	 140	 B-VG	
durch	Aufhebung	des	mangelhaften	Gesetzes	besei-
tigt	werden.

5.3.3.5. BFRG – BFG; BFRG - Vorbelastungen

Die	 rechtliche	Beziehung	von	BFRG	und	BFG	ändert	
sich	 gegenüber	 der	 vor	 dem	 1.1.2013	 bestehenden	
Rechtslage	 nicht	 (s	 oben	 Pkt	 5.2.3.4.);	 dies	 ist	 auch	
hinsichtlich	des	Verhältnisses	von	BFRG	und	Vorbela-
stungen	der	Fall	(s	oben	Pkt	5.2.3.5.).

5.3.3.6. Genehmigung von Budgetüberschreitungen  
  durch den BMF

Gegenüber	 der	 bis	 Ende	 2012	 geltenden	 Rechtslage	
(vgl	 Pkt	 5.2.3.6.)	 treten	 keine	 grundsätzlichen	Ände-
rungen239	 	 ein;	 ein	wesentliches	 Element	wird	 jedoch	
hinzugefügt:	 Die	 Ermächtigungen	 zur	 Zustimmung	
zu	 einer	 Mittelverwendungsüberschreitung	 gem	 Art	
51c	Abs	2	Z	1	und	3	B	VG	können	vom	BMF	iEm	dem	
haushaltsleitenden	Organ	an	einen	Dienststellenleiter	
delegiert	werden.	Die	Materialien240	 begründen	diese	
Maßnahme	damit,	dass	der	Dienststellenleiter	im	Rah-
men	eines	Globalbudgets	flexible	wirtschaftliche	Ent-
scheidungen	über	Leistungserstellung	und	Mitteleinsa-

tz	treffen	können	soll.	Vorbild	für	die	Regelung	dürfte	 
§	 17a	Abs	 3	 BHG	 sein.	Dieser	 Bestimmung	 lag	 aller-
dings	noch	die	Praxis	 zugrunde,	das	BFG	 relativ	de-
tailliert	 in	Voranschlagansätze	zu	gliedern	und	damit	
die	 Bindungswirkungen	 eher	 niedrig	 anzusetzen241. 
Im	Rahmen	eines	Globalbudgets	ist	dies	ex	definitione	
nicht	 der	 Fall.	 Der	 Anwendungsbereich	 dieser	 Sub- 
delegationsermächtigung	wird	daher	eher	gering	sein.

5.3.3.7. BHG – sonstige Gebarungsermächtigungen  
  iS des Art 42 Abs 5 B-VG

•	 Sowohl	 die	 auf	Art	 51	Abs	 9	 Z	 8,	 9	 und	 10	 B-VG	
gestützten	 allgemeinen	 Regelungen	 des	 BHG	 als	
auch	 die	 sonstigen	 Gebarungsermächtigungen242,	
welche	 als	 Einzelfall-Gesetze	 auf	 Basis	 des	Art	 42	 
Abs	5	B-VG	erteilt	werden,	unterscheiden	sich	hin-
sichtlich	 ihrer	 Geltungsbereiche	 von	 Verfassungs	
wegen	nicht243.	Beide	Regelungen	ergehen	 in	Form	
von	BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG.	Das	Verhältnis	die-
ser	 beiden	 Regelungsbereiche	wird	 daher	 von	 der	
lex-posterior- und	der	lex specialis-Regel	bestimmt.	Die	
„Arbeitsteilung“	zwischen	den	beiden	Regelungsbe-
reichen	wird	iW	vom	Einheitlichkeitsgrundsatz	gem	
Art	51	Abs	9	B-VG	bestimmt;	im	Übrigen	kann	hier	
nach	Zweckmäßigkeit	vorgegangen	werden.

•	 Das	 BHG	 kann	 gem	 Art	 51	 Abs	 9	 Z	 8	 B-VG	 die	
Vornahme	 von	 Verfügungen	 über	 Bundesvermö-
gen	–	auf	den	Einzelfall	bezogen	-	davon	abhängig	
machen,	dass	die	Verwaltung	zur	Vornahme	dieser	
Akte	der	Haushaltsführung	durch	VO	oder	BG	er-
mächtigt	wird.	Mit	der	Kompetenz	zur	Festsetzung	
der	diesbezüglichen	Voraussetzungen	hat	der	Bun-
deshaushaltsgesetzgeber	 weiterhin	 eine	 Art	 Kom-
petenz-Kompetenz.	 Der	 vom	 BHG	 angeordneten	
Delegation	 an	 den	 Verordnungsgeber	 kann	 durch	
spätere	 (Einzelfall	 )Entscheidungen	 des	 Gesetzge-
bers	iS	des	Art	42	Abs	5	B-VG	derogiert	werden.

5.3.3.8. „Anreiz- und Sanktionsmechanismen“;  
  „Controlling“

Die	Materialien	 lassen	 den	 Schluss	 zu,	 dass	 im	Rah-
men	der	Haushaltsführung	Anreiz-	und	Sanktionswir-
kungen	 nicht	 nur	 unter	 Verwendung	 rein	 haushalts-
rechtlicher	 Instrumente	 gestaltet	 werden	 können244;	

239	An	die	Stelle	des	Begriffes	„Ausgaben“	tritt	nunmehr	der	allgemeinere	Begriff	„Mittelverwendung“.
240	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	13.
241	Vgl	hiezu	schon	Csoka,	Haushaltsrechtliche	Rahmenbedingungen	des	New	Public	Management	in	Österreich,	in:	Neisser/Hammerschmied	(Hrsg)	Die	innova-
tive	Verwaltung	(1998)	401f.
242	betreffend	die	„Verfügung über Bundesvermögen, ... die Übernahme oder Umwandlung einer Haftung des Bundes, ... das Eingehen oder die Umwandlung einer Finanzschuld 
des Bundes“.
243	Der	personale	Geltungsbereich	umfasst	die	Organe	der	Haushaltsführung	(also	Verwaltungsorgane	im	funktionellen	Sinne);	der	zeitliche	Geltungsbereich	ist	
unbegrenzt	(der	Einjährigkeitsgrundsatz	gilt	nur	für	das	BFG);	der	sachliche	Geltungsbereich	umfasst	Ermächtigungen	zur	Vornahme	der	jeweiligen	Akte	der	
Haushaltsführung.
244	Vgl	ErlRV	203	BlgNR	23.	GP	11:	„Anreiz- und Sanktionsmechanismen sollen die Budgetdisziplin unterstützen. Es geht dabei einerseits um Anreize, die zur Verfügung 
stehenden Mittel möglichst nicht zur Gänze auszunützen, andererseits um geeignete, wirkungsvolle Sanktionen, die bei haushaltsrechtlichen Verfehlungen Platz greifen und 
den allenfalls eingetretenen Schaden in angemessener Weise abgelten bzw. eine präventive Wirkung im Hinblick auf künftige mögliche Verfehlungen entfalten sollen. Anreizme-
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das	BHG	–	also	ein	BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG			könnte	
somit	auch	dienstrechtliche	Regelungen	enthalten.	Da-
mit	tritt	eine	Überlappung	mit	der	Dienstrechtskompe-
tenz	gem	Art	10	Abs	1	Z	16	B	VG	ein,	diese	kann	nur	
durch	Erlassung	von	BG	iS	des	Art	42	Abs	1	bis	4	B-VG	
in	Anspruch	genommen	werden.	Eine	sorgfältige	Ab-
klärung	der	anzuwendenden	Kompetenzgrundlage	ist	
im	 Einzelfall	 unabdingbar;	 kompetenzüberschreiten-
de	 BG	 und	 darauf	 beruhende	 Sanktionsmaßnahmen	
wären	 anfechtbar.	 Es	 empfiehlt	 sich	 daher,	 auf	 die	
Verwendung	 der	 Haushaltsrechtskompetenz	 bei	 Re-
gelung	dienstrechtlicher	Belange	auch	im	Kontext	der	
Haushaltsführung	gänzlich	zu	verzichten.
	 Bestimmungen	 des	 Haushaltscontrollings	 sind	
bereits	 derzeit	 im	 BHG	 verankert	 (vgl	 §§	 15a	 und	
15b);	 nunmehr	 sieht	 das	 B-VG	 diese	 Regelungen	 als	
Pflichtbestandteil	des	BHG	vor.	Auf	Grund	der	 zahl-
reichen	 Ausgliederungen	 des	 Bundes	 bestehen	 um-
fangreiche	 finanzielle	 Beziehungen	 zwischen	 dem	
Bund(eshaushalt)	 und	 selbständigen	 Rechtsträgern,	
die	 auf	 einfach-gesetzlicher	materieller	 Rechtsgrund-
lage	 errichtet	wurden	 (AG,	GesmbH;	Anstalten	 oder	
Gesellschaften	öffentlichen	Rechts	etc).	Es	kann	voraus	
gesetzt	 werden,	 dass	 dem	 Verfassungsgesetzgeber	 
diese	Tatsache,	insb	auf	Grund	der	jährlichen	Berichter-
stattungen	im	Rahmen	der	Beratung	der	BFG-Entwürfe	
und	des	BRA,	bekannt	ist.	Es	erscheint	daher	zulässig,	
im	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassenden	BHG	Maß-
nahmen	des	Controllings	auch	auf	diese	Rechtsträger	
zu	beziehen.

chanismen könnten Dienststellen zugute kommen, die ihren Ressourcenrahmen unterschritten haben (zB Belassung eines Teiles der Unterschreitung in der Dienststelle, wovon 
wiederum ein Teil an Bedienstete ausgeschüttet wird, die zur Ergebnisverbesserung beigetragen haben). Sanktionsmechanismen könnten in dienstrechtlichen Maßnahmen 
bestehen, die jene treffen, welche die Verantwortung für haushaltsrechtliche Verfehlungen zu tragen haben, wobei auf die Verhältnismäßigkeit der zu treffenden 
Maßnahmen Bedacht zu nehmen wäre. Sanktionen könnten auch die Dienststelle treffen, die einen Ressourcenrahmen aus selbst zu verantwortenden Gründen nicht eingehal-
ten hat – diesfalls in Form einer negativen Rücklage, die in den Folgejahren hereinzubringen ist.“ 
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Die	 österreichische	 Bundeshaushalts(verfassungs)
rechtsordnung	 ist	 so	komplex,	dass	 sie	mit	dem	Bild	
des	 Stufenbaus	 nicht	 ausreichend	 beschrieben	 wer-
den	kann.	Vielmehr	bestehen	vielfältige	stufenförmige	
Strukturen246:

•	 Das	B-VG	 ist	 allen	 Rechtsinstrumenten	 des	Haus-
haltsrechtes	als	Erzeugungsbedingung	und	nach	der	
derogatorischen	Kraft	 übergeordnet.	 Dies	 gilt	 hin-
sichtlich	der	 Rechtssatzformen,	 der	Verfahren	 und	
inhaltlich	in	Bezug	auf	die	Ziele	und	Grundsätze	der	
Haushaltsführung.

BHG – BFRG - BHG
•	 Das	 BHG	 ist	 Erzeugungsbedingung	 des	 BFG	 und	
des	BFRG;	es	ist	ihnen	auch	in	derogatorischer	Hin-
sicht	 übergeordnet	 (zum	 –	 weiten	 Derogationsbe-
griff	vgl	Pkt	 2,	 insb	FN	11).	 Es	 ist	 fraglich,	 ob	das	
BHG	 die	 Festlegung	 von	 Erzeugungsbedingungen	
für	das	BFRG	oder	BFG	an	den	Verordnungsgeber	
delegieren	kann.

•	 Das	BFRG	ist	ebenfalls	dem	BFG	als	Erzeugungsbe-
dingung	und	nach	der	derogatorischen	Kraft	über-
geordnet.

Die	Tatsache,	dass	alle	diese	BG	in	der	gleichen	Rechts-
satzform,	nämlich	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	zu	erlassen	
sind,	steht	den	erwähnten	Überordnungsverhältnissen	
nicht	entgegen.	Da	es	sich	um	BG	handelt,	gilt	der	hie-
für	eingerichtete	Fehlerkalkül	(Art	140	B-VG).

Budgetüberschreitungen:
Das	 BFG	 bindet	 die	 Verwaltung	 in	 betraglicher	 und	
sachlicher	 Hinsicht.	 Das	 B-VG	 ermächtigt	 unter	 be-
stimmten	Voraussetzungen	zur	Durchbrechung	dieser	
gesetzlichen	 Bindungswirkungen	 (Budgetüberschrei-
tungen)	 im	 Wege	 der	 Erlassung	 von	 Verordnungen	
oder	Entscheidungen	des	BMF;	diese	Entscheidungs-
kompetenz	kann	auch	an	Dienststellenleiter	delegiert	
werden.	 Diese	 Rechtsinstrumente	 vermögen	 daher	
dem	BFG	–	für	den	Zweck	einer	je	spezifischen	Budge-
tüberschreitung	-	zu	derogieren.
	 Verordnungen	unterliegen	dem	Fehlerkalkül	gem	
Art	139	B-VG.	Für	die	Entscheidungen	des	BMF	(oder	
delegierte	 Entscheidungen	 eines	 Dienststellenleiters)	
besteht	kein	Fehlerkalkül.	Fehlerhafte,	also	den	jewei-
ligen	Ermächtigungen	im	B-VG,	BHG	oder	BFG	nicht	
entsprechende,	Entscheidungen	sind	nichtig.	Die	dies-

bezügliche	 Beurteilung	 (betreffend	 Nichtigkeit	 oder	
Geltung)	obliegt	den	Verwaltungsorganen,	an	welche	
die	Entscheidungen	des	BMF	gerichtet	sind.

BHG/BFG - materielle Bundesgesetze
•	 Materiell-rechtliche,	 insb	 gesetzliche	 Verpflich-
tungen.

	 Materielle	 BG	 und	 rechtsgeschäftliche	 Verpflich-
tungen,	welche	Zahlungsansprüche	Dritter	gegenü-
ber	dem	Bund	eröffnen	(also	den	Bund	zur	Leistung	
von	 Zahlungen	 verpflichten),	 binden	 den	 NR	 als	
Bundesfinanzgesetzgeber	nicht.	Andererseits	bleibt	
der	 materiell-rechtliche	Anspruch	 auch	 bei	 Fehlen	
einer	 entsprechenden	 bundesfinanzgesetzlichen	
Mittelverwendungsermächtigung	 unberührt.	 Beide	
Regelungsbereiche	stehen	im	Verhältnis	der	Koordi-
nation	-	und	nicht	der	Subordination.	

	 	 Das	 B-VG	 stellt	 im	Wege	 leistungsfähiger	 Instru-
mente	weit	gehend	sicher,	dass	materiell-rechtliche	
Verpflichtungen	auch	bei	Fehlen	einer	bundesfinanz-
gesetzlichen	Ermächtigung	erfüllt	werden	können.

•	 Vorbelastungen	(Ermächtigungen	im	Einzelfall):	
	 Auf	Grund	der	 bis	 2012	 geltenden	Rechtslage	war	
und	ist	unbestritten,	dass	die	Kompetenz	zur	Ertei-
lung	einer	Ermächtigung	zum	Eingehen	einer	Vor-
belastung	 im Einzelfall	der	materiellen	Bundesge-
setzgebung	zuzuordnen	ist.	Für	die	Zeit	ab	2013	fällt	
eine	eindeutige	Kompetenzzuordnung	schwer;	der	
neue	 Wortlaut	 des	 B-VG	 lässt	 diesbezüglich	 auch	
eine	 ausschließliche	 Kompetenz	 des	 Bundeshaus-
haltsgesetzgebers	möglich	erscheinen.	Als	Lösungs-
möglichkeit	 bietet	 sich	 eine	 Kombination	 von	 BG	
gem	Art	42	Abs	5	B-VG	und	einfachen	BG	iS	Art	42	
Abs	1	–	4	B-VG	an.	Stufenbauüberlegungen	 tragen	
zur	Lösung	nichts	bei.

•	 Zweckbindungen:
	 Die	 Verfügung	 der	 Zweckbindungen	 von	 Einnah-
men	ist	Sache	der	materiellen	Bundesgesetzgebung.	
Durch	eine	 solche	gesetzliche	Zweckbindung	wird	
eine	unmittelbare	Bindung	des	NR	als	Bundesfinanz-
gesetzgeber	 nicht	 bewirkt.	 Das	 BHG	 kann	 jedoch	
eine	solche	Bindungswirkung	anordnen;	hierdurch	
dürfte	allerdings	der	Zweck	des	BFG	–	die	jährliche	
Erteilung	und		Gestaltung	der	Mittelverwendungs-
ermächtigungen	–	nicht	vereitelt	werden.

•	 Elemente	der	Wirkungsorientierung	
	 Materiell-rechtliche	Elemente	des	BFG,	die	 auf	die	
inhaltliche	Steuerung	des	Verwaltungshandelns	bei	

6. Zusammenfassung245

 245	Diese	Zusammenfassung	beschränkt	sich	auf	die	Darstellung	der	ab	2013	geltenden	Rechtslage,	also	gewissermaßen	auf	den	“Vollausbau“	der	Haushalts-
rechtskompetenzen.
246		„Gott	wie	gestuft!“	vgl	Karl	Kraus,	Literatur	oder	Man	wird	doch	da	sehn	(Verlag	Die	Fackel	1921)	13.
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der	 Verwendung	 von	 Budgetmitteln	 abzielen,	 ste-
hen	 gleichrangig	 neben	 den	 einfach-gesetzlichen	
materiellen	Verwaltungsvorschriften.	 Ein	Überord-
nungsverhältnis	besteht	weder	nach	der	rechtlichen	
Bedingtheit	 noch	 nach	 der	 derogatorischen	 Kraft;	
auch	die	unterschiedliche	Rechtsform	(einfaches	BG	
versus	BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG)	löst	keine	Dero-
gationswirkungen	aus.	

	 	 Es	 gelten	 die	 lex posterior-	 und	 die	 lex-specialis-
Regel.	Aus	Gründen	der	Rechtssicherheit	wäre	die	
Vermeidung	 solcher	 Derogationswirkungen	 anzu-
streben;	 als	 Mindestsicherung	 ist	 eine	 legislative	
Harmonisierung	beider	Bereiche	unabdingbar.	Da-
hin	gehende	Maßnahmen	können	im	Wege	des	BHG	
mit	Bindungswirkung	auch	gegenüber	dem	NR	als	
Bundesfinanzgesetzgeber	getroffen	werden.

BHG – sonstige Gebarungsermächtigungen ieS247 
•	 Beide	Regelungsbereiche	beziehen	sich	auf	Finanz-
schulden,	 Haftungen,	 Verfügungen	 über	 Bundes-
vermögen	 und	weisen	 hinsichtlich	 ihrer	Geltungs-
bereiche	 und	 der	 Rechtsform	 keine	 Unterschiede	
auf.	Derogationen	sind	–	unter	Beachtung	des	Ein-
heitlichkeitsprinzips	gem	Art	51	Abs	9	B-VG	–	ent-
sprechend	der	lex-posterior- und	die	lex-specialis-Re-
gel	möglich	und	zulässig.

247	Art	51	Abs	9	Z	8	–	10	B-VG	sowie	die	gleichen	in	Art	42	Abs	5	B-VG	genannten	Tatbestände.
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Zum Begriff „Haushaltsführung“ 
gem der B-VGNH:

Der	Begriff	„Haushaltsführung“	wird	in	der	B-VGNH	
mehrfach	verwendet.	Kernfrage	ist,	ob	bzw	in	welchen	
Fällen	der	Begriff	sich	auch	auf	die	Beschlussfassung	
von	 Gesetzen	 bezieht	 und	 somit	 der	 personale	 Gel-
tungsbereich	 der	 diesen	 Begriff	 enthaltenden	 Vor-
schriften	auch	den	NR	als	Gesetzgeber	umfasst.	Dies	
wird	an	Hand	der	nachstehenden	taxativen	Liste	dar-
gestellt:	

Art 13 Abs 2 B-VG (Staatszielbestimmung gesamt-
wirtschaftliches Gleichgewicht, geordnete Haushalte, 
Koordinationspflicht) : 

Dieser	lautet:
„(2) Bund, Länder und Gemeinden haben bei ihrer Haus-
haltsführung die Sicherstellung des gesamtwirtschaftlichen 
Gleichgewichtes und nachhaltig geordnete Haushalte anzu-
streben. Sie haben ihre Haushaltsführung in Hinblick auf 
diese Ziele zu koordinieren.“
	 Die	 ErlRV	 zu	Art	 13	Abs	 2	 B-VG	 (203	 BlgNR	 23.	 
GP	5)	führen	aus:	
„Der in diesem Absatz sowie in weiteren Bestimmungen des 
B-VG verwendete Terminus ‚Haushaltsführung’ umfasst so-
wohl die Budgetplanung, als auch die -erstellung und den 
-vollzug sowie die Gebarungskontrolle.“ 
	 Diese	 Erläuterung	 ist	 unklar,	 da	 der	 Begriff	  
„Budgeterstellung“	 sowohl	 einen	 bloß	 verwaltungs- 
internen	Vorgang	(vgl	etwa	§§	33	f	BHG)	als	auch	–	zu-
sätzlich	-	die	Rechtsetzung	durch	den	NR	umfassen	kann.	
Darüber	 hinaus	 wird	 nur	 unbestimmt	 von	 „weiteren	 
Bestimmungen“	und	nicht	etwa	„allen	weiteren	Bestim-
mungen“	gesprochen;	dies	schließt	Ausnahmen	nicht	aus.
	 Im	 Zusammenhang	 des	Art	 13	Abs	 2	 B	 VG	war	
es	 schon	 bisher	 unbestritten,	 dass	 diese	 Staatszielbe-
stimmung	auch	die	–	rechtsetzende	–	Feststellung	der	
Budgets	von	Bund,	Ländern	und	Gemeinden		mit	ein-
schließt.	 Darüber	 hinaus	 scheint	 es	 unmittelbar	 ein-
sichtig,	 dass	 auch	 Gesetzesbeschlüsse,	 die	 das	 B-VG	
–	 allerdings	 nur	 iZm	dem	Bundeshaushalt	 –	 für	 das	
Eingehen	 von	 Finanzschulden	 und	Haftungen	 sowie	
für	 Verfügungen	 über	 Bundesvermögen	 vorsieht,	 in	
gleicher	Weise	 wie	 das	 BFG	 in	 den	 Geltungsbereich	
des	Art	13	Abs	2	B-VG	einbezogen	sind.	–	So	müssen	

etwa	diese	Gesetze	insb	zur	Erreichung	des	Zieles	der	
„nachhaltig	geordneten	Haushalte“	beitragen.
	 Hingegen	war	bei	den	übrigen	Bestimmungen	des	
B-VG	aus	deren	Inhalt,	insb	dem	Wortlaut	und	Satzzu-
sammenhang,	nicht	immer	klar	erkennbar,	ob	der	per-
sonale	Geltungsbereich	nur	die	Vollziehung	umfasst.248  
Eine	 sorgfältige	Beurteilung,	 insb	des	Wortlautes	der	
neuen	 Vorschriften	 der	 B-VGNH,	 erweist,	 dass	 auch	
unter	 dem	neuen	Regime	der	Begriff	 „Haushaltsfüh-
rung“	nicht	immer	auch	auf	die	Beschlussfassung	des	
BFG	durch	den	NR	bezogen	ist.

Art 13 Abs 3 B-VG (Staatszielbestimmung Gleich-
stellung) : 

Hier	gelten	dieselben	Überlegungen	wie	für	Art	13	Abs	
2	B-VG;	die	neue	 Staatszielbestimmung	der	 „tatsäch-
lichen	Gleichstellung	von	Mann	und	Frau“	richtet	sich	
auch	an	die	Gesetzgebung.

Art 42 Abs 5 B-VG (Gesetzgebungsverfahren für BHG) 

„(5) Insoweit Gesetzesbeschlüsse des Nationalrates ... ein 
Bundesgesetz, mit dem nähere Bestimmungen über die Er-
stellung des Bundesfinanzrahmengesetzes, des Bundesfi-
nanzgesetzes und über die sonstige Haushaltsführung des 
Bundes getroffen werden, ... steht dem Bundesrat keine Mit-
wirkung zu.“
	 Art	 42	Abs	 5	 B-VG	nimmt	 nunmehr	 das	 BHG	 in	 
seinen	sachlichen	Geltungsbereich	auf	und	wiederholt	
für	die	Umschreibung	des	Inhaltes	des	BHG	die	glei-
chen	Wendungen,	wie	sie	in	Art	51	Abs	7	(idF	Art	I	Z	4	
B-VGNH)	und	in	Art	51	Abs	9	(idF	Art	I	Z	5	B-VGNH)	
enthalten	 sind	 (su).	Die	Ausführungen	zu	diesen	Be-
stimmungen	gelten	daher	 auch	 für	den	Art	 42	Abs	5	
B-VG.	–	Im	Ergebnis	bleibt	es	unklar,	ob	der	hier	ver-
wendete	Begriff	„Haushaltsführung“	auch	Angelegen-
heiten	umfasst,	deren	Regelung	iRd	BHG	den	NR	als	
Bundesfinanzgesetzgeber	binden.

Vorbemerkung zu Art 51: 

Zum	Art	51	B-VG	enthalten	die	Materialien	nur	für	die	
ab	 1.1.2013	 geltende	 Fassung	Hinweise;	 die	 nur	 teil-
weise	gleich	lautende	Regelung	für	die	Zeit	zwischen	
1.1.2009	 und	 31.12.2012	 ist	 von	 der	 Kommentierung	
ausdrücklich	ausgenommen249;	es	stehen	daher	nur	für	

Anhang:

248	vgl	etwa	Rödler	,	Bundeshaushaltrecht	(1992)	Anm	5	zu	Art	13	sowie	Lödl,	Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	66f.
249	203	BlgNR	16.	GP	5.
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die	2.	Phase	der	Haushaltsverfassungsrechtsreform	Er-
läuterungen	als	Auslegungsbehelf	zur	Verfügung.

Art 51 Abs 5 B-VG250 (Inhalt des BFG):

„Das Bundesfinanzgesetz hat als Anlagen den Bundesvor-
anschlag und den Personalplan sowie weitere für die Haus-
haltsführung wesentlichen Grundlagen zu enthalten.“ 
	 Dieser	Wortlaut	ist	an	Art	51	Abs	3	B-VG	(idF	BGBl	
I	2003/100)	angelehnt,	welcher	auf „...die für die Haus-
haltsführung im jeweiligen Finanzjahr wesentlichen Grund-
lagen“	 abstellte;	 ein	 solcher	Zusatz	 hätte	 auch	 für	 im	
Falle	eines	durch	Art	51	Abs	4	B-VG	ermöglichten	Be-
schlusses	von	zwei	BFG	für	zwei	aufeinander	folgende	
Finanzjahre	seine	Bedeutung	und	Berechtigung	behal-
ten;	die	Weglassung	dieses	Zusatzes	wird	nicht	weiter	
erläutert	und	ist	auch	sonst	nicht	erschließbar.
	 Die	mit	dem	Begriff	„Haushaltsführung“	im	Rah-
men	dieser	Bestimmung	erfassten	Sachverhalte	bezie-
hen	 sich	 klarer	 Weise	 nur	 auf	 Regelungen	 (Ermäch-
tigungen),	 welche	 unmittelbar	 durch	 Bundesorgane	
vollzogen	werden;	das	BFG	kann	schlechterdings	kei-
ne	Bestimmungen	über	die	Erstellung	und	Beschluss-
fassung	des	BFG	oder	sonstiger	BG	enthalten.	–	Rege-
lungen	(Ermächtigungen)	zur	Rechtserzeugung	enthält	
das	BFG	nur	in	Bezug	auf	die	Zustimmungen	des	BMF	
zu	 überplanmäßigen	 Ausgaben	 bzw	 Mittelverwen-
dungen251.

Art 51 Abs 6 B-VG252  (Obergrenzen des BFRG):

„(6) Für die Haushaltsführung des Bundes gilt: ............ 
Der	systematische	Zusammenhang	von	BFRG	und	BFG	
erweist,	dass	der	sachliche	Geltungsbereich	des	BFRG	
ausschließlich	 Begrenzungen	 (mit	 sachlicher,	 betrag-
licher	 und	 zeitlicher	 Bindungswirkung)	 für	 künftige	
BFG,	 aber	 keine	 Gebarungsermächtigungen	 enthält,	
welche	 von	 Verwaltungsorganen	 vollzogen	 werden	
könnten.	 Der	 personale	 Geltungsbereich	 des	 BFRG	
umfasst	primär	den	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	
und	darüber	hinaus	die	Verwaltungsorgane,	 insb	die	
BReg,	ausschließlich	im	Hinblick	auf	die	Vorbereitung	
und	Vorlage	des	BFG-Entwurfes253.	Abs	6	enthält	Re-
gelungen,	deren	Deutung	insb	hinsichtlich	der	Norm-
adressaten	 –	 und	 dies	 ist	 für	 die	Auslegung	 des	 Be-
griffes	„Haushaltsführung“	Ausschlag	gebend	 -	nicht	
eindeutig	ist.

Abs 6 Z 1 - Obergrenzen der Rubriken
Das	in	Abs	6	Z	1	enthaltene	Verbot	der	Überschreitung	
der	vom	BFRG	festgelegten	Obergrenzen	ist	zunächst	
eine	 Bekräftigung	 der	 bereits	 in	 Art	 51	 Abs	 1	 B-VG	
(gleich	lautend	für	die	Zeiträume	1.1.2009	–	31.12.2012	
und	 ab	 1.1.2013)	 erteilten	 Ermächtigung	 des	NR	 zur	
Beschlussfassung	 über	 das	 BFRG	 „sowie	 innerhalb	
dessen	 Grenzen“	 über	 das	 Bundesfinanzgesetz.	 Dies	
bestätigen	 auch	die	 zu	Art	 51	Abs	 6	 B-VG	 angebote-
nen	 ErlRV	 (203	 BlgNR	 16.	 GP	 8):	 „Zur Haushaltsfüh-
rung gehören die Erstellung des Bundesfinanzgesetzes, die 
Beschlussfassung über dieses und die Vollziehung desselben, 
aber zB auch das Eingehen von Vorbelastungen. Eine Über-
schreitung der durch das Bundesfinanzrahmengesetz vorge-
sehenen Obergrenzen durch das Bundesfinanzgesetz würde 
eine vom Verfassungsgerichtshof im Gesetzprüfungsverfah-
ren nach Art. 140 B-VG wahrzunehmende Verfassungswid-
rigkeit darstellen.“     
	 Eine	 solche	 Überschreitung	 wäre	 gegeben,	 wenn	
das	 BFG	 eine	 höhere	 Summe	 für	 die	 entsprechende	
Gliederungseinheit	(Rubrik)	vorsieht	oder	eine	diesbe-
zügliche	Überschreitungsermächtigung	 erteilt;	 beides	
ist	dem	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	von	Verfas-
sungs	wegen	für	den	gesamten	zeitlichen	Geltungsbe-
reich	des	BFRG	(insg	vier	Jahre)	verwehrt.
	 Die	 Ermächtigung	 zur	 Überschreitung	 von	 Ru-
brikenobergrenzen	 des	 BFRG	 ist	 auf	 Maßnahmen	
bei	 Gefahr	 im	 Verzug	 und	 im	 Verteidigungsfall	 be-
schränkt254;	 diese	 Rechtsetzungsbeschränkung	 kann	
auch	durch	das	BHG,	welches	gem	Art	51	Abs	7255	bzw	
Abs 9256	ua	die	Bindungswirkung	des	BFRG	festzule-
gen	hat,	nicht	aufgehoben	oder	geändert	werden.	
	 Seit	der	Haushaltsreform	1986	setzt	das	B-VG	für	
diese	Fälle	höchster	Dringlichkeit	das	 Instrument	der	
gesetzesändernden	 Verordnung	 ein,	 damit	 die	 Ver-
waltung	rasch	über	die	erforderlichen	Mittel	verfügen	
kann;	 die	 Verordnungen	 zielen	 also	 primär	 auf	 eine	
Durchbrechung	der	Bindungswirkungen	des	BFG	ab.	
	 Die	 in	Abs	 6	 Z	 1	 enthaltenen	Überschreitungser-
mächtigungen	stellen	nun	sicher,	dass	in	diesen	Dring-
lichkeitsfällen	 zugleich	 mit	 den	 Bindungswirkungen	
des	BFG	auch	die	 –	nur	das	BFG	betreffenden	 -	Bin-
dungswirkungen	 des	 BFRG	 durchbrochen	 werden	
können.	 Die	 Überschreitungsermächtigungen	 gem	
Abs	6	Z	1	richten	sich	somit	weder	an	den	NR	als	Bun-
desfinanzgesetzgeber	 noch	 an	 die	 zur	 Mittelverwen-
dung	ermächtigte	Verwaltung,	sondern	an	eine	andere	
Rechtsetzungsautorität,	 nämlich	den	Verordnungsge-
ber,	 das	 ist	 die	 BReg	 im	Einvernehmen	mit	 dem	mit	

250	idF	Art	I	Z		4	und	5	B-VGNH.
251	Art	51b	Abs	3	idF	Art	I	Z	7	B-VGNH	und	Art	51c	Abs	2	idF	Art	I	Z	11	B-VGNH.
252	idF	Art	I	Z		4	und	5	B-VGNH.
253	Art	51	Abs	2	B-VG	idF	Art	I	Z	4	und	5	B-VGNH.
254	Art	51	Abs	6	Z	1	idF	Art	I	Z	4	B-VGNH	sowie	Art	51	Abs	6	Z	1	iVm	Abs	7	Z	1	und	2	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH.
255	idF	Art	I	Z	4	B-VG.
256	idF	Art	I	Z	5	B-VG.
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der	Vorberatung	von	Bundesfinanzgesetzen	betrauten	
Ausschuss	des	NR.	Erst	wenn	in	zulässiger	Weise	eine	
die	 Rubrikenobergrenzen	 des	 BFRG	 überschreitende	
Mittelsumme	durch	Verordnung	bereitgestellt	wurde,	
können	die	Verwaltungsorgane	die	Mittel	verwenden	
(bis	31.12.2012:	„Ausgaben leisten“). 
	 Kraft	 dem	 B-VG	 derogieren	 diese	 gesetzesän-
dernden	Verordnungen	 somit	dem	BFRG.	Diese	Ver-
ordnungen	dürfen	diese	Änderungen	aber	nur	in	Bezug	
auf	das	laufende	Finanzjahr,	in	welchem	die	Dringlich-
keitsmaßnahmen	vornehmen	sind,	herbei	führen;	eine	
Änderung	der	Rubrikenobergrenzen	für	die	folgenden	
Finanzjahre	ist	nicht	zulässig.
Der	Begriff	„Haushaltsführung“	bezieht	sich	somit	im	
Falle	des	Abs	6	Z	1	nur	auf	Rechtsetzungsaktivitäten	
(Verordnungsgebung).

Abs 6 Z 2 - Obergrenzen der Untergliederungen
Hinsichtlich	der	durch	das	BFRG	fest	gesetzten	Ober-
grenzen	für	Untergliederungen	gilt	grundsätzlich	das	
Gleiche	wie	Falle	der	Rubriken:	Adressat	dieser	Fest-
legungen	ist	die	planende	Verwaltung	und	der	NR	als	
Bundesfinanzgesetzgeber;	das	BFG	darf	die	Unterglie-
derungen	des	BFRG	nicht	überschreiten	(Art	51	Abs	1	
und	2	B-VG257).	Der	zeitliche	Bezugsbereich	dieses	Ver-
botes	 ist	allerdings	auf	 jenes	Finanzjahr	 (jene	Finanz-
jahre),	 für	 welche	 BFGe	 aktuell	 beschlossen	 werden	
sollen,	beschränkt;	dies	 ist	 idR	das	„folgende	Finanz-
jahr“,	ausnahmsweise	können	auch	zwei	BFG	für	die	
nächsten	zwei	aufeinander	folgenden	Finanzjahre	be-
schlossen	werden	(Art	51	Abs	3	B-VG258).	Diese	Unter-
gliederungsobergrenzen	binden	den	NR	als	Bundesfi-
nanzgesetzgeber.259  
	 Der	zweite	Halbsatz	(„..es sei denn, es wird durch ein 
Bundesgesetz gemäß Abs. 9 vorgesehen, dass diese Ober-
grenzen mit Zustimmung des Bundesministers für Finan-
zen überschritten werden dürfen.“)	scheint	mehrdeutig:	

Als	Adressat	ist	primär	der	BMF	angesprochen;	dieser	
kann	 durch	 das	 BHG	 allgemein	 ermächtigt	 werden,	
der	Überschreitung	von	Untergliederungsobergrenzen	
zuzustimmen.	Dies	 ist	 sinnvoll,	weil	 auch	die	Unter-
gliederungsobergrenzen	 durch	 das	 BHG	 in	 abstrakt-
genereller	 Weise	 festgelegt	 werden260.	 Das	 Verwal-
tungsorgan	 BMF	 wird	 hier	 somit	 zur	 Rechtsetzung	
und	-vernichtung	ermächtigt.	Fraglich	ist,	an	welches	
Organ	sich	die	Zustimmung	des	BMF	richtet:	

Hypothese 1:	 Die	 BFRG-Untergliederungsobergrenzen	
sind	(nur)	für	das	BFG	verbindlich.	Der	BMF	kann	den	
NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	durch	„Zustimmung“	
zu	 einer	 Überschreitung	 von	 Untergliederungen	 des	
BFRG	 ermächtigen.	 Dem	Wortlaut	 nach	 müsste	 die-
ser	 Zustimmung	 eine	Art	Antragstellung	 oder	 sonst	
ein	vorbereitender	Teilrechtsakt	des	NR	vorausgehen;	
diesem	 könnte	 der	 BMF	 sodann	 zustimmen.	 Eine	 so	
außergewöhnliche	 Kombination	 von	 Rechtserzeu-
gungs-	und	–vernichtungskompetenzen	müsste	in	den	
Materialien261	erkennbar	sein;	dies	ist	nicht	der	Fall.

Hypothese 2:	 Die	 BFRG-Untergliederungsobergrenzen	
sind	 für	das	BFG	und	 für	die	Verwaltungsorgane	 im	
Rahmen	 des	 Budgetvollzuges	 (Ausgabengebarung)	
verbindlich.	Eine	Durchbrechung	dieser	Bindungswir-
kungen	kann	im	Zusammenspiel	mehrerer	Teilrechts-
akte,	welche	sich	nicht	nur	auf	Art	51	Abs	6	B-VG	stüt-
zen,	erfolgen:	
-	 Das	 BHG	 ermächtigt	 gem	Art	 51	Abs	 6	 B-VG	den	
BMF,	 die	 Ermächtigung	 (Zustimmung)	 zur	 Über-
schreitung	 von	 Untergliederungs-Obergrenzen	 zu	
erteilen.

	-	 Das	BFG	 ermächtigt	 gem	Art	 51c	Abs	 2	B-VG	den	
BMF,	die	Ermächtigung	zu	Mittelverwendungsüber-
schreitungen	zu	erteilen.262 

257	gleich	lautend	idF	Art	I	Z	4	und	5	B-VGNH.
258	gleich	lautend	idF	Art	I	Z	4	und	5	B-VGNH.
259	Die	BFRG	Untergliederungen	für	die	Folgejahre	sind	nur	indikativ,	sie	entfalten	somit	keine	Bindungswirkung	(sie	„gelten“	nicht).	Wie	im	Falle	der	Einnahmen-
ansätze	des	BFG	handelt	es	sich	um	nicht-normative	Gesetzesbestandteile.	Auch	bei	rechtlicher	Unverbindlichkeit	können	diese	Untergliederungs-Obergrenzen	
als	Orientierung	für	mittelfristige	Maßnahmen	der	Haushaltsführung,	insb	Zustimmungen	des	BMF	zu	Vorbelastungen	gem	§	45	BHG,	dienen.
260	arg:	„Gliederung	und	Bindungswirkung“	des	BFRG	(Art	51	Abs	9	Z	3	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH).
261	vgl	die	ErlRV	(204	BlgNR	23.	GP	6)	zu	Art	51	Abs	2	B-VG	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH:	„Unterhalb	der	Rubriken	sind	für	die	jeweiligen	Finanzjahre	n+4	Obergrenzen	
vorzusehen,	die	sich	auf	Untergliederungen	beziehen	und	jeweils	einem	haushaltsleitenden	Organ	zuzuordnen	sein	werden,	wobei	einem	haushaltsleitenden	
Organ	auch	mehrere	Untergliederungen	in	einer	oder	mehreren	Rubriken	zugeordnet	sein	können.	Die	Obergrenzen	der	Untergliederungen	gelten	jeweils	für	
das	nächste	Jahr	verbindlich.	Für	die	Jahre	n+2	bis	n+4	sind	sie	indikativ.	Für	diese	Obergrenzen	der	Untergliederungen	gelten	die	Feststellungen	zu	fixen	und	
variablen	Obergrenzen	sinngemäß.	Ihre	Überschreitung	ist	möglich,	wenn	eine	solche	grundsätzlich	in	einem	Bundesgesetz	gemäß	Abs.	9	vorgesehen	ist.	Dies 
wird nur im Rahmen des Budgetvollzugs in Form von Überschreitungsermächtigungen gemäß Art. 51c Abs. 1 und 2 sowie bei Gefahr im Verzug und im 
Verteidigungsfall gemäß Art. 51 Abs. 7 Z. 1 und 2 möglich sein.“
262	Dies	betrift	Art	51c	B-VG	idF	Art	I	Z	11	B-VGNH.	Die	Anwendung	des	in	den	ErlRV	erwähnten	Art	51c	Abs 1	B-VG		kommt	in	diesem	Zusammenhang	nicht	
in	Betracht:	Abs	 1	macht	Mittelverwendungen,	die	die	 im	BFG	enthaltenen	Gebarungsermächtigungen	 („genehmigten	Mittelverwendungen“)	überschreiten,	
grundsätzlich	von	einer	gesonderten	bundesfinanzgesetzlichen	Ermächtigung	abhängig.	Art	51	Abs	1	B-VG	verbietet	jedoch	allgemein	eine	Überschreitung	der	
Untergliederungsobergrenzen	(arg:	„innerhalb	dessen	Grenzen“)	durch	das	BFG	(oder	das	BFG	ändernde	Gesetze).
Die	Anwendung	des	Art	51c	Abs 2	B-VG	ist	hingegen	möglich:	Zwar	bindet	auch	Abs	2	den	BMF	bei	der	Erteilung		von	Überschreitungsgenehmigungen	an	die	
Bedingung,	dass	„...die jeweils verbindlich geltenden Obergrenzen gemäß Art. 51 Abs. 2 und 6 für das jeweilige Finanzjahr nicht überschritten werden.“	Da	aber	gem	Art	51	
Abs	6	Z	2	B-VG	das	BHG	den	BMF	zur	Genehmigung	von	Überschreitungen	einer	Untergliederungs-Obergrenze	ermächtigen	kann,	sind	im	Falle	einer	solchen	
Überschreitungsgenehmigung	die	ursprünglichen	im	BFRG	enthaltenen	Obergrenzen	nicht	mehr	„verbindlich	geltend“.	Solche	parallelen	Ermächtigungen	von	
BHG	und	BFG	sind	erforderlich,	weil	Art	51	Abs	6	Z		2	das	BHG	eben	nur	dazu	ermächtigt,	den	BMF	zur	Überschreitung	der	Untergliederungs-Obergrenzen	des	
BFRG,	nicht	aber	zur	Überschreitung	der	Mittelverwendungen,	zu	ermächtigen.
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-	 Ein	 Verwaltungsorgan	 (haushaltsleitendes	 Organ)	
stellt	 an	 den	 BMF	 den	 Antrag	 auf	 Ermächtigung	
(Zustimmung)	 des	 BMF	 zur	 Überschreitung	 der	
Mittelverwendung	 (eines	 Ausgabenansatzes)	 gem	
dem	BFG;	wobei	diese	Ansatzüberschreitung	bei	ih-
rer	Durchführung	zugleich	eine	Überschreitung	der	
Untergliederungs-Obergrenze	bewirken	würde.	

-	 Die	Erteilung	der	Zustimmung	der	BMF	stellt	einen	
zusammen	 gesetzten	 Akt	 der	 Rechtsvernichtung	
und	-setzung	dar,	mit	welchem	die	gesetzliche	Bin-
dungswirkung	des	(Ausgabenansatzes	im)	BFG	und	
zugleich	 (der	 Untergliederungs-Obergrenze)	 des	
BFRG	 durchbrochen	 und	 zugleich	 einem	 Verwal-
tungsorgan	eine	(neue)	Gebarungsermächtigung	er-
teilt	wird.	

Erst	wenn	durch	die	Überschreitungsgenehmigung	des	
BMF	ein	-	die	Untergliederungs-Obergrenzen	des	BFRG	
überschreitendes	–	neues	Gefüge	von	betraglich,	sach-
lich	und	zeitlich	begrenzten	Gebarungsermächtigungen	
gilt,	kann	die	Verwaltung	die	Mittel	entsprechend	die-
sen	 Gebarungsermächtigungen	 verwenden.	 Für	 die	
–	durch	Genehmigung	des	BMF	zulässigerweise	über-
schrittene	 -	Untergliederungsobergrenze	gilt	 –	wie	 für	
die	Rubrikenobergrenzen	–	dass	sie	keine	Gebarungser-
mächtigung	umschreibt,	ihr	kommt	keine	unmittelbare	
Bindungswirkung	für	die	Mittelverwendung	zu.
Fazit:	 Der	 Begriff	 „Haushaltsführung“	 im	 Einleitungs-
satz	des	Art	51	Abs	6		B-VG	bezieht	sich	auf	den	NR	als	
Bundesfinanzgesetzgeber	 und	 die	 Organe	 der	 Haus-
haltsführung	im	Rahmen	der	Ausgabengebarung.

Art 51 Abs 7263 und Art 51 Abs 9264 B-VG (Inhalt des 
BHG)

Diese	 Bestimmungen	 haben	 folgenden	 iW	 überein-
stimmenden	Wortlaut:

„Die näheren Bestimmungen über die Erstellung des Bundes-
finanzrahmengesetzes, des Bundesfinanzgesetzes und über 
die sonstige Haushaltsführung des Bundes sind nach ein- 
heitlichen Grundsätzen .....durch Bundesgesetz zu treffen“. 

Diese	 gesetzliche	 Inhaltsbeschreibung	 geht	 auf	 den	
wohl	 bekannten	 Wortlaut	 des	 Art	 51	 Abs	 6	 B-VG	
(idF	BGBl	 I	2003/100)	zurück.	 In	Bezug	auf	diese	alte	
Rechtslage	war	es	unklar,	ob	der	Begriff	„Erstellung“	
die	Rechtsetzung	durch	den	NR	mit	umfasst.265  
	 Auch	in	der	neuen	Regelung	sind	die	Begriffe	„Er-
stellung	des	BFRG“	bzw	„Erstellung	 ...	 des	BFG“	of-
fensichtlich	Teil	des	Begriffes	„Haushaltsführung“;	das	 

B-VG	nennt	danach	die	„sonstige	Haushaltsführung“	
als	weiteren	Regelungsgegenstand	des	BHG.	
	 Die	Erl	zu	Art	13	Abs	2	B-VG	idF	Art	I	Z	1	B-VGNH	
(so),	 in	welchem	ebenfalls	der	Begriff	„Haushaltsfüh-
rung“	verwendet	wird,	scheinen	darauf	hin	zu	deuten,	
dass	 im	Falle	der	Art	51	Abs	7266	bzw	Art	51	Abs	9267  
die	zur	„Haushaltsführung“	zählende	„Erstellung	des	
BFG“	auch	den	NR	bindet.	´
	 Für	 die	 Ermittlung	 des	 vom	 B-VG	 intendierten	
BHG-Inhaltes	müssen	jedoch	auch	die	übrigen	Inhalte	
der	für	die	beiden	Phasen	relevanten	Teile	des	Art	51	
(2009	–	2012:	Abs	7	und	ab	2013:	Abs	9)	heran	gezogen	
werden;	diese	enthalten	völlig	neue	Elemente	 für	die	
Umschreibung	des	BHG-Inhaltes:	
-	 Abs	7	nennt	(für	die	Zeit	von	2009	–	2012)	„die Glie-

derung und Bindungswirkung des Bundesfinanzrahmen-
gesetzes“	 als	 Regelungsauftrag	 für	 das	 BHG.	 Dem	
NR	als	Bundesfinanzrahmengesetzgeber	ist	es	somit	
nicht	 frei	 gestellt,	 diese	Bindungswirkungen	 selbst	
zu	bestimmen,	er	ist	vielmehr	an	die	Vorgaben	des	
BHG	gebunden.	

	 	 Eine	 gleichartige	 Bestimmung	 in	 Bezug	 auf	 das	
Bundesfinanzgesetz	 ist	 in	 Abs	 7	 nicht	 enthalten.	
Hier	 ist	 der	 NR	 als	 Bundesfinanzgesetzgeber	 frei,	
innerhalb	 des	 vom	 B-VG	 gezogenen	 Rahmens	 die	
Bindungswirkungen	des	BFG	selbst	zu	bestimmen.

-	 Im	Rahmen	des	Art	 51	Abs	 9	 B-VG	 (idF	Art	 I	 Z	 5	 
B	-VGNH	mit	zeitlichem	Geltungsbereich	ab	1.1.2013)	
werden	hingegen	ausdrücklich	die	

 „3. Erstellung, Gliederung und Bindungswirkung des 
Bundesfinanzrahmengesetzes“, 

 „4. die Gliederung des Bundesvoranschlages“	(also	des	
normativen	Bestandteiles	des	Bundesfinanzgesetzes	
–	und	nicht	etwa	nur	des	BFG-Entwurfes)	sowie	

 „5. die Bindungswirkung des Bundesfinanzgesetzes ...“ 
	 als	 Regelungsinhalte	 (arg:	 „zu	 regeln“)	 des	 BHG	
aufgezählt.	Diese	 ausdrücklichen	 zusätzlichen	 Ele-
mente	der	Inhaltsbeschreibung	des	BHG	weisen	da-
rauf	hin,	dass	die	B-VGNH	nicht	schon	auf	Grund	
der	Verwendung	des	Begriffes	„Haushaltsführung“	
zwingend	auch	die	gesetzgeberischen	Vorgänge	mit	
umfasst.	Es	sind	–	nur	–	die	zuvor	zitierten	Bestim-
mungen,	welche	 ab	 dem	 1.1.2013	 zweifelsfrei	 eine	
Bindung	 des	NR	 als	 Bundesfinanz(rahmen)gesetz-
geber	 gem	Art	 42	 Abs	 5	 B-VG	 beabsichtigen:	 Die	
„Bindungswirkung“	eines	Gesetzes	kann	nur	in	der	
Weise	„geregelt“	werden,	dh	Inhalt	des	BHG,	sein,	
wenn	die	Rechtssetzungsautorität,	 also	der	NR	als	
Bundesfinanz(rahmen)gesetzgeber,	an	diese	Gestal-
tung	 der	 „Bindungswirkung“	 des	 von	 ihm	 zu	 er-
lassenden	Gesetzes	gebunden	ist.	

263	idF	Art	I	Z		4	B-VGNH.
264	idF	Art	I	Z		5	B-VGNH.
265	vorsichtig	bejahend	Lödl	,Anmerkungen	zum	Haushaltsverfassungsrecht,	ÖHW	2002,	58	ff.
266	idF	Art	I	Z	4	B-VGNH.
267	idF	Art	I	Z	5	B-VGNH.
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Es	ist	daher	weiterhin	-	auch	für	die	Zeit	bis	Ende	2012	
auf	Basis	des	Art	51	Abs	7	B-VG	idF	Art	I	Z	4	B-VGNH	
-	 fraglich,	ob	die	Bundeshaushaltsgesetzgebung	dazu	
ermächtigt	ist,	den	NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	zu	
binden.
	 Das	BHG	hat	auch	Angelegenheiten	der	„sonstigen	
Haushaltsführung“	zu	regeln.	IdZ	erhebt	sich	die	Fra-
ge,	 ob	hiezu	auch	Regelungen	mit	Bindungswirkung	
für	 den	NR	 zählen.	 Solche	 gesetzgeberischen	Aktivi-
täten	könnten	nur	BG	gem	Art	42	Abs	5	B-VG	betref-
fend	 Finanzschulden,	 Haftungen	 und	 Verfügungen	
über	 Bundesvermögen	 zum	 Gegenstand	 haben.	 Das	
BHG	hat	hinsichtlich	dieser	Angelegenheiten	gem	Art	
51	Abs	 9	Z	 8,	 9	 und	 10	B-VG	 aber	 nur	Verwaltungs-
aufgaben	 zu	 regeln;	 eine	 Bindungswirkung	 dieser	
BHG-Regelungen	gegenüber	dem	NR	als	Gesetzgeber	
kommt	somit	nicht	in	Betracht.

Art 51 Abs 8 B-VG268 (Haushaltsgrundsätze):

„(8) Bei der Haushaltsführung des Bundes sind die Grund-
sätze der Wirkungsorientierung insbesondere auch unter 
Berücksichtigung des Ziels der tatsächlichen Gleichstellung 
von Frauen und Männern, der Transparenz, der Effizienz 
und der möglichst getreuen Darstellung der finanziellen 
Lage des Bundes zu beachten.“
	 Die	hier	normierten	„Grundsätze“	der	Haushalts-
führung	ähneln	 stark	den	Staatszielbestimmungen	 in	
Art	13	Abs	2	und	3	B-VG;	sie	gelten	aber	nur	für	den	
Bund.	Gem	den	ErlRV	(203	BlgNR	23.	GP	8)	sollte	de-
ren	Anwendung	auch	durch	Länder	und	Gemeinden	
angestrebt	werden.	Die	ErlRV	 (203	BlgNR	23.	GP	8f)	
führen	iZm	dem	Grundsatz	der	Wirkungsorientierung	
aus,	dass	„bei	Budgeterstellung	und	Haushaltsführung	
eine	Orientierung	an	den	mit	den	eingesetzten	Mitteln	
erreichten	Wirkungen	 erfolgt“.	 Diese	 Gegenüberstel-
lung	 der	 Begriffe	 „Budgeterstellung“	 und	 „Haus-
haltsführung“	scheint	darauf	hin	zu	deuten,	dass	die	
Haushaltsführung	 jedenfalls	 den	 gesetzgeberischen	
Anteil	an	der	Budgeterstellung,	also	das	BFG,	nicht	mit	
umfasst.	Mit	 der	 „Budgeterstellung“	 ist	 jedoch	zwei-
felsfrei	 auch	 die	 Feststellung	 des	 Budgets	 –	 also	 die	
Beschlussfassung	über	das	BFG	durch	den	NR	–	von	
den	Haushaltsgrundsätzen	erfasst.	Darüber	hinaus	ist	
zu	 berücksichtigen,	 dass	Art	 51	Abs	 9	 B-VG	den	NR	
als	Bundeshaushaltsgesetzgeber	ausdrücklich	an	diese	
Grundsätze	bindet,	uzw	auch	hinsichtlich	der	Vorga-
ben	für	die	Gestaltung	des	BFG	(Abs	9	Z	4	und	5).	Die 
Grundsätze der Haushaltsführung sind daher – eben-
so wie die Staatsziele gem Art 13 Abs 2 und 3 B-VG   
auch aus diesem Blickwinkel für den NR als Bundes-
finanzgesetzgeber verbindlich.	–	Diese	Gleichstellung	

liegt	offenbar	auch	den	ErlRV	zugrunde,	welche	Ziele	
und	 Grundsätze	 der	 Haushaltsführung	 unter	 einem	
zu	 den	 Hauptgesichtspunkten	 des	 Entwurfes	 zur	 
B-VGNH	zählen	(203	BlgNR	23.	GP	3f).
	 Auch	 hinsichtlich	 der	 Gebarungsermächtigungen	
ieS,	 also	 der	 BG	 gem	Art	 42	Abs	 5	 B-VG	 betreffend	
Finanzschulden,	 Haftungen	 und	 Verfügungen	 über	
Bundesvermögen,	 wird	 man	 zum	 gleichen	 Ergebnis	
gelangen:	 Da	 die	 gesamtstaatlichen	 Ziele	 der	 Haus-
haltsführung	gem	Art	13	Abs	2	und	3	B-VG	zweifelsoh-
ne	auch	den	NR	auch	im	Falle	der	Gebarungsermächti-
gungen	ieS	binden,	wird	anzunehmen	sein,	dass	solche	
BG	auch	den	Grundsätzen	 für	die	Haushaltsführung	
des	Bundes	gem	Art	51	Abs	8	B-VG	entsprechen	müs-
sen. 
	 Auf	 Basis	 der	 ab	 2013	 geltenden	 Verfassungsbe-
stimmungen	sind	somit	die	inhaltlichen	Vorgaben	der	
Verfassung	für	die	im	Rahmen	der	Haushaltsführung	
tätigen	 Gesetzgebung	 zahlreicher	 und	 vielgestaltiger	
als	bisher;	dies	eröffnet	breitere	Anwendungsmöglich-
keiten	 iR	verfassungsgerichtlicher	Normprüfungsver-
fahren.	

Art 51a Abs 1269 und Art 51b Abs 1270 (Leitkompetenz 
des BMF):

Auch	 hier	 liegen	 Vorschriften	 mit	 nahezu	 gleichem	
Wortlaut	vor:	
„Artikel 51b. (1) Der Bundesminister für Finanzen hat dafür 
zu sorgen, dass bei der Haushaltsführung zuerst die fälligen 
Verpflichtungen abgedeckt und sodann die übrigen Mittel-
verwendungen getätigt werden, diese jedoch nur nach Maß-
gabe der Bedeckbarkeit und unter Beachtung der Grundsätze 
gemäß Art. 51 Abs. 8.“
	 Mit	dieser	Bestimmung	wird	der	BMF	durch	das	
B-VG	 nicht	 ermächtigt,	 den	 NR	 als	 Bundesfinanzge-
setzgeber	rechtlich	bindend	zu	präjudizieren.	Die	hier	
normierte	 „Leitkompetenz“	 des	 BMF	 richtet	 sich	 an	
die	mit	der	Haushaltsführung	befassten	Verwaltungs-
organe.	IdZ	hat	der	BMF	diese	seine	Aufgabe	aber	auch	
im	Rahmen	der	Vorbereitung	des	Bundesfinanzgesetz-
entwurfes	wahr	zu	nehmen.

268	idF	Art	I	Z		5	B-VGNH.
269		idF	BGBl	2003/100	(gem	Art	151	Abs	37	Z		2	B-VG	idF	Art	I	Z	14	B-VGNH	endet	der	zeitliche	Geltungsbereich	des	Art	51a	erst	am	31.12.	2012).
270	idF	Art	I	Z	10	B-VGNH.
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Art 51b Abs 1271 und Art 51c Abs 1272 (Budget- 
überschreitungen):

Auch	hier	liegen	Vorschriften	mit	ähnlichem	Wortlaut	
vor.	
	 Artikel	 51c	Abs	 1	 B-VG	 lautet:	 „(1) Mittelverwen-
dungen, die im Bundesfinanzgesetz nicht vorgesehen sind 
oder die die vom Nationalrat genehmigten Mittelverwen-
dungen überschreiten, dürfen im Rahmen der Haushalts-
führung nur auf Grund bundesfinanzgesetzlicher Ermäch-
tigung geleistet werden.“
	 Der	 Begriff	 „Haushaltsführung“	 umfasst	 hier	 of-
fensichtlich	nur	die	Verwaltung;	nur	diese,	nicht	aber	
der	 NR	 als	 Bundesfinanzgesetzgeber,	 kann	 an	 eine	
bundesfinanzgesetzliche	 Ermächtigung	 gebunden	
werden.

Art 51c Abs 1273 und Art 51d Abs 1274 (Budget- 
ausschuss des NR):

„12. Art. 51d lautet:
„Artikel 51d. (1) Die Mitwirkung des Nationalrates an der 
Haushaltsführung obliegt dem mit der Vorberatung von 
Bundesfinanzgesetzen betrauten Ausschuss des National-
rates. Dieser kann bestimmte Aufgaben einem ständigen 
Unterausschuss übertragen, dem auch die Mitwirkung an 
der Haushaltsführung obliegt, wenn der Nationalrat vom 
Bundespräsidenten gemäß Art. 29 Abs. 1 aufgelöst wird. 
Der mit der Vorberatung von Bundesfinanzgesetzen betrau-
te Ausschuss und sein ständiger Unterausschuss sind auch 
außerhalb der Tagungen des Nationalrates (Art. 28) einzu-
berufen, wenn sich die Notwendigkeit dazu ergibt. Nähere 
Bestimmungen trifft das Bundesgesetz über die Geschäfts-
ordnung des Nationalrates.“ 
	 Diese	Bestimmungen	regeln	die	„Mitwirkung	des	
Nationalrates	 an	 der	 Haushaltsführung“	 im	 Wege	
eines	Ausschusses;	Art	51c	Abs	1	B-VG	tut	dies	unter	
ausdrücklichem	Bezug	auf	die	Erlassung	von	Verord-
nungen	 durch	 die	 BReg	 iEm	 dem	 Budgetausschuss	
und	die	Entgegennahme	von	Berichten.	Aber	auch	ab	
1.1.2013	ist	eine	Mitwirkung	des	NR	durch	einen	Aus-
schuss	und	nur	in	Bezug	auf	diese	beiden	Belange	vor-
gesehen275. 
	 Der	Begriff	„Haushaltsführung“	umfasst	igZ	zwar	
auch	 die	 Erzeugung	 von	 generellen	 Haushaltsvor-
schriften,	 nämlich	 von	 Verordnungen,	 nicht	 aber	 die	
„Erstellung	des	BFG“.	Auch	diese	Bestimmung	betrifft	
die	 „Budgeterstellung“276	 (gem	 den	 ErlRV)	 und	 den	
NR	als	Bundesfinanzgesetzgeber	somit	nicht.

271	idF	Art	I	Z		7	B-VGNH.
272	idF	Art	I	Z		11	B-VGNH.
273	idF	BGBl	I	2003/100.
274	idF	Art	I	Z		12	B	VGNH.
275	Verordnungen	gem	Art	51	Abs	7	Z	1	und	2	B-VG;	Berichte	gem	Art	51	Abs	9	Z	2,	51b	Abs	2,	51c	Abs	3	und	51d	Abs	2	B-VG.
276	Erl	zu	Art	13	Abs	2	B-VG	(RV	203	BlgNR	23.	GP	5).
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AB		 Ausschussbericht
AG		 Aktiengesellschaft
arg		 argumentum
BDG	 Beamtendienstrechtsgesetz
BFG(E)	 Bundesfinanzgesetz(entwurf)
BFRG	 Bundesfinanzrahmengesetz
BG		 Bundesgesetz
BHG	 Bundeshaushaltsgesetz
BK(A)	 Bundeskanzler(amt)
BlgNR	 Beilagen	zu	den	Stenographischen	 
	 	 Protokollen	des	Nationalrates
BM		 Bundesminister
BRA	 Bundesrechnungsabschluss
BReg	 Bundesregierung
bspw		 beispielsweise
BÜG	 Budgetüberschreitungsgesetz
BVG	 Bundesverfassungsgesetz
B-VG	 Bundes-Verfassungsgesetz	(B-VG)
BVG	GB/StB	BVG	Gemeindebund/Städtebund,	 
	 	 BGBl	I	1998/61
B-VGNov	 B-VG-Novelle
dh	 	 das	heißt
dzt		 derzeit
EGV	 Vertrag	zur	Gründung	der	Europäischen	 
	 	 Gemeinschaft
ErlRV	 Erläuterungen	zur	Regierungsvorlage
evtl		 eventuell
FN		 Fußnote
F-VG	 Finanz-Verfassungsgesetz	1948,	 
	 	 BGBl	1948/45	idF	BGBl	I	2007/103
GesmbH	 Gesellschaft	mit	beschränkter	Haftung
HGrG	 Haushaltsgrundsätzegesetz
hL	 	 herrschende	Lehre
Hpst	 Hauptstück
idF		 in	der	Fassung
idgF	 in	der	geltenden	Fassung
idR		 in	diesem	Rahmen,	in	der	Regel
idZ		 in	diesem	Zusammenhang
iEm		 im	Einvernehmen	mit
ieS	 	 im	engeren	Sinne
igZ		 im	gegebenen	Zusammenhang
inkl	 inklusive
insb	 insbesondere
iR(d)	 im	Rahmen	(dessen)
iS  im Sinne
iVm	 in	Verbindung	mit
iW	 	 im	Wesentlichen
KAVA	 Konjunkturausgleichvoranschlag
LH		 Landeshauptmann
max	 maximal
NR		 Nationalrat
oa	 	 oben	angeführt

öStP	 Österreichischer	Stabilitätspakt
Pkt		 Punkt
RH		 Rechnungshof
RHG	 Rechnungshofgesetz	1948,	BGBl	144		idF	 
	 	 BGBl	I	1999/39
RLV	 Rechnungslegungsverordnung,	 
	 	 BGBl	1990/150
Rsp	 Rechtsprechung
RV		 Regierungsvorlage
so	 	 siehe	oben
su	 	 siehe	unten
SWP	 Stabilitäts-	und	Wachstumspakt
tw	 	 teilweise
ua	 	 unter	anderem
uä	 	 und	ähnliches
uzw	 und	zwar
VfGH	 Verfassungsgerichtshof
VO		 Verordnung
vs	 	 versus
zit	 	 zitiert(e)
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